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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

Viel Freude beim Lesen 

Prof. Dr. Volker Epping
Präsident der  
Leibniz Universität Hannover

wissenschaftliche Forschung 
und wissenschaftliche Expertise 
sind in den vergangenen Jahren 
immer mehr Teil gesellschaft­
licher Diskussionen und Grund­
lage von gesellschaftlichen Ent­
scheidungsprozessen geworden. 
Der „wissenschaftliche Blick“ 
ist auch im Alltag oft präsent, 
der Begriff der „Wissensgesell­
schaft“ verdeutlicht diese Ent­
wicklung. Gleichzeitig sind ei­
nerseits immer noch sehr viele 
Menschen von diesen Diskursen 
ausgeschlossen und haben nicht 
die Möglichkeit, von Erkenntnis­
sen zu profitieren oder an ihnen 
teilzuhaben. Andererseits gibt es 
Bewegungen in der Gesellschaft, 
die die Bedeutung von Hoch­
schule und Wissenschaft gene­
rell in Frage stellen und ihren 
steigenden Einfluss ablehnen.

Hier setzt das „Forum Wissen­
schaftsreflexion“ an. Die Span­
nungsfelder, zwischen denen 
sich Wissenschaft positionieren 
und behaupten muss, sind enorm 
und bedürfen der Analyse. Das 
schließt die Reflexion über die 
eige nen Strukturen und Verfasst­
heit ein. 

Mit dem Forschungsbau „Forum 
Wissenschaftsreflexion“, der in 
Hannovers Nordstadt entstehen 
wird, wird wis senschafts­
reflexive Forschung einen Ort 
bekommen. Die Fragestellungen 
sind interdisziplinär ausgerichtet 
und werden im Kern von der 
Philosophie, der Soziologie, der 
Politik­, Rechts­ und Volkswirt­
schaftslehre betrachtet und von 
weiteren Disziplinen wie Ge­
schichtswissenschaft, Verwal­
tungswissenschaft, Linguistik, 

Literatur­ oder Kultur wissen­
schaft ergänzt.

Das Unimagazin gibt einen Ein­
blick in das entstehende „Forum 
Wissenschaftsreflexion“. Nach 
einer umfassenden Einleitung in 
das Thema widmet sich ein ers­
ter Teil den Ergebnissen der Stu­
dierendenforschung und erläu­
tert beispielsweise Wege an die 
Hochschule und fragt, warum 
Kinder von Nicht­Akademiker­
familien nach wie vor seltener 
studieren.

Anschließend werden epistemi­
sche und ethische Erkundungen 
zu so unterschiedlichen Themen 
wie „Corona als Jahrhundert­
Heraus forderung“, der Diskrimi­
nierung von speziellen Bevölke­
rungsgruppen durch Algorith­
men oder der strukturellen 
Ent wicklung von Hochschulen 
dargestellt.

Im dritten Teil nehmen die 
Autor*innen gesellschaftliche 
und wissenschaftsinterne Wider­
sprüche auf. So wird die Infrage­
stellung wissenschaftlichen  
Wissens in den Blick genommen 
ebenso wie der Vorschlag, Dritt­
mittel in der Forschung per Los­
verfahren zu verteilen.
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In den vergangenen Jahrzehn­
ten sind Wissenschaft und 
Hochschule einerseits gesell­
schaftsprägend geworden – 
aus diesem Grund werden 
Gegen wartsgesellschaften als 
Wissensgesellschaft tituliert. 
Zur gleichen Zeit und damit 
eng verknüpft sind anderer­
seits die Kritik an und die 
Wider stände gegen die gestie­
gene gesellschaftliche Bedeu­
tung von Wissenschaft und 
Hochschule gewachsen. Beide 
Entwicklungen – und ihr 
Wechselspiel – bedingen den 
Bedarf für Wissenschaftsrefle­
xion, und die Programmatik 
wissenschaftsreflexiver For­
schung leitet sich daraus ab.

Auf der einen Seite haben sich 
Wissenschaft und Forschung 
zu zentralen gesellschaftli­
chen Praxen entwickelt, die 
unentbehrlich für Wirtschaft, 
Politik, Verwaltung, Recht 
und für die meisten anderen 
sozialen Felder geworden 
sind. Sie dringen zudem im­
mer weiter in ehemals wissen­
schaftsferne Lebensbereiche 
vor; selbst für die Bewälti­
gung alltäglichster Probleme 
und die Lösung banalster Fra­
gen wird wissenschaftliches 
Wissen herangezogen. Zu sol­
chem „unnecessary know­
ledge“ – so der Titel einer wis­
senschaftlichen Zeitschrift – 
können beispielsweise Unter­

suchungen darüber gezählt 
werden, wie man am besten 
sein Frühstücksei öffnet. Weit­
gehend unbestritten ist, dass 
den sogenannten großen Her­
ausforderungen (grand chal­
lenges) wie der Begrenzung 
des Klimawandels und der 
Abmilderung seiner Folgen, 
der Bekämpfung einer Pande­
mie, dem Erhalt der Biodiver­
sität oder der Förderung des 
gesellschaftlichen Zusam­
menhalts nicht ohne Ergebnis­
se wissenschaftlicher For­
schung beizukommen ist. 

Die Hochschulbildung hat 
ebenso einen beträchtlichen 
Bedeutungszuwachs erfahren. 

Was ist, was will und wozu braucht es 
Wissenschaftsreflexion? 

Eine Einleitung 

Klimawandel, Energiewende, 

Pandemie: Ohne Wissenschaft 

sind die Herausforderungen 

des 21. Jahrhunderts nicht zu 

bewältigen. Doch ist Wissen-

schaft dabei gewaltigen 

Spannungsfeldern ausgesetzt 

– beispielsweise zwischen den 

Kräften der Ökonomie, 

der Politik und den Medien. 

Diese Herausforderungen ste-

hen beim „Forum Wissen-

schaftsreflexion“ im Fokus, 

welches in der Nordstadt 

Hannovers in direkter Nähe 

zum Hauptgebäude der Leibniz 

Universität in einem neu 

entstehenden Forschungsbau 

zusammengezogen wird.

1

Abbildung 1
Entwurf des „Forums 
Wissenschaftsreflexion“, 
welches in der Nordstadt 
Hannovers gebaut werden soll.
Quelle: Michel + Wolf Architekten, 
Stuttgart
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In Deutschland ebenso wie 
in vielen anderen Ländern bil­
det sie mittlerweile den „Nor­
malbildungsstandard“: der 
Großteil jeder Alterskohorte 
schreibt sich an Hochschulen 
ein. Vielfach wird „scientific 
literacy“ für eine aktive Teil­
nahme an Debatten über ge­
sellschaftliche Themen und 
politische Probleme vorausge­
setzt, was die Frage nach einer 
angemessenen politischen Re­
präsentation jener sozialen 
Gruppen aufwirft, die über 
diese Kompetenz nicht ver­
fügen.

Auf der anderen Seite darf die 
auf der faktischen Ebene un­
bestreitbare wachsende Be­
deutung der Wissenschaft 
und ihr tieferes Eindringen in 
viele Lebensbereiche nicht 
verwechselt werden mit der 
(zuweilen bei der Rede von 
der „Wissensgesellschaft“ 
auch mitschwingenden) uto­
pischen Hoffnung, wissen­
schaftliches Wissen könne ge­
sellschaftliche Kontroversen 
zum Verschwinden bringen, 
Ideologien neutralisieren oder 
unsere dringendsten Probleme 
regelmäßig effizienten und 
konfliktfreien Lösungen zu­
führen. Im Gegenteil ist zu be­
obachten, dass immer häufiger 
in Zweifel gezogen wird, ob 
Wissenschaft und Hochschule 
die in sie gesetzten gesell­
schaftlichen Erwartungen er­
füllen können. Die Überfüh­
rung wissenschaftlichen Wis­
sens in gesellschaftliche und 
technische Innovationen er­
weist sich oftmals als weitaus 
komplexer als gedacht. Viel­
fach erwachsen daraus zudem 
tiefgreifende soziale und poli­
tische Konflikte (wie im Bei­
spiel der grünen Gentechnik), 
und nicht selten rufen sie ethi­
sche und moralische Dilem­
mata hervor (zu sehen etwa 
bei Genom­Editierung bei Em­
bryonen und ganz allgemein 
bei der Fortpflanzungsmedi­
zin). Mancher Wissenstransfer 
generiert einen nicht leicht zu 
bewältigenden Regulierungs­
bedarf (zum Beispiel Künstli­

che Intelligenz, autonomes 
Fahren). Viele wissenschaftli­
che Empfehlungen stoßen bei 
der Umsetzung in die alltägli­
che Praxis auf Schwierigkeiten 
(man denke an die Abstands­ 
und Kontaktregeln bei Co­
vid­19 oder an Empfehlungen 
für eine gesunde Ernährung). 
Auch politische Entscheidun­
gen auf der Grund lage wis­
senschaftlicher Expertise zu 
treffen, stellt sich oftmals als 
komplizierter dar als voraus­
gesehen (wie etwa die Suche 
nach atomaren Endlagern il­
lustrieren kann). Obendrein 
mehren sich Stimmen, die Gel­
tung und Verlässlichkeit wis­
senschaftlichen Wissens 
grundsätzlich in Frag e stellen 
(etwa im Kontext der Verwei­
gerung der Ma sern impfung) 
und die gesellschaftliche Stel­
lung der Wissenschaft in der 
Wissens ge sell schaft funda­
mental angrei fen. Sogar wis­
senschaftliches Wissen, das 
wiederholt geprüft und bestä­
tigt wurde und über dessen 
Geltung und Verlässlichkeit 
breiter wissenschaftlicher 
Konsens besteht, sieht sich 
solcher Infragestellung ausge­
setzt (wie sich am deutlichsten 
im Falle des anthropogenen 
Klimawandels zeigt). 

Dies alles vollzieht sich zu­
dem parallel zu weitreichen­
den Veränderungen, die sich 
in den Wissenschaften selbst 
abspielen. Zum Teil setzen sie 
lange bekannte Dynamiken 
fort – wie die stetig fortschrei­
tende Spezialisierung und dis­
ziplinäre Fragmentierung, die 
mit dem Wachstum der wis­
senschaftlichen Wissenspro­
duktion einhergeht – zum Teil 
treten, bedingt durch techno­
logischen Wandel, völlig neu­
artige Erscheinungsformen 
der Wissenserzeugung hinzu. 
Der Einsatz von Computersi­
mulationen, die Auswertung 
gigantischer, nur noch ma­
schinell erheb­ und verarbeit­
barer Datenvolumina, der Ein­
satz von künstlicher Intelli­
genz und machine learning in 
der Forschung, die Beschleu­

nigung von Publikations­ und 
Kommunikationsprozessen 
und die Formation neuer, in­
terdisziplinärer Forschungs­
formationen für die Bearbei­
tung einzelner Forschungsfra­
gen implizieren sämtlich eine 
ständige Veränderung des er­
kenntnistheoretischen Profils 
aktueller Forschung, in Bezug 
auf das auch ihre öffentliche 
Glaubwürdigkeit immer wie­
der neu ausgelotet wird. 

Auch die Hochschulbildung 
wird vielfach gesellschaftlich 
und politisch kritisiert: Die 
Lehrinhalte seien zu wenig 
praxisnah, die Lehrmethoden 
häufig veraltet (Stichwort: 
Digi talisierung der Lehre), die 
Quote der Studienabbrüche 
zu hoch, die Ausrichtung auf 
Weiterbildung zu gering, die 
Geschlechtsspezifik einzelner 
Studiengänge (insbesondere 
Ingenieurwissenschaften) 
würde weitgehend ungebro­
chen fortgeschrieben. 

Dieses Spannungsgefüge von 
gesellschaftsprägender Be­
deutsamkeit und wachsender 
Infragestellung von Wissen­
schaft und Hochschule gibt 
der aktuellen wissenschaftsre­
flexiven Forschung ihr aus­
schlaggebendstes Grundthe­
ma vor. Dies bedingt, dass es 
sich um einem höchst dyna­
mischen und innovativen For­
schungsbereich handelt: So 
sind Wissenschaft und Hoch­
schule sowohl Teil als auch 
Treiber tiefgreifender und ra­
scher gesellschaftlicher Trans­
formationsprozesse und zu­
gleich fungieren sie als Refe­
renzgrößen wie auch als Ziel­
punkte gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen. Wis­
senschaftsreflexion muss des­
halb weit über die klassische 
Wissenschafts­ und Hoch­
schulforschung hinausweisen, 
die sich vorwiegend darauf 
beschränken, die Praxis dieser 
beiden Institutionen zu erfor­
schen. Dagegen befasst sich 
Wissenschaftsreflexion zent­
ral mit dem Verhältnis von 
Wissenschaft und Gesell­
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In den vergangenen Jahrzehn­
ten sind Wissenschaft und 
Hochschule einerseits gesell­
schaftsprägend geworden – 
aus diesem Grund werden 
Gegen wartsgesellschaften als 
Wissensgesellschaft tituliert. 
Zur gleichen Zeit und damit 
eng verknüpft sind anderer­
seits die Kritik an und die 
Wider stände gegen die gestie­
gene gesellschaftliche Bedeu­
tung von Wissenschaft und 
Hochschule gewachsen. Beide 
Entwicklungen – und ihr 
Wechselspiel – bedingen den 
Bedarf für Wissenschaftsrefle­
xion, und die Programmatik 
wissenschaftsreflexiver For­
schung leitet sich daraus ab.

Auf der einen Seite haben sich 
Wissenschaft und Forschung 
zu zentralen gesellschaftli­
chen Praxen entwickelt, die 
unentbehrlich für Wirtschaft, 
Politik, Verwaltung, Recht 
und für die meisten anderen 
sozialen Felder geworden 
sind. Sie dringen zudem im­
mer weiter in ehemals wissen­
schaftsferne Lebensbereiche 
vor; selbst für die Bewälti­
gung alltäglichster Probleme 
und die Lösung banalster Fra­
gen wird wissenschaftliches 
Wissen herangezogen. Zu sol­
chem „unnecessary know­
ledge“ – so der Titel einer wis­
senschaftlichen Zeitschrift – 
können beispielsweise Unter­

suchungen darüber gezählt 
werden, wie man am besten 
sein Frühstücksei öffnet. Weit­
gehend unbestritten ist, dass 
den sogenannten großen Her­
ausforderungen (grand chal­
lenges) wie der Begrenzung 
des Klimawandels und der 
Abmilderung seiner Folgen, 
der Bekämpfung einer Pande­
mie, dem Erhalt der Biodiver­
sität oder der Förderung des 
gesellschaftlichen Zusam­
menhalts nicht ohne Ergebnis­
se wissenschaftlicher For­
schung beizukommen ist. 

Die Hochschulbildung hat 
ebenso einen beträchtlichen 
Bedeutungszuwachs erfahren. 

Was ist, was will und wozu braucht es 
Wissenschaftsreflexion? 

Eine Einleitung 

Klimawandel, Energiewende, 

Pandemie: Ohne Wissenschaft 

sind die Herausforderungen 

des 21. Jahrhunderts nicht zu 

bewältigen. Doch ist Wissen-

schaft dabei gewaltigen 

Spannungsfeldern ausgesetzt 

– beispielsweise zwischen den 

Kräften der Ökonomie, 

der Politik und den Medien. 

Diese Herausforderungen ste-

hen beim „Forum Wissen-

schaftsreflexion“ im Fokus, 

welches in der Nordstadt 

Hannovers in direkter Nähe 

zum Hauptgebäude der Leibniz 

Universität in einem neu 

entstehenden Forschungsbau 

zusammengezogen wird.

1

Abbildung 1
Entwurf des „Forums 
Wissenschaftsreflexion“, 
welches in der Nordstadt 
Hannovers gebaut werden soll.
Quelle: Michel + Wolf Architekten, 
Stuttgart
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In Deutschland ebenso wie 
in vielen anderen Ländern bil­
det sie mittlerweile den „Nor­
malbildungsstandard“: der 
Großteil jeder Alterskohorte 
schreibt sich an Hochschulen 
ein. Vielfach wird „scientific 
literacy“ für eine aktive Teil­
nahme an Debatten über ge­
sellschaftliche Themen und 
politische Probleme vorausge­
setzt, was die Frage nach einer 
angemessenen politischen Re­
präsentation jener sozialen 
Gruppen aufwirft, die über 
diese Kompetenz nicht ver­
fügen.

Auf der anderen Seite darf die 
auf der faktischen Ebene un­
bestreitbare wachsende Be­
deutung der Wissenschaft 
und ihr tieferes Eindringen in 
viele Lebensbereiche nicht 
verwechselt werden mit der 
(zuweilen bei der Rede von 
der „Wissensgesellschaft“ 
auch mitschwingenden) uto­
pischen Hoffnung, wissen­
schaftliches Wissen könne ge­
sellschaftliche Kontroversen 
zum Verschwinden bringen, 
Ideologien neutralisieren oder 
unsere dringendsten Probleme 
regelmäßig effizienten und 
konfliktfreien Lösungen zu­
führen. Im Gegenteil ist zu be­
obachten, dass immer häufiger 
in Zweifel gezogen wird, ob 
Wissenschaft und Hochschule 
die in sie gesetzten gesell­
schaftlichen Erwartungen er­
füllen können. Die Überfüh­
rung wissenschaftlichen Wis­
sens in gesellschaftliche und 
technische Innovationen er­
weist sich oftmals als weitaus 
komplexer als gedacht. Viel­
fach erwachsen daraus zudem 
tiefgreifende soziale und poli­
tische Konflikte (wie im Bei­
spiel der grünen Gentechnik), 
und nicht selten rufen sie ethi­
sche und moralische Dilem­
mata hervor (zu sehen etwa 
bei Genom­Editierung bei Em­
bryonen und ganz allgemein 
bei der Fortpflanzungsmedi­
zin). Mancher Wissenstransfer 
generiert einen nicht leicht zu 
bewältigenden Regulierungs­
bedarf (zum Beispiel Künstli­

che Intelligenz, autonomes 
Fahren). Viele wissenschaftli­
che Empfehlungen stoßen bei 
der Umsetzung in die alltägli­
che Praxis auf Schwierigkeiten 
(man denke an die Abstands­ 
und Kontaktregeln bei Co­
vid­19 oder an Empfehlungen 
für eine gesunde Ernährung). 
Auch politische Entscheidun­
gen auf der Grund lage wis­
senschaftlicher Expertise zu 
treffen, stellt sich oftmals als 
komplizierter dar als voraus­
gesehen (wie etwa die Suche 
nach atomaren Endlagern il­
lustrieren kann). Obendrein 
mehren sich Stimmen, die Gel­
tung und Verlässlichkeit wis­
senschaftlichen Wissens 
grundsätzlich in Frag e stellen 
(etwa im Kontext der Verwei­
gerung der Ma sern impfung) 
und die gesellschaftliche Stel­
lung der Wissenschaft in der 
Wissens ge sell schaft funda­
mental angrei fen. Sogar wis­
senschaftliches Wissen, das 
wiederholt geprüft und bestä­
tigt wurde und über dessen 
Geltung und Verlässlichkeit 
breiter wissenschaftlicher 
Konsens besteht, sieht sich 
solcher Infragestellung ausge­
setzt (wie sich am deutlichsten 
im Falle des anthropogenen 
Klimawandels zeigt). 

Dies alles vollzieht sich zu­
dem parallel zu weitreichen­
den Veränderungen, die sich 
in den Wissenschaften selbst 
abspielen. Zum Teil setzen sie 
lange bekannte Dynamiken 
fort – wie die stetig fortschrei­
tende Spezialisierung und dis­
ziplinäre Fragmentierung, die 
mit dem Wachstum der wis­
senschaftlichen Wissenspro­
duktion einhergeht – zum Teil 
treten, bedingt durch techno­
logischen Wandel, völlig neu­
artige Erscheinungsformen 
der Wissenserzeugung hinzu. 
Der Einsatz von Computersi­
mulationen, die Auswertung 
gigantischer, nur noch ma­
schinell erheb­ und verarbeit­
barer Datenvolumina, der Ein­
satz von künstlicher Intelli­
genz und machine learning in 
der Forschung, die Beschleu­

nigung von Publikations­ und 
Kommunikationsprozessen 
und die Formation neuer, in­
terdisziplinärer Forschungs­
formationen für die Bearbei­
tung einzelner Forschungsfra­
gen implizieren sämtlich eine 
ständige Veränderung des er­
kenntnistheoretischen Profils 
aktueller Forschung, in Bezug 
auf das auch ihre öffentliche 
Glaubwürdigkeit immer wie­
der neu ausgelotet wird. 

Auch die Hochschulbildung 
wird vielfach gesellschaftlich 
und politisch kritisiert: Die 
Lehrinhalte seien zu wenig 
praxisnah, die Lehrmethoden 
häufig veraltet (Stichwort: 
Digi talisierung der Lehre), die 
Quote der Studienabbrüche 
zu hoch, die Ausrichtung auf 
Weiterbildung zu gering, die 
Geschlechtsspezifik einzelner 
Studiengänge (insbesondere 
Ingenieurwissenschaften) 
würde weitgehend ungebro­
chen fortgeschrieben. 

Dieses Spannungsgefüge von 
gesellschaftsprägender Be­
deutsamkeit und wachsender 
Infragestellung von Wissen­
schaft und Hochschule gibt 
der aktuellen wissenschaftsre­
flexiven Forschung ihr aus­
schlaggebendstes Grundthe­
ma vor. Dies bedingt, dass es 
sich um einem höchst dyna­
mischen und innovativen For­
schungsbereich handelt: So 
sind Wissenschaft und Hoch­
schule sowohl Teil als auch 
Treiber tiefgreifender und ra­
scher gesellschaftlicher Trans­
formationsprozesse und zu­
gleich fungieren sie als Refe­
renzgrößen wie auch als Ziel­
punkte gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen. Wis­
senschaftsreflexion muss des­
halb weit über die klassische 
Wissenschafts­ und Hoch­
schulforschung hinausweisen, 
die sich vorwiegend darauf 
beschränken, die Praxis dieser 
beiden Institutionen zu erfor­
schen. Dagegen befasst sich 
Wissenschaftsreflexion zent­
ral mit dem Verhältnis von 
Wissenschaft und Gesell­

035-141_003476_v02_211014144651_Red.indd   3035-141_003476_v02_211014144651_Red.indd   3 08.11.2021   08:21:4308.11.2021   08:21:43

5

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   5035-141_unimagazin_Inhalt.indd   5 24.11.2021   13:01:2224.11.2021   13:01:22



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

schaft, geht also von der ge­
sellschaftlichen Einbettung 
von Wissenschaft, Forschung 
und Hochschule aus und will 
auf dieser Grundlage ein um­
fassenderes Verständnis von 
Wissenschaft und Hochschule 
in der Wissensgesellschaft 
entwickeln. Dazu widmet sie 
sich Fragen von gesamtgesell­
schaftlicher Tragweite und 
Dringlichkeit, indem sie etwa 
die Ursachen der wachsenden 
Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissen­
schaftlicher Expertise er­
forscht, sozialstrukturelle Po­
larisierungen aufgrund der 
Entwertung nicht akademi­
scher Bildung untersucht, die 
ethischen und rechtlichen 
Grenzen bestimmter For­
schungsrichtungen und ­wei­
sen ausleuchtet oder Grenzen 
und Einschränkungen von 
wissenschaftlicher Unabhän­
gigkeit und Wissenschafts­
freiheit betrachtet. 

Aus dieser Bedarfsbeschrei­
bung erklärt sich die wissen­
schaftsreflexive Forschungs­
programmatik. Wissen­
schaftsreflexion betrachtet 
Wissenschaft und Hochschule 
als kulturelle und soziale Phä­
nomene, die als solche vor­
nehmlich von den Geistes­ 
und Sozialwissenschaften zu 
beforschen sind. Die Mehrzahl 
der wissenschaftsreflexiven 
Fragestellungen sind Quer­
schnittsfragen, weshalb eine 
breite interdisziplinäre For­
schungskonzeption gepflegt 
wird, in der Philosophie, So­
ziologie, Politikwissenschaft, 
Volkswirtschaftslehre und 
Rechtswissenschaft die Kern­
fächer bilden. Wenn es die 
Forschungsfragen erfordern, 
werden weitere Disziplinen 
wie Geschichtswissenschaft, 
Verwaltungswissenschaft, 
Linguistik, Literatur­ oder 
Kulturwissenschaft mit einbe­
zogen. Eine solche interdiszip­
linäre Forschung ist für wis­
senschaftsreflexive Forschung 
essentiell, weil darüber ge­
meinsame Gegenstandsbezü­
ge hergestellt, Theoriewissen 
und die Methodenkenntnisse 
verschränkt werden. Nur so 
kann es gelingen, die großen, 
teilweise disruptiven Trans­
formationen, denen gegenwär­
tig Hochschule und Wissen­
schaft ausgesetzt und an de­
nen sie beteiligt sind, best­
möglich zu analysieren. 
Wis senschaftsreflexive For­
schung verknüpft außerdem 
deskriptive und normative 
Forschung, um darauf zu re­
agieren, dass der permanente 
Wandel der Anforderungen 
an Wissenschaft (etwa in 
Form veränderlicher Vorstel­
lungen von gesellschaftlicher 
Nützlichkeit und Glaubwür­
digkeit) und Hochschule (zum 
Beispiel offene Hochschule, 
mehr Diversität) wie auch die 
sich stetig weiterentwickeln­
den Forschungsmethoden und 
sich erweiternden Forschungs­
gegenstände stets neue rechtli­
che, ethische und politische 
Weichenstellungen erfordern. 
Zu Recht erhoffen sich Wis­

senschaftsorganisationen, 
Zivil gesellschaft, Politik und 
Rechtsprechung dafür hilfrei­
ches Orientierungswissen. 
Wissenschaftsreflexive For­
schung kann und soll dazu 
einen Beitrag leisten. Dabei ist 
sie durch den Ansatz geprägt, 
dass solchem Orientierungs­
wissen (das nicht ohne die 
Abwä gung normativer Argu­
mente auskommen kann) zu­
nächst die Herstellung eines 
soliden deskriptiven Verständ­
nisses der betreffenden Phä­
nomene vorgeordnet sein 
muss, und dass dieses sich 
des halb nicht von der Suche 
nach Gefahren, problemati­
schen Entwicklungen oder 
Schuldigen bereits die For­
schungslinien vorgeben lassen 
darf.

Schließlich legt wissenschafts­
reflexive Forschung großen 
Wert darauf, theoretische und 
empirische Forschung syste­
matisch miteinander zu ver­
schränken. In den verschiede­
nen an der Wissenschaftsrefle­
xion beteiligten Fächern sind 
die Relationen zwischen Theo­
rie und Empirie jeweils spezi­
fisch ausgeformt. Während 
beispielsweise bildungsöko­
nomische und ­soziologische 
Hochschulforschung stark 
empirisch ausgerichtet sind, 
leisten Wissenschaftsphiloso­
phie, rechts­ und politikwis­
senschaftliche Hochschul­ 
und Wissenschaftsforschung 
vorwiegend Begriffs­ und 
Theoriearbeit. Wissenschafts­
reflexion führt sie zusammen 
und eröffnet so die Möglich­
keit, derartige Einseitigkeiten 
abzubauen und hierdurch eine 
stärkere empirische Fundie­
rung theoretischer Konzepte 
und eine erhöhte theoretische 
Absicherung empirischer An­
sätze zu gewährleisten.

Innovativ ist Wissenschafts­
reflexion nicht nur, weil sie 
strikt interdisziplinär forscht, 
deskriptive und normative 
Forschung miteinander ver­
knüpft sowie Empirie und 
Theorie eng aufeinander be­

035-141_003476_v02_211014144651_Red.indd   4035-141_003476_v02_211014144651_Red.indd   4 08.11.2021   08:21:4408.11.2021   08:21:44

L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

zieht. Originell ist sie vor al­
lem auch deshalb, weil die 
wissenschaftsreflexive For­
schung gemeinsam mit den 
Disziplinen, deren Forschung 
untersucht wird – oft in grö­
ßeren Projektverbünden – zu­
sammenarbeitet – mit den Le­
bens­, Natur­ und Technik­
wissenschaften und, sofern 
geistes­ oder sozialwissen­
schaftliche Forschung unter­
sucht wird, auch mit diesen 
Fächergruppen. Die wissen­
schaftlichen Kooperationen 
zwischen der wissenschafts­
reflexiven Forschung und je­
nen Wissenschaften, deren Tä­
tigkeiten, Praxis und Resultate 
jeweils erforscht werden, er­
streckt sich prinzipiell auf alle 
Phasen des Forschungsprozes­
ses, etwa die Generierung von 
Forschungsfragen, die Erhe­
bung von Daten, die Analyse 
bis hin zu gemeinsamen Pub­
likationen. Besonders wichtig 
für die Zusammenarbeit sind 
die stetige Rückkopplung wis­
senschaftsreflexiver For­
schungsergebnisse mit den 
untersuchten Disziplinen und 
die gemeinsame Diskussion 
möglicher Empfehlungen für 
die Praxis. Auf diese Weise 
soll Wissenschaftsreflexion in 
alle Wissenschaften hineintra­
gen werden: Das oben be­
schriebene Spannungsgefüge, 
in welches Wissenschaft und 
Hochschule gestellt sind, be­
trifft alle Wissenschaften, und 
sie alle stehen vor der Heraus­
forderung, sich mit diesem 
auseinandersetzen und sich 
dazu zu positionieren, nicht 
zuletzt, um sich für den Erhalt 
der Voraussetzungen und die 
Verbesserung der Bedingun­
gen für Wissenschaft einzu­
setzen. 

Wissenschaftsreflexion

„Wissenschaftsreflexion“ ist einer von fünf etablierten 
Forschungsschwerpunkten der Leibniz Univer sität Han­
nover. Der fakultätsübergreifende Forschungs schwer­
punkt bündelt geistes­ und sozialwissenschaftliche For­
schungen über die sozialen, erkenntnistheoretischen, 
normativen, kulturellen, politischen, ökonomischen und 
rechtlichen Bedingungen von Wissenschaft. Beteiligt 
sind die philosophische, die wirtschaftswissenschaftli­
che und die juristische Fakultät. Die natur­ und technik­
wissenschaftlichen Fakultäten sind über zahlreiche ge­
meinsame Forschungsprojekte eingebunden. Um dem 
Forschungsschwerpunkt buchstäblich ein gemeinsames 
Dach zu geben, haben beteiligte Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler unter Federführung von Prof. Dr. 
Eva Barlösius einen Antrag beim Bund­Länder­Pro­
gramm Forschungsbauten gestellt, der 2020 vom Wissen­
schaftsrat zur Förderung empfohlen und von der Ge­
meinsamen Wissenschaftskonferenz bewilligt wurde. 
Das „Forum Wissenschaftsreflexion“ wird in den kom­
menden Jahren in Sichtnähe des Hauptgebäudes gebaut. 
Das Forum wird auf über 2000 qm die zentralen Institute 
und Arbeitsgruppen der Wissenschaftsreflexion beher­
bergen: das Institut für Philosophie, die Soziologische 
Wissenschafts­ und Hochschulforschung, das Centre for 
Ethics and Law in the Life Sciences (CELLS), das Leibniz 
Center for Science and Society (LCSS), das DFG­GRK In­
tegrating Ethics and Epistemology of Scientific Research, 
die LCSS­Graduiertenschule, das fdz.DZHW und die 
Nachwuchsforschungsgruppe Wissensinfrastrukturen 
der TIB.
 
Die Sektion Wissenschaftsreflexion in der Leibniz Uni­
versitätsgesellschaft e.V. wurde im Juli 2020 unter dem 
Dach der Leibniz Universitätsgesellschaft e.V., dem För­
derverein der LUH, gegründet. Ihre Aufgabe ist die ma­
terielle und immaterielle Förderung und Unterstützung 
der Forschung im profilgebenden Forschungsschwer­
punkt „Wissenschaftsreflexion“ der Leibniz Universität. 

Die Sektion bietet den Mitgliedern den Rahmen, sich z.B. 
über interdisziplinäre Formate in Forschung und Lehre 
sowie Verbundforschungsanträge auszutauschen und 
bei Anfragen Dritter nach wissenschaftlicher Expertise 
rasch auf die vorhandene Forschung an unserer Univer­
sität verweisen und gegebenenfalls gemeinsam Ein­
schätzungen und Positionen abgeben können (Third 
Mission/Wissenschaftskommunikation). 

Wenn Sie Mitglied werden wollen oder der Sektion 
„Wissen schaftsreflexion“ eine Spende zukommen lassen 
möchten, wenden Sie sich bitte an: 
Prof. Dr. Stephan Thomsen, Institut für Wirtschafts­
politik, thomsen@wipol.uni-hannover.de

Prof. Dr. Eva Barlösius
Jahrgang 1959, ist Professorin 
für Makrosoziologie und Sozial-
strukturanalyse am Institut für 
Soziologie sowie Sprecherin des 
Forums Wissenschaftsreflexion. 
Ihre Forschungsschwerpunkte 
sind unter anderem Wissen-
schaftssoziologie, Ungleich-
heitssoziologie und Soziologie 
der Infrastrukturen. Kontakt: 
e.barloesius@ish.uni-
hannover.de

Prof. Dr. Torsten Wilholt
Jahrgang 1973, ist Professor 
für Philosophie und Geschichte 
der Naturwissenschaften am 
Ins titut für Philosophie sowie 
Sprecher des DFG-Graduierten-
kollegs „Integrating Ethics and 
Epistemology of Scientific Re-
search“. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind allgemeine 
Wissenschaftstheorie, Wissen-
schaft und Werte, soziale Er-
kenntnistheorie und politische 
Philosophie der Wissenschaften 
sowie Wissenschaftstheorie der 
angewandten Wissenschaften.
Kontakt: torsten.wilholt@
philos.uni-hannover.de
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schaft, geht also von der ge­
sellschaftlichen Einbettung 
von Wissenschaft, Forschung 
und Hochschule aus und will 
auf dieser Grundlage ein um­
fassenderes Verständnis von 
Wissenschaft und Hochschule 
in der Wissensgesellschaft 
entwickeln. Dazu widmet sie 
sich Fragen von gesamtgesell­
schaftlicher Tragweite und 
Dringlichkeit, indem sie etwa 
die Ursachen der wachsenden 
Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissen­
schaftlicher Expertise er­
forscht, sozialstrukturelle Po­
larisierungen aufgrund der 
Entwertung nicht akademi­
scher Bildung untersucht, die 
ethischen und rechtlichen 
Grenzen bestimmter For­
schungsrichtungen und ­wei­
sen ausleuchtet oder Grenzen 
und Einschränkungen von 
wissenschaftlicher Unabhän­
gigkeit und Wissenschafts­
freiheit betrachtet. 

Aus dieser Bedarfsbeschrei­
bung erklärt sich die wissen­
schaftsreflexive Forschungs­
programmatik. Wissen­
schaftsreflexion betrachtet 
Wissenschaft und Hochschule 
als kulturelle und soziale Phä­
nomene, die als solche vor­
nehmlich von den Geistes­ 
und Sozialwissenschaften zu 
beforschen sind. Die Mehrzahl 
der wissenschaftsreflexiven 
Fragestellungen sind Quer­
schnittsfragen, weshalb eine 
breite interdisziplinäre For­
schungskonzeption gepflegt 
wird, in der Philosophie, So­
ziologie, Politikwissenschaft, 
Volkswirtschaftslehre und 
Rechtswissenschaft die Kern­
fächer bilden. Wenn es die 
Forschungsfragen erfordern, 
werden weitere Disziplinen 
wie Geschichtswissenschaft, 
Verwaltungswissenschaft, 
Linguistik, Literatur­ oder 
Kulturwissenschaft mit einbe­
zogen. Eine solche interdiszip­
linäre Forschung ist für wis­
senschaftsreflexive Forschung 
essentiell, weil darüber ge­
meinsame Gegenstandsbezü­
ge hergestellt, Theoriewissen 
und die Methodenkenntnisse 
verschränkt werden. Nur so 
kann es gelingen, die großen, 
teilweise disruptiven Trans­
formationen, denen gegenwär­
tig Hochschule und Wissen­
schaft ausgesetzt und an de­
nen sie beteiligt sind, best­
möglich zu analysieren. 
Wis senschaftsreflexive For­
schung verknüpft außerdem 
deskriptive und normative 
Forschung, um darauf zu re­
agieren, dass der permanente 
Wandel der Anforderungen 
an Wissenschaft (etwa in 
Form veränderlicher Vorstel­
lungen von gesellschaftlicher 
Nützlichkeit und Glaubwür­
digkeit) und Hochschule (zum 
Beispiel offene Hochschule, 
mehr Diversität) wie auch die 
sich stetig weiterentwickeln­
den Forschungsmethoden und 
sich erweiternden Forschungs­
gegenstände stets neue rechtli­
che, ethische und politische 
Weichenstellungen erfordern. 
Zu Recht erhoffen sich Wis­

senschaftsorganisationen, 
Zivil gesellschaft, Politik und 
Rechtsprechung dafür hilfrei­
ches Orientierungswissen. 
Wissenschaftsreflexive For­
schung kann und soll dazu 
einen Beitrag leisten. Dabei ist 
sie durch den Ansatz geprägt, 
dass solchem Orientierungs­
wissen (das nicht ohne die 
Abwä gung normativer Argu­
mente auskommen kann) zu­
nächst die Herstellung eines 
soliden deskriptiven Verständ­
nisses der betreffenden Phä­
nomene vorgeordnet sein 
muss, und dass dieses sich 
des halb nicht von der Suche 
nach Gefahren, problemati­
schen Entwicklungen oder 
Schuldigen bereits die For­
schungslinien vorgeben lassen 
darf.

Schließlich legt wissenschafts­
reflexive Forschung großen 
Wert darauf, theoretische und 
empirische Forschung syste­
matisch miteinander zu ver­
schränken. In den verschiede­
nen an der Wissenschaftsrefle­
xion beteiligten Fächern sind 
die Relationen zwischen Theo­
rie und Empirie jeweils spezi­
fisch ausgeformt. Während 
beispielsweise bildungsöko­
nomische und ­soziologische 
Hochschulforschung stark 
empirisch ausgerichtet sind, 
leisten Wissenschaftsphiloso­
phie, rechts­ und politikwis­
senschaftliche Hochschul­ 
und Wissenschaftsforschung 
vorwiegend Begriffs­ und 
Theoriearbeit. Wissenschafts­
reflexion führt sie zusammen 
und eröffnet so die Möglich­
keit, derartige Einseitigkeiten 
abzubauen und hierdurch eine 
stärkere empirische Fundie­
rung theoretischer Konzepte 
und eine erhöhte theoretische 
Absicherung empirischer An­
sätze zu gewährleisten.

Innovativ ist Wissenschafts­
reflexion nicht nur, weil sie 
strikt interdisziplinär forscht, 
deskriptive und normative 
Forschung miteinander ver­
knüpft sowie Empirie und 
Theorie eng aufeinander be­
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zieht. Originell ist sie vor al­
lem auch deshalb, weil die 
wissenschaftsreflexive For­
schung gemeinsam mit den 
Disziplinen, deren Forschung 
untersucht wird – oft in grö­
ßeren Projektverbünden – zu­
sammenarbeitet – mit den Le­
bens­, Natur­ und Technik­
wissenschaften und, sofern 
geistes­ oder sozialwissen­
schaftliche Forschung unter­
sucht wird, auch mit diesen 
Fächergruppen. Die wissen­
schaftlichen Kooperationen 
zwischen der wissenschafts­
reflexiven Forschung und je­
nen Wissenschaften, deren Tä­
tigkeiten, Praxis und Resultate 
jeweils erforscht werden, er­
streckt sich prinzipiell auf alle 
Phasen des Forschungsprozes­
ses, etwa die Generierung von 
Forschungsfragen, die Erhe­
bung von Daten, die Analyse 
bis hin zu gemeinsamen Pub­
likationen. Besonders wichtig 
für die Zusammenarbeit sind 
die stetige Rückkopplung wis­
senschaftsreflexiver For­
schungsergebnisse mit den 
untersuchten Disziplinen und 
die gemeinsame Diskussion 
möglicher Empfehlungen für 
die Praxis. Auf diese Weise 
soll Wissenschaftsreflexion in 
alle Wissenschaften hineintra­
gen werden: Das oben be­
schriebene Spannungsgefüge, 
in welches Wissenschaft und 
Hochschule gestellt sind, be­
trifft alle Wissenschaften, und 
sie alle stehen vor der Heraus­
forderung, sich mit diesem 
auseinandersetzen und sich 
dazu zu positionieren, nicht 
zuletzt, um sich für den Erhalt 
der Voraussetzungen und die 
Verbesserung der Bedingun­
gen für Wissenschaft einzu­
setzen. 

Wissenschaftsreflexion

„Wissenschaftsreflexion“ ist einer von fünf etablierten 
Forschungsschwerpunkten der Leibniz Univer sität Han­
nover. Der fakultätsübergreifende Forschungs schwer­
punkt bündelt geistes­ und sozialwissenschaftliche For­
schungen über die sozialen, erkenntnistheoretischen, 
normativen, kulturellen, politischen, ökonomischen und 
rechtlichen Bedingungen von Wissenschaft. Beteiligt 
sind die philosophische, die wirtschaftswissenschaftli­
che und die juristische Fakultät. Die natur­ und technik­
wissenschaftlichen Fakultäten sind über zahlreiche ge­
meinsame Forschungsprojekte eingebunden. Um dem 
Forschungsschwerpunkt buchstäblich ein gemeinsames 
Dach zu geben, haben beteiligte Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler unter Federführung von Prof. Dr. 
Eva Barlösius einen Antrag beim Bund­Länder­Pro­
gramm Forschungsbauten gestellt, der 2020 vom Wissen­
schaftsrat zur Förderung empfohlen und von der Ge­
meinsamen Wissenschaftskonferenz bewilligt wurde. 
Das „Forum Wissenschaftsreflexion“ wird in den kom­
menden Jahren in Sichtnähe des Hauptgebäudes gebaut. 
Das Forum wird auf über 2000 qm die zentralen Institute 
und Arbeitsgruppen der Wissenschaftsreflexion beher­
bergen: das Institut für Philosophie, die Soziologische 
Wissenschafts­ und Hochschulforschung, das Centre for 
Ethics and Law in the Life Sciences (CELLS), das Leibniz 
Center for Science and Society (LCSS), das DFG­GRK In­
tegrating Ethics and Epistemology of Scientific Research, 
die LCSS­Graduiertenschule, das fdz.DZHW und die 
Nachwuchsforschungsgruppe Wissensinfrastrukturen 
der TIB.
 
Die Sektion Wissenschaftsreflexion in der Leibniz Uni­
versitätsgesellschaft e.V. wurde im Juli 2020 unter dem 
Dach der Leibniz Universitätsgesellschaft e.V., dem För­
derverein der LUH, gegründet. Ihre Aufgabe ist die ma­
terielle und immaterielle Förderung und Unterstützung 
der Forschung im profilgebenden Forschungsschwer­
punkt „Wissenschaftsreflexion“ der Leibniz Universität. 

Die Sektion bietet den Mitgliedern den Rahmen, sich z.B. 
über interdisziplinäre Formate in Forschung und Lehre 
sowie Verbundforschungsanträge auszutauschen und 
bei Anfragen Dritter nach wissenschaftlicher Expertise 
rasch auf die vorhandene Forschung an unserer Univer­
sität verweisen und gegebenenfalls gemeinsam Ein­
schätzungen und Positionen abgeben können (Third 
Mission/Wissenschaftskommunikation). 

Wenn Sie Mitglied werden wollen oder der Sektion 
„Wissen schaftsreflexion“ eine Spende zukommen lassen 
möchten, wenden Sie sich bitte an: 
Prof. Dr. Stephan Thomsen, Institut für Wirtschafts­
politik, thomsen@wipol.uni-hannover.de

Prof. Dr. Eva Barlösius
Jahrgang 1959, ist Professorin 
für Makrosoziologie und Sozial-
strukturanalyse am Institut für 
Soziologie sowie Sprecherin des 
Forums Wissenschaftsreflexion. 
Ihre Forschungsschwerpunkte 
sind unter anderem Wissen-
schaftssoziologie, Ungleich-
heitssoziologie und Soziologie 
der Infrastrukturen. Kontakt: 
e.barloesius@ish.uni-
hannover.de

Prof. Dr. Torsten Wilholt
Jahrgang 1973, ist Professor 
für Philosophie und Geschichte 
der Naturwissenschaften am 
Ins titut für Philosophie sowie 
Sprecher des DFG-Graduierten-
kollegs „Integrating Ethics and 
Epistemology of Scientific Re-
search“. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind allgemeine 
Wissenschaftstheorie, Wissen-
schaft und Werte, soziale Er-
kenntnistheorie und politische 
Philosophie der Wissenschaften 
sowie Wissenschaftstheorie der 
angewandten Wissenschaften.
Kontakt: torsten.wilholt@
philos.uni-hannover.de
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In der sogenannten Bologna-
Deklaration haben 29 europä-
ische Staaten im Jahr 1999 mit 
der Schaffung eines Europä-
ischen Hochschulraums (Euro-
pean Higher Education Area, 
EHEA) begonnen. In diesem 
sollen die Studierenden mobi-
ler sein und eine bessere Be-
schäftigungsfähigkeit errei-
chen; zudem soll(te) die Wett-
bewerbsfähigkeit der Hoch-
schulsysteme in Europa 
insgesamt verbessert werden. 
Damit verbunden ist die euro-
paweite Etablierung eines 
zweistufigen Systems aus Ba-
chelor- (BA) und Master-Studi-
engängen (MA). Die bisherige 
Studienstruktur wurde in vie-
len Ländern abgelöst. Insbe-
sondere im deutschsprachigen 

Raum haben sich die Regel-
studiendauern auf nur noch 
sechs statt zuvor neun Semes-
ter bis zum ersten berufsquali-
fizierenden Abschluss ver-
kürzt. Die Reform hat eine 
Vielzahl ökonomischer Folgen, 
von denen nur einige beispiel-
haft genannt werden können: 
Für die Studierenden kann 
sich die Wahlentscheidung für 
ein Hochschulstudium verän-
dern. Gleichermaßen können 
auch Studienfach- und/oder 
Studien ortswahl beeinflusst 
werden. Damit gehen monetä-
re Effekte in Form veränderter 
Erwerbs- und Einkommens-
chancen einher, die auch lang-
fristige wirtschaftliche Folgen 
haben. Zugleich sind nicht-
monetäre Effekte zu erwarten, 

wie zum Beispiel gesundheit-
liche Auswirkungen durch an-
dere berufliche Anforderun-
gen. Über die Hochschulen hi-
naus verändert sich zudem der 
Wettbewerb im Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt, und mögli-
cherweise werden mittlere 
(und indirekt auch geringere) 
Qualifikationen verdrängt, 
was den Fachkräftemangel in 
spezifischen Ausbildungsbe-
rufen befördert.

Mehr als 20 Jahre nach der 
Dekla ration könnte man er-
warten, dass es zu diesen ex-
emplarisch herausgestellten 
Fragen bereits umfangreiche 
wissen schaftliche Ergebnisse 
gäbe. Der Blick in die Litera-
tur, wie in einem interdiszipli-

1

Ökonomische Analyse der Bologna-Reform

Methodische Überlegungen

Die Bologna-Reform hat vor 

22 Jahren die Hochschulland-

schaft in Europa verändert 

und die bisherigen Studien-

strukturen vielfach abgelöst. 

Untersuchungen, die die kausa-

len Wirkungen der Reform 

auf Studienentscheidungen, 

Studienerfolg, Studierenden-

mobilität und Arbeitsmarkt-

erträge analysieren, 

sind jedoch rar. 

Prof. Dr. Stephan Thomsen 

und Johannes Trunzer vom 

Institut für Wirtschaftspolitik 

formulieren methodische Über-

legungen, wie offene Fragen 

aus dem Bologna-Prozess 

untersucht werden könnten. 
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Abbildung 1
Diagramm zur Bologna-Um-
setzungsrate nach 141 Arbeits-
marktregionen in Deutschland 
über die Zeit und für fünf ver-
schiedene Studienbereiche. Hin-
weis: Die schwarze horizontale 
Linie zeigt den Median, die roten 
Punkte den Durchschnitt, die 
farbigen Boxen den Interquartils-
abstand, die schwarzen vertikalen 
Linien den 1,5-fachen Interquar-
tilsabstand und die grauen Linien 
den Verlauf der einzelnen Ar-
beitsmarktregionen. 
Quelle: Studierendenstatistik des 
Statistischen Bundesamts

nären Forschungsprojekt1 zwi-
schen Soziologie und Ökono-
mie am Leibniz Center for Sci-
ence and Society (LCSS) der 
Leibniz Universität Hannover 
herausgearbeitet, überrascht 
jedoch: Der Schwerpunkt der 
bisherigen Analysen liegt auf 
Governance-Prozessen, der in-
stitutionellen Verankerung 
oder den Veränderungen in 
der Lehre. Belastbare quantita-
tive Ergebnisse zu den kausa-
len Wirkungen auf Studie-
nentscheidungen, Studiener-
folg, Studierendenmobilität 
und insbesondere Arbeits-
markterträge sind hingegen 
nur in geringer Zahl verfüg-
bar; zudem sind sie in der Re-
gel räumlich oder fachlich be-
grenzt. Die Analyse der Ur-
sachen fördert drei zentrale 
Gründe zutage: 1. Beschrän-
kungen in der Datenlage, 2. 
Unterschiede in der Umset-
zung der Reformen, insbeson-
dere in Bezug auf Zuständig-
keit und Dauer, und 3. die 
Vielzahl weiterer Reformen 
und Veränderungen im Bil-
dungssystem und Arbeits-
markt im gleichen Zeitraum. 
Dies hat die Entwicklung ge-
eigneter Forschungsdesigns 
zur Identifikation kausaler Zu-
sammenhänge erschwert und 
erklärt die geringe Resonanz 
in der bisherigen Lite ratur. 

Warum ist die Identifikation 
kausaler Effekte der Bologna-
Reform so schwierig? Herz-
stück einer jeden Evaluation 
ist die Konstruktion einer an-
gemessenen Vergleichssituati-
on (kontrafaktische Situation), 
um die „Was-wäre-wenn“-Frage 
zu beantworten. Dies lässt 
sich am Beispiel des Arbeits-
markts illustrieren: Wie hätten 
sich Beschäftigung und Ge-
hälter der Studierenden entwi-
ckelt, wenn sie nicht unter Bo-
logna-Bedingungen studiert 
hätten? Der Vergleich der Ist-
Situation mit der hypotheti-
schen Situation ist dann der 
kausale Effekt. Das fundamen-
tale Evaluationsproblem ergibt 
sich daraus, dass jedes Indivi-
duum zu jedem Zeitpunkt nur 

in einem Zustand beobachtet 
werden kann, das heißt ent-
weder in einer Welt mit Bolog-
na oder einer Welt ohne. Das 
kontrafaktische Ergebnis zur 
Ermittlung des kausalen Ef-
fekts ist nicht direkt beobacht-
bar. Unter bestimmten Annah-
men lassen sich aber durch-
schnittliche Effekte, das heißt 
Effekte für ein zufällig be-
trachtetes Individuum, ermit-
teln. Hierzu muss eine geeig-
nete Vergleichsgruppe gebil-
det werden, zum Beispiel aus 
nicht-betroffenen Individuen. 
Ein einfacher Vergleich beider 
Gruppen reicht aber nicht aus: 
Nicht berücksichtigte Einflüs-
se, wie zum Beispiel Reformen 
zur selben Zeit oder die freie 
Studienwahl, wirken verzer-
rend auf die kausale Interpre-
tation. Die Eignung einer Ver-
gleichsgruppe bestimmt sich 
dementsprechend über die 
zentrale Eigenschaft, sich aus-
schließlich in dem interessie-
renden Treatment, das heißt 
der zu untersuchenden Re-
form, zu unterscheiden. Die 
Idee orientiert sich dabei an 
einem Laborexperiment, in 
dem diese Situation garantiert 
wird. In den vergangenen 
rund 30 Jahren haben Ökono-
minnen und Ökonomen sich 
darauf spezialisiert, soge-
nannte natürliche Experimente 
zu finden. Hierbei erzeugen 
institutionelle Rahmenbedin-
gungen eine quasi-zufällige 
Aufteilung in Treatment- und 
Vergleichsgruppen und erlau-
ben unter geeigneten Annah-
men die Identifizierung kau-
saler Effekte.

Die Bologna-Reform stellt – 
wie jede Politikreform – dabei 
zunächst die Treatment-Seite 
des Experiments dar. Die an-
dere, kontrafaktische Seite 
lässt sich durch geschickte 
Nutzung der zeitlichen und 
räumlichen Variation in der 
Umsetzung des Bologna-Pro-
zesses in Deutschland nähe-
rungsweise nachbilden: Wäh-
rend sich die Bundesländer 
zwar grundsätzlich auf ge-
meinsame strukturelle Vorga-

ben einigten (zum Beispiel 
Dauer, Profiltypen der neuen 
Studiengänge), konnten sie die 
tatsächliche Gesetzgebung 
über den Umfang der Umset-
zung individuell festlegen. 
Zum Beispiel haben einige 
Bundesländer, wie Sachsen, 
die Diplomabschlüsse nie 
ganz abgeschafft. Darüber hi-
naus wurde den Hochschulen 
ein hohes Maß an Autonomie 
zugestanden: Sie konnten frei 
über den Zeitpunkt der Um-
setzung der neuen Studien-
gangstruktur entscheiden, so-
lange diese bis 2010 abge-
schlossen sein würde. Dies 
führte zu großen Unterschie-
den in der Umsetzung der 
Refo rm zwischen den Hoch-
schulen sowie zwischen den 
Fakultäten beziehungsweise 
Fachbereichen innerhalb der 
Hochschulen, die auch auf 
regio naler Ebene noch sicht-
bar sind. 

Zur Hervorhebung der großen 
zeitlichen und räumlichen Va-
riation ist die Entwicklung des 
Anteils der BA-Studienanfän-
gerinnen und -anfänger an al-
len Studierenden im ersten 
Studienjahr (an Universitäten 
und Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften, die 
entweder die neuen BA- oder 
die alten Uni- und FH-Ab-
schlüsse anstreben) in 141 
Arbeits marktregionen in den 
Abbildungen 1 und 2 dargestellt. 
Zunächst sticht der lange, etwa 
zwölfjährige Umstellungszeit-
raum von den alten auf die 
neuen Abschlüsse klar heraus. 
Zugleich illustriert der S-för-
mige Verlauf die großen zeitli-
chen Unterschiede in der Ge-
schwindigkeit der Umstellung. 
In den ersten Jahren gab es nur 
wenige Early Adopters, die sehr 
kurzfristig auf das neue Sys-
tem umstellten. Danach be-
schleunigte sich die Imple-
mentierung in der Fläche und 
der größte Teil der Umstellung 
fand zwischen den Jahren 2004 
und 2008 statt. In diesem Zeit-
raum erreich ten die Unter-
schiede in der Umsetzung 
zwischen den Regionen ihren 
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Abbildung 1
Diagramm zur Bologna-Um-
setzungsrate nach 141 Arbeits-
marktregionen in Deutschland 
über die Zeit und für fünf ver-
schiedene Studienbereiche. Hin-
weis: Die schwarze horizontale 
Linie zeigt den Median, die roten 
Punkte den Durchschnitt, die 
farbigen Boxen den Interquartils-
abstand, die schwarzen vertikalen 
Linien den 1,5-fachen Interquar-
tilsabstand und die grauen Linien 
den Verlauf der einzelnen Ar-
beitsmarktregionen. 
Quelle: Studierendenstatistik des 
Statistischen Bundesamts

nären Forschungsprojekt1 zwi-
schen Soziologie und Ökono-
mie am Leibniz Center for Sci-
ence and Society (LCSS) der 
Leibniz Universität Hannover 
herausgearbeitet, überrascht 
jedoch: Der Schwerpunkt der 
bisherigen Analysen liegt auf 
Governance-Prozessen, der in-
stitutionellen Verankerung 
oder den Veränderungen in 
der Lehre. Belastbare quantita-
tive Ergebnisse zu den kausa-
len Wirkungen auf Studie-
nentscheidungen, Studiener-
folg, Studierendenmobilität 
und insbesondere Arbeits-
markterträge sind hingegen 
nur in geringer Zahl verfüg-
bar; zudem sind sie in der Re-
gel räumlich oder fachlich be-
grenzt. Die Analyse der Ur-
sachen fördert drei zentrale 
Gründe zutage: 1. Beschrän-
kungen in der Datenlage, 2. 
Unterschiede in der Umset-
zung der Reformen, insbeson-
dere in Bezug auf Zuständig-
keit und Dauer, und 3. die 
Vielzahl weiterer Reformen 
und Veränderungen im Bil-
dungssystem und Arbeits-
markt im gleichen Zeitraum. 
Dies hat die Entwicklung ge-
eigneter Forschungsdesigns 
zur Identifikation kausaler Zu-
sammenhänge erschwert und 
erklärt die geringe Resonanz 
in der bisherigen Lite ratur. 

Warum ist die Identifikation 
kausaler Effekte der Bologna-
Reform so schwierig? Herz-
stück einer jeden Evaluation 
ist die Konstruktion einer an-
gemessenen Vergleichssituati-
on (kontrafaktische Situation), 
um die „Was-wäre-wenn“-Frage 
zu beantworten. Dies lässt 
sich am Beispiel des Arbeits-
markts illustrieren: Wie hätten 
sich Beschäftigung und Ge-
hälter der Studierenden entwi-
ckelt, wenn sie nicht unter Bo-
logna-Bedingungen studiert 
hätten? Der Vergleich der Ist-
Situation mit der hypotheti-
schen Situation ist dann der 
kausale Effekt. Das fundamen-
tale Evaluationsproblem ergibt 
sich daraus, dass jedes Indivi-
duum zu jedem Zeitpunkt nur 

in einem Zustand beobachtet 
werden kann, das heißt ent-
weder in einer Welt mit Bolog-
na oder einer Welt ohne. Das 
kontrafaktische Ergebnis zur 
Ermittlung des kausalen Ef-
fekts ist nicht direkt beobacht-
bar. Unter bestimmten Annah-
men lassen sich aber durch-
schnittliche Effekte, das heißt 
Effekte für ein zufällig be-
trachtetes Individuum, ermit-
teln. Hierzu muss eine geeig-
nete Vergleichsgruppe gebil-
det werden, zum Beispiel aus 
nicht-betroffenen Individuen. 
Ein einfacher Vergleich beider 
Gruppen reicht aber nicht aus: 
Nicht berücksichtigte Einflüs-
se, wie zum Beispiel Reformen 
zur selben Zeit oder die freie 
Studienwahl, wirken verzer-
rend auf die kausale Interpre-
tation. Die Eignung einer Ver-
gleichsgruppe bestimmt sich 
dementsprechend über die 
zentrale Eigenschaft, sich aus-
schließlich in dem interessie-
renden Treatment, das heißt 
der zu untersuchenden Re-
form, zu unterscheiden. Die 
Idee orientiert sich dabei an 
einem Laborexperiment, in 
dem diese Situation garantiert 
wird. In den vergangenen 
rund 30 Jahren haben Ökono-
minnen und Ökonomen sich 
darauf spezialisiert, soge-
nannte natürliche Experimente 
zu finden. Hierbei erzeugen 
institutionelle Rahmenbedin-
gungen eine quasi-zufällige 
Aufteilung in Treatment- und 
Vergleichsgruppen und erlau-
ben unter geeigneten Annah-
men die Identifizierung kau-
saler Effekte.

Die Bologna-Reform stellt – 
wie jede Politikreform – dabei 
zunächst die Treatment-Seite 
des Experiments dar. Die an-
dere, kontrafaktische Seite 
lässt sich durch geschickte 
Nutzung der zeitlichen und 
räumlichen Variation in der 
Umsetzung des Bologna-Pro-
zesses in Deutschland nähe-
rungsweise nachbilden: Wäh-
rend sich die Bundesländer 
zwar grundsätzlich auf ge-
meinsame strukturelle Vorga-

ben einigten (zum Beispiel 
Dauer, Profiltypen der neuen 
Studiengänge), konnten sie die 
tatsächliche Gesetzgebung 
über den Umfang der Umset-
zung individuell festlegen. 
Zum Beispiel haben einige 
Bundesländer, wie Sachsen, 
die Diplomabschlüsse nie 
ganz abgeschafft. Darüber hi-
naus wurde den Hochschulen 
ein hohes Maß an Autonomie 
zugestanden: Sie konnten frei 
über den Zeitpunkt der Um-
setzung der neuen Studien-
gangstruktur entscheiden, so-
lange diese bis 2010 abge-
schlossen sein würde. Dies 
führte zu großen Unterschie-
den in der Umsetzung der 
Refo rm zwischen den Hoch-
schulen sowie zwischen den 
Fakultäten beziehungsweise 
Fachbereichen innerhalb der 
Hochschulen, die auch auf 
regio naler Ebene noch sicht-
bar sind. 

Zur Hervorhebung der großen 
zeitlichen und räumlichen Va-
riation ist die Entwicklung des 
Anteils der BA-Studienanfän-
gerinnen und -anfänger an al-
len Studierenden im ersten 
Studienjahr (an Universitäten 
und Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften, die 
entweder die neuen BA- oder 
die alten Uni- und FH-Ab-
schlüsse anstreben) in 141 
Arbeits marktregionen in den 
Abbildungen 1 und 2 dargestellt. 
Zunächst sticht der lange, etwa 
zwölfjährige Umstellungszeit-
raum von den alten auf die 
neuen Abschlüsse klar heraus. 
Zugleich illustriert der S-för-
mige Verlauf die großen zeitli-
chen Unterschiede in der Ge-
schwindigkeit der Umstellung. 
In den ersten Jahren gab es nur 
wenige Early Adopters, die sehr 
kurzfristig auf das neue Sys-
tem umstellten. Danach be-
schleunigte sich die Imple-
mentierung in der Fläche und 
der größte Teil der Umstellung 
fand zwischen den Jahren 2004 
und 2008 statt. In diesem Zeit-
raum erreich ten die Unter-
schiede in der Umsetzung 
zwischen den Regionen ihren 
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Abbildung 2
Karte der Bologna-Umsetzungs-
rate nach Arbeitsmarktregionen 
und ausgewählten Jahren. 
Hinweis: Weiß dargestellt sind 
alle Regionen, die im betrachteten 
Jahr weniger als 50 Studien-
anfängerinnen und -anfänger 
aufweisen. 
Quelle: Studierendenstatistik des 
Statistischen Bundesamts 

Höhepunkt und nahmen spä-
ter wieder ab, als die Late Ad-
opters aufholten. Seitdem eine 
Umsetzungsquote im regiona-
len Durchschnitt von 93% er-
reicht wurde, gibt es keine grö-
ßeren Änderungen mehr. Ab-
bildung 1 gibt zudem einen dif-
ferenzierten Einblick in die 
Entwicklung in fünf ausge-
wählten Studienbereichen. 
Trotz kleinerer Abweichungen 

lassen sich keine extremen Un-
terschiede erkennen. Studien-
gänge in den „Geisteswissen-
schaften“ haben dennoch eher 
früher, Studiengänge in „Wirt-
schaft“ und „Gesundheit, Sozi-
ales, Bildung“ eher später um-
gestellt. Darüber hinaus zeigen 
Studiengänge im MINT-Be-
reich mehr Ausreißer am Ende 
des Zeitraums, das heißt einen 
relativ hohen Anteil an alten 
Abschlüssen. 

Abbildung 2 ergänzt die Dar-
stellung um die räumliche 

Verteilung der Bologna-Um-
setzungsrate über die Zeit. 
Das räumlich zufällige Muster 
der Entwicklung wird insbe-
sondere bei Vergleich der Kar-
ten für die Jahre 2003 und 
2006 deutlich: In zeitlich nicht 
systematischer Weise haben 
die Hochschulen in den Ar-
beitsmarktregionen die Um-
stellung vollzogen. Es lassen 
sich vielfältige vergleichbare 

Arbeitsmarkträume mit unter-
schiedlichen Studiensituatio-
nen in der Übergangsphase 
finden.

Aus Sicht einer zufälligen Stu-
dienanfängerin beziehungs-
weise eines Studienanfängers 
ergaben sich während des 
langjährigen Umstellungspro-
zesses also ganz unterschied-
liche Möglichkeiten bezie-
hungsweise Wahrscheinlich-
keiten für ein BA-Studium – 
je nach Region, Abschlussjahr 
und angestrebter Fachrich-

tung. Gerade diese Variation 
kann genutzt werden, zu jeder 
Zeit Teilnehmer- und Ver-
gleichsgruppen zu definieren, 
die aus individueller Sicht 
eine quasi-zufällige Vertei-
lung repräsentieren. Durch 
die Anwendung moderner 
ökonomischer und insbeson-
dere ökonometrischer Unter-
suchungsmethoden, insbeson-
dere zur Bestimmung kausa-
ler Effekte, können die Wir-
kungen der Bologna-Reform 
auf verschiedene Ergebnisgrö-
ßen entsprechend identifiziert 
und quantifiziert werden. Än-
derungen in den Ergebnisgrö-
ßen lassen sich in einem sol-
chen Design dann ausschließ-
lich auf die Reform zurück-
führen und werden dazu von 
anderen, möglicherweise ver-
zerrenden Einflüssen isoliert. 
Beispielsweise haben wir in 
einer ersten Studie zeigen 
können, dass der Bologna-Pro-
zess die Zahl der beruflichen 
Ausbildungsanfänger mit Abi-
tur signifikant reduziert hat – 
und zwar über den Effekt der 
allgemeinen Bildungsexpansi-
on hinaus. Wir interpretieren 
dies als einen Beschleuni-
gungseffekt der Bologna-Re-
form, durch den die Attrakti-
vität einer dualen Ausbildung 
im Vergleich zum Hochschul-
studium für bestimmte Grup-
pen (insbesondere Männer in 
technischen Ausbildungen) 
abnimmt und sich die Nach-
fragelücke nach Auszubilden-
den vergrößert.2 Die kausale 
Evaluation bildet die zentrale 
Grundlage einer evidenzba-
sierten Politik. Sie trägt zu ob-
jektiven Entscheidungen bei, 
zum Beispiel über die Alloka-
tion verfügbarer Ressourcen 
oder erforderliche Anpassun-
gen aufgrund von Zielverfeh-
lungen, und erhöht die Ver-
antwortung von Entschei-
dungsträgerinnen und -trä-
gern durch Reduzierung 
möglicher willkürlicher Ent-
scheidungen. Auch für die Be-
antwortung der offenen Fra-
gen aus dem Bologna-Prozess 
kann und sollte sie zukünftig 
häufiger genutzt werden.

2
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Abbildung 2
Karte der Bologna-Umsetzungs-
rate nach Arbeitsmarktregionen 
und ausgewählten Jahren. 
Hinweis: Weiß dargestellt sind 
alle Regionen, die im betrachteten 
Jahr weniger als 50 Studien-
anfängerinnen und -anfänger 
aufweisen. 
Quelle: Studierendenstatistik des 
Statistischen Bundesamts 

Höhepunkt und nahmen spä-
ter wieder ab, als die Late Ad-
opters aufholten. Seitdem eine 
Umsetzungsquote im regiona-
len Durchschnitt von 93% er-
reicht wurde, gibt es keine grö-
ßeren Änderungen mehr. Ab-
bildung 1 gibt zudem einen dif-
ferenzierten Einblick in die 
Entwicklung in fünf ausge-
wählten Studienbereichen. 
Trotz kleinerer Abweichungen 

lassen sich keine extremen Un-
terschiede erkennen. Studien-
gänge in den „Geisteswissen-
schaften“ haben dennoch eher 
früher, Studiengänge in „Wirt-
schaft“ und „Gesundheit, Sozi-
ales, Bildung“ eher später um-
gestellt. Darüber hinaus zeigen 
Studiengänge im MINT-Be-
reich mehr Ausreißer am Ende 
des Zeitraums, das heißt einen 
relativ hohen Anteil an alten 
Abschlüssen. 

Abbildung 2 ergänzt die Dar-
stellung um die räumliche 

Verteilung der Bologna-Um-
setzungsrate über die Zeit. 
Das räumlich zufällige Muster 
der Entwicklung wird insbe-
sondere bei Vergleich der Kar-
ten für die Jahre 2003 und 
2006 deutlich: In zeitlich nicht 
systematischer Weise haben 
die Hochschulen in den Ar-
beitsmarktregionen die Um-
stellung vollzogen. Es lassen 
sich vielfältige vergleichbare 

Arbeitsmarkträume mit unter-
schiedlichen Studiensituatio-
nen in der Übergangsphase 
finden.

Aus Sicht einer zufälligen Stu-
dienanfängerin beziehungs-
weise eines Studienanfängers 
ergaben sich während des 
langjährigen Umstellungspro-
zesses also ganz unterschied-
liche Möglichkeiten bezie-
hungsweise Wahrscheinlich-
keiten für ein BA-Studium – 
je nach Region, Abschlussjahr 
und angestrebter Fachrich-

tung. Gerade diese Variation 
kann genutzt werden, zu jeder 
Zeit Teilnehmer- und Ver-
gleichsgruppen zu definieren, 
die aus individueller Sicht 
eine quasi-zufällige Vertei-
lung repräsentieren. Durch 
die Anwendung moderner 
ökonomischer und insbeson-
dere ökonometrischer Unter-
suchungsmethoden, insbeson-
dere zur Bestimmung kausa-
ler Effekte, können die Wir-
kungen der Bologna-Reform 
auf verschiedene Ergebnisgrö-
ßen entsprechend identifiziert 
und quantifiziert werden. Än-
derungen in den Ergebnisgrö-
ßen lassen sich in einem sol-
chen Design dann ausschließ-
lich auf die Reform zurück-
führen und werden dazu von 
anderen, möglicherweise ver-
zerrenden Einflüssen isoliert. 
Beispielsweise haben wir in 
einer ersten Studie zeigen 
können, dass der Bologna-Pro-
zess die Zahl der beruflichen 
Ausbildungsanfänger mit Abi-
tur signifikant reduziert hat – 
und zwar über den Effekt der 
allgemeinen Bildungsexpansi-
on hinaus. Wir interpretieren 
dies als einen Beschleuni-
gungseffekt der Bologna-Re-
form, durch den die Attrakti-
vität einer dualen Ausbildung 
im Vergleich zum Hochschul-
studium für bestimmte Grup-
pen (insbesondere Männer in 
technischen Ausbildungen) 
abnimmt und sich die Nach-
fragelücke nach Auszubilden-
den vergrößert.2 Die kausale 
Evaluation bildet die zentrale 
Grundlage einer evidenzba-
sierten Politik. Sie trägt zu ob-
jektiven Entscheidungen bei, 
zum Beispiel über die Alloka-
tion verfügbarer Ressourcen 
oder erforderliche Anpassun-
gen aufgrund von Zielverfeh-
lungen, und erhöht die Ver-
antwortung von Entschei-
dungsträgerinnen und -trä-
gern durch Reduzierung 
möglicher willkürlicher Ent-
scheidungen. Auch für die Be-
antwortung der offenen Fra-
gen aus dem Bologna-Prozess 
kann und sollte sie zukünftig 
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Mittlerweile verlassen knapp 
über 50 Prozent der Schüle­
r*in nen eines Jahrganges die 
Schule mit einer Hochschul­
zugangsberechtigung. Beson­
ders berufliche Schulen haben 
sich als wichtig für Schüle­
r*in nen ohne akademischen 
Bildungshintergrund heraus­
gestellt, um eine Studienbe­
rechtigung zu erhalten. So 
wurde erst kürzlich erneut be­
tont, dass die Wege zum Abi­
tur über berufliche Schulen 
durch weniger soziale Un­
gleichheiten gekennzeichnet 
sind als über den allgemein­
bildenden gymnasialen Weg 
(Holtmann et al. 2021). Die 
Gruppe junger Erwachsener 
ohne akademischen Bildungs­
hintergrund nutzt die Studi­
enoption jedoch seltener als 
Studienberechtigte aus 

Akademiker*innen­Haushal­
ten. Somit erweist sich die 
Einlösung der Hochschulzu­
gangsberechtigung als anfäl­
lig für die Reproduktion sozi­
aler Bildungsungleichheiten. 
An dieser Stelle setzt das lau­
fende LCSS­Brückenprojekt 
„Inklusive Zugänge an die 
Hochschule über berufliche 
Schulen?“ an. Es befasst sich 
aus soziologischer und erzie­
hungswissenschaftlicher Pers­
pektive mit beruflichen Schu­
len als möglichen Zubringern 
in ein Hochschulstudium. Im 
Fokus stehen dabei die Fra­
gen, ob und wie berufliche 
Schulen eine ungleichheitsre­
duzierende beziehungsweise 
­kompensierende Funktion im 
Übergang von der Schule auf 
die Hochschule ausüben und 
welche Rolle Wissenschaft 

und Forschung bei der Unter­
stützung der Studienorientie­
rung und ­vorbereitung an 
den Schulen spielt. 

In unserer Studie unterschei­
den wir konzeptionell zwi­
schen institutioneller und so­
zialer Durchlässigkeit. Unter 
sozialer Durchlässigkeit ver­
stehen wir die (Un­)Abhängig­
keit der Bildungsentscheidun­
gen von sozialen Kategorien, 
wie der sozialen Herkunft 
oder des Geschlechts. Insti­
tutionelle Durchlässigkeit 
dage gen fokussiert auf die in­
stitutionellen Strukturen, die 
erfolgreiches Lernen und 
Übergänge in ein Hochschul­
stu dium ermöglichen. Aspek­
te, die institutionelle Durch­
lässigkeit umfassen, sind Fra­
gen des Zugangs, Fragen der 

Wege an die Hochschule

Können berufliche Schulen Zugänge zu einer akademischen Bildung sozial öffnen?

Das Brückenprojekt 

„Inklusive Zugänge an die 

Hochschule über berufliche 

Schulen?“ befasst sich aus 

soziologischer und erziehungs-

wissenschaftlicher Perspektive 

mit beruflichen Schulen als 

möglichen Zubringern in ein 

Hochschulstudium. 

Wissenschaftler*innen vom 

Leibniz Forschungszentrum für 

Wissenschaft und Gesellschaft 

(LCSS) wollen klären, ob und 

wie berufliche Schulen mehr 

soziale Gleichheit im Zugang 

zu akademischer Bildung 

ermöglichen und welche Rolle 

Wissenschaft und Forschung 

dabei spielen.

Abbildung 1
Allein die Region Hannover ist 
Trägerin von 14 berufsbildenden 
Schulen und im berufsbildenden 
Bereich der größte Bildungsträger 
in Niedersachsen. Für die Studie, 
die im Text dargestellt wird, 
wurden anonymisiert verschie­
dene berufliche/berufsbildende 
Schulen in Niedersachsen analy­
siert. Die hier abgebildete berufs­
bildende Schule soll als Beispiel 
gelten und gehört nicht zu denen, 
die in der Studie untersucht 
wurde n.
Foto: Schröder
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Abbildung 3
Wege über berufliche Schulen an 
die Hochschule
Grafik: Eigene Darstellung

Anerkennung von in vorheri­
gen Bildungsgängen erlangten 
Kompetenzen, Fragen organi­
sationaler Verbindungen so­
wie Fragen der institutionali­
sierten Unterstützung von 
Lernenden über Information 
und Beratung, Finanzierung, 
Lernstrukturen und einer he­
terogenitätssensiblen Organi­
sationskultur (s. Abb. 2).

Institutionelle Vielfalt 
des deutschen Systems 
beruflicher Schulen

Die Wege über berufliche 
Schulen an die Hochschule 
sind vielfältig und unterschei­
den sich durch die föderale 
Struktur zwischen den Bun­
desländern. Innerhalb des 
Oberbegriffs der beruflichen 
(auch: berufsbildenden) Schu­
len können verschiedene 
Schulformen unterschieden 
werden, wie etwa Berufliche 
Gymnasien, Fachoberschulen 
oder Berufsoberschulen. Abbil­
dung 3 gibt einen vereinfach­
ten Überblick über die Land­
schaft von Schulen im Bereich 
der beruflichen Bildung in 
Niedersachsen, die Zugänge 
in die akademische Bildung 
ermöglichen. Dabei unter­
scheiden sich berufliche Schu­
len insofern, dass bestimmte 
Schulformen zielgerichtet auf 
den Erwerb einer Hochschul­
zugangsberechtigung ausge­
richtet sind, während andere 
auch auf berufliche Abschlüs­
se vorbereiten. Die Art der er­
worbenen Hochschulzugangs­
berechtigung unterscheidet 
sich ebenfalls nach besuchter 
Schulform. Es kann zwischen 
der allgemeinen Hochschul­
reife (AHR), der fachgebunde­
nen Hochschulreife (fgHR) 
und der Fachhochschulreife 
(FHR) unterschieden werden.

Auch wenn aus der Forschung 
bereits bekannt ist, dass die 
beruflichen Schulen einen 
wichtigen Beitrag für die Stei­
gerung der Studienberechtig­
tenzahl leisten, wurden die 
verschiedenen Formen beruf­

licher Schulen bisher nicht ge­
nauer auf ihre Unterstützung 
bei Erwerb und Verwertung 
einer Studienberechtigung un­
tersucht. An diesem Punkt 
setzt das laufende Forschungs­
projekt mit seinen zwei Teil­
projekten, die als Mixed­Me­
thod­Studie aufeinander auf­
bauen, an.

Welche Schulformen leiten 
in ein Studium?

Im ersten Teilprojekt untersu­
chen wir quantitativ die Stu­
dienabsichten von zukünfti­
gen Abiturient*innen unter­
schiedlicher sozialer Herkunft 
ein halbes Jahr vor dem Ab­
schluss. Konkret interessiert 
uns, ob verschiedene berufli­
che Schulformen Abiturien­
t*innen aus Nicht­Akademi­
ker*innen­Familien in unter­
schiedlichem Ausmaß auf ein 
Studium vorbereiten und de­

Unter anderem konnten wir 
zeigen, dass Schüler*innen 
aus Berufs­ und Fachober­
schulen vergleichbar hohe 
Ambitionen an einer Universi­
tät zu studieren entwickeln, 
wie jene aus Gymnasien oder 
Gesamtschulen – und sogar 
höhere als Schüler*innen an 
Beruflichen Gymnasien. Al­
lerdings zeigen sich auch Un­
terschiede in den Studienab­
sichten nach sozialer Her­

kunft. So sind die Absichten 
an einer Universität zu studie­
ren bei Schüler*innen aus 
Akademiker*innen­Haushal­

Abbildung 2
Institutionelle Durchlässigkeit 
nach Bernhard (2017)
Grafik: Eigene Darstellung

2

Anmerkung: durchgezogener Pfeil = direkter Zugang; gestrichelter Pfeil = Zugang abhängig von jeweiligem 
Bildungs gang; * = nur bei Erbringung von Zusatzqualifikationen. 

3

ren Studienabsichten beein­
flussen. Dazu wurden Daten 
des DZHW Studienberechtig­
tenpanels ausgewertet. 
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Mittlerweile verlassen knapp 
über 50 Prozent der Schüle­
r*in nen eines Jahrganges die 
Schule mit einer Hochschul­
zugangsberechtigung. Beson­
ders berufliche Schulen haben 
sich als wichtig für Schüle­
r*in nen ohne akademischen 
Bildungshintergrund heraus­
gestellt, um eine Studienbe­
rechtigung zu erhalten. So 
wurde erst kürzlich erneut be­
tont, dass die Wege zum Abi­
tur über berufliche Schulen 
durch weniger soziale Un­
gleichheiten gekennzeichnet 
sind als über den allgemein­
bildenden gymnasialen Weg 
(Holtmann et al. 2021). Die 
Gruppe junger Erwachsener 
ohne akademischen Bildungs­
hintergrund nutzt die Studi­
enoption jedoch seltener als 
Studienberechtigte aus 

Akademiker*innen­Haushal­
ten. Somit erweist sich die 
Einlösung der Hochschulzu­
gangsberechtigung als anfäl­
lig für die Reproduktion sozi­
aler Bildungsungleichheiten. 
An dieser Stelle setzt das lau­
fende LCSS­Brückenprojekt 
„Inklusive Zugänge an die 
Hochschule über berufliche 
Schulen?“ an. Es befasst sich 
aus soziologischer und erzie­
hungswissenschaftlicher Pers­
pektive mit beruflichen Schu­
len als möglichen Zubringern 
in ein Hochschulstudium. Im 
Fokus stehen dabei die Fra­
gen, ob und wie berufliche 
Schulen eine ungleichheitsre­
duzierende beziehungsweise 
­kompensierende Funktion im 
Übergang von der Schule auf 
die Hochschule ausüben und 
welche Rolle Wissenschaft 

und Forschung bei der Unter­
stützung der Studienorientie­
rung und ­vorbereitung an 
den Schulen spielt. 
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schen institutioneller und so­
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Übergänge in ein Hochschul­
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te, die institutionelle Durch­
lässigkeit umfassen, sind Fra­
gen des Zugangs, Fragen der 

Wege an die Hochschule

Können berufliche Schulen Zugänge zu einer akademischen Bildung sozial öffnen?
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mit beruflichen Schulen als 

möglichen Zubringern in ein 

Hochschulstudium. 

Wissenschaftler*innen vom 
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Wissenschaft und Gesellschaft 

(LCSS) wollen klären, ob und 

wie berufliche Schulen mehr 

soziale Gleichheit im Zugang 

zu akademischer Bildung 

ermöglichen und welche Rolle 

Wissenschaft und Forschung 

dabei spielen.

Abbildung 1
Allein die Region Hannover ist 
Trägerin von 14 berufsbildenden 
Schulen und im berufsbildenden 
Bereich der größte Bildungsträger 
in Niedersachsen. Für die Studie, 
die im Text dargestellt wird, 
wurden anonymisiert verschie­
dene berufliche/berufsbildende 
Schulen in Niedersachsen analy­
siert. Die hier abgebildete berufs­
bildende Schule soll als Beispiel 
gelten und gehört nicht zu denen, 
die in der Studie untersucht 
wurde n.
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Abbildung 3
Wege über berufliche Schulen an 
die Hochschule
Grafik: Eigene Darstellung
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sationaler Verbindungen so­
wie Fragen der institutionali­
sierten Unterstützung von 
Lernenden über Information 
und Beratung, Finanzierung, 
Lernstrukturen und einer he­
terogenitätssensiblen Organi­
sationskultur (s. Abb. 2).
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sind vielfältig und unterschei­
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(auch: berufsbildenden) Schu­
len können verschiedene 
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ten Überblick über die Land­
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der beruflichen Bildung in 
Niedersachsen, die Zugänge 
in die akademische Bildung 
ermöglichen. Dabei unter­
scheiden sich berufliche Schu­
len insofern, dass bestimmte 
Schulformen zielgerichtet auf 
den Erwerb einer Hochschul­
zugangsberechtigung ausge­
richtet sind, während andere 
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se vorbereiten. Die Art der er­
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berechtigung unterscheidet 
sich ebenfalls nach besuchter 
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reife (AHR), der fachgebunde­
nen Hochschulreife (fgHR) 
und der Fachhochschulreife 
(FHR) unterschieden werden.

Auch wenn aus der Forschung 
bereits bekannt ist, dass die 
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wichtigen Beitrag für die Stei­
gerung der Studienberechtig­
tenzahl leisten, wurden die 
verschiedenen Formen beruf­

licher Schulen bisher nicht ge­
nauer auf ihre Unterstützung 
bei Erwerb und Verwertung 
einer Studienberechtigung un­
tersucht. An diesem Punkt 
setzt das laufende Forschungs­
projekt mit seinen zwei Teil­
projekten, die als Mixed­Me­
thod­Studie aufeinander auf­
bauen, an.

Welche Schulformen leiten 
in ein Studium?

Im ersten Teilprojekt untersu­
chen wir quantitativ die Stu­
dienabsichten von zukünfti­
gen Abiturient*innen unter­
schiedlicher sozialer Herkunft 
ein halbes Jahr vor dem Ab­
schluss. Konkret interessiert 
uns, ob verschiedene berufli­
che Schulformen Abiturien­
t*innen aus Nicht­Akademi­
ker*innen­Familien in unter­
schiedlichem Ausmaß auf ein 
Studium vorbereiten und de­

Unter anderem konnten wir 
zeigen, dass Schüler*innen 
aus Berufs­ und Fachober­
schulen vergleichbar hohe 
Ambitionen an einer Universi­
tät zu studieren entwickeln, 
wie jene aus Gymnasien oder 
Gesamtschulen – und sogar 
höhere als Schüler*innen an 
Beruflichen Gymnasien. Al­
lerdings zeigen sich auch Un­
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sichten nach sozialer Her­
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ren bei Schüler*innen aus 
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ten konstant höher ausgeprägt 
(s. Abb. 4).

Wie unterstützen 
berufliche Schulen Übergänge 
in ein Studium?

Aufbauend auf diesen Ergeb­
nissen wird in unserem zwei­
ten Teilprojekt eine qualitative 
Erhebung an ausgewählten 
beruflichen Schulen in Nie­
dersachsen durchgeführt. 

Dabe i werden die folgenden 
Schulformen näher unter­
sucht: Berufliches Gymnasi­
um, Fachoberschule und Be­
rufsoberschule, jeweils der 
Fachrichtung Wirtschaft. 
Wir versuchen zu verstehen, 
was genau berufliche Schul­
formen auszeichnet und wie 
diese den Hochschulzugang 
insbesondere für Schüler*in­
nen aus Nicht­Akademike­
r*innen­Familien in besonde­
rem Maße fördern. Dabei le­
gen wir einen Fokus auf die 
Einzelorganisationen sowie 
auf institutionelle Strukturen 
und sprechen mit Akteur*in­
nen an den Schulen, um zu er­
fahren, wie die institutionel­
len, organisationalen und pä­

dagogischen Faktoren und 
Praktiken aussehen, die eine 
soziale und institutionelle 
Durchlässigkeit unterstützen. 

Erste Ergebnisse deuten dar­
auf hin, dass die Studienorien­
tierung und ­vorbereitung als 
eine von vielen Aufgaben be­
ruflicher Schulen verstanden 
wird, wobei die Entwicklung 
einer Studierfähigkeit der 
Schüler*innen – im Sinne ei­
nes selbstständigen, aktiven 

Lernens – eine zentrale Rolle 
einnimmt. Aber auch der Be­
such und die gemeinsame Re­
flexion von Hochschulinfor­
mationsangeboten, wie der 
Besuch von Vorlesungen, wird 
als wichtig erachtet, um den 
Schüler*innen einen ersten 
Ein druck zu vermitteln, was 
von ihnen an Hochschulen er­
wartet wird und wie unter­
schiedlich das Lernen im Ver­
gleich zur Schulrealität sein 
kann.

Wissenschaft und Forschung 
in der Schulpraxis?

Im Rahmen des qualitativen 
Teilprojekts soll zudem ein 

Beitrag zur Wissenschaftsfor­
schung geleistet werden. Wir 
untersuchen, inwiefern wis­
senschaftliche Erkenntnisse 
einen Einfluss auf die prakti­
sche Umsetzung und die Legi­
timation von Praktiken und 
Strukturen, die den Übergang 
an Hochschulen unterstützen, 
an beruflichen Schulen aus­
üben.

Es zeigt sich aus den ersten 
Inter views, dass das Schul­
personal einerseits ein unter­
schiedliches Verständnis da­
von hat, was es bedeuten 
kann, Forschung und Wissen­
schaft für die eigenen Schul­
strukturen und Praktiken zu 
nutzen. Andererseits unter­
scheiden sich auch die konkre­
ten Praktiken. Vielfach kann 
eine gewisse Distanz der Be­
fragten zur Roll e von Wissen­
schaft und Forschung in der 
Schulpraxis beobachtet wer­
den. Wissenschaft und For­
schung werden mit „der“ Uni­
versität verknüpft, weniger 
mit der Schulpraxis vor Ort.

„Na ja, so viel kriegen wir da ja gar 
nicht mit. Es sei denn, es gibt wieder 
irgendwelche Regelungen, wo wir uns 
dementsprechend anpassen müssen. 
Dann tun wir das natürlich auch. An-
sonsten (...) fehlt da glaube ich ein-
fach der Einblick. Ich glaube, da krie-
gen wir wenig mit, (...) was an der Uni 
läuft. Und häufig ist es auch sehr 
abgehoben von dem, was wir in der 
Praxis hier erleben.“ (Lehrkraft 1)

Das Nutzen wissenschaftlicher 
Erkenntnisse verbinden die 
befra gten Personen mit Zeit­
ressourcen, die der normale 
Schulalltag nicht hergibt. Da­
bei scheint eine umfassende ei­
genständige Information über 
aktuelle Forschung als kaum 
durchführbar innerhalb einer 
Schul­ oder Beratungs tätigkeit, 
auch wenn die Relevanz dieser 
durchaus erkannt wird.

„Also letztendlich ist es so, (…) man 
müsste, KONJUNKTIV, man müsste 
eigentlich sehr viel mehr machen. 
Aber im Prinzip ist es so, dass ich die 
Zeit einfach nicht habe.“ (Lehrkraft 2)

Abbildung 4
Studienabsichten nach Schulform 
und sozialer Herkunft
Grafik: Eigene Berechnungen 
basierend auf den Daten des DZHW 
Studienberechtigtenpanels 2015

Anmerkung: NA = nicht-akademisch; A = akademisch. Durchgeführt wurde eine multinomiale logistische 
Regression. Dargestellt sind vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten.
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Allerdings gibt es auch Leh­
rende, die sich mit aktueller 
Forschung in ihrer Freizeit be­
schäftigen und dies sogar als 
ihr Hobby betrachten.

„[…] [Fach]didaktik ist mein Hobby. 
Weil ich eben nicht genug Arbeitszeit 
hatte, habe ich mir das als Hobby 
genommen. Das heißt, ich mache es 
wirklich so, dass ich das wissenschaft-
lich versuche zu erarbeiten. Auch nur 
über eine begrenzte Zeit jedes Mal 
und vollkommen unabhängig von 
meinem Unterricht. Das habe ich los-
gelöst damit und dann fließt das 
natür lich wieder in den Unterricht 
rein.“ (Lehrkraft 3)

Interessanterweise erachten 
nur einige befragte Personen 
implementierte Verfahren, 
zum Beispiel der Evaluation, 
als eine Form von Wissen­
schaft oder Forschung, viel­
leicht auch, weil die zugrun­
deliegenden Materialien selbst 
erarbeitet wurden oder die 
Maßnahmen wenig standardi­
siert geschehen. Es zeigt sich 
aber, dass bereits evidenzba­
siertes Handeln und Formen 
des forschenden Lernens zur 
Verbesserung der Schulpraxis 
an Schulen stattfinden. 

„Wir machen einmal jährlich eine 
Schülerinnen- und Schülerbefragung. 
Online. Wo man individuell befragt 
wird. […] Und darauf basiert auch im 
Prinzip unsere Arbeit. Das heißt, wir 
analysieren das dann halt und entwi-
ckeln dann daraus, aus diesen Ergeb-
nissen, wo wir dann sehen, da sind De-
fizite, entwickeln daraus auch dann 
auch Ziele, Zielvereinbarungen mit 
den Bildungsgängen.“ (Lehrkraft 4)

Ausblick

Im Gesamten wird das vorge­
stellte Projekt klären, ob und 
wie berufliche Schulen mehr 
soziale Gleichheit im Zugang 
zu akademischer Bildung er­
möglichen und welche Rolle 
Wissenschaft und Forschung 
dabei spielen. Dazu führen 
wir in den nächsten Monaten 
unser qualitatives Teilprojekt 
fort und untersuchen beruf­

liche Schulen innerhalb von 
Niedersachsen in unterschied­
lichen institutionellen Ausge­
staltungen und soziostruktu­
rellen Kontexten.
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ten konstant höher ausgeprägt 
(s. Abb. 4).

Wie unterstützen 
berufliche Schulen Übergänge 
in ein Studium?

Aufbauend auf diesen Ergeb­
nissen wird in unserem zwei­
ten Teilprojekt eine qualitative 
Erhebung an ausgewählten 
beruflichen Schulen in Nie­
dersachsen durchgeführt. 

Dabe i werden die folgenden 
Schulformen näher unter­
sucht: Berufliches Gymnasi­
um, Fachoberschule und Be­
rufsoberschule, jeweils der 
Fachrichtung Wirtschaft. 
Wir versuchen zu verstehen, 
was genau berufliche Schul­
formen auszeichnet und wie 
diese den Hochschulzugang 
insbesondere für Schüler*in­
nen aus Nicht­Akademike­
r*innen­Familien in besonde­
rem Maße fördern. Dabei le­
gen wir einen Fokus auf die 
Einzelorganisationen sowie 
auf institutionelle Strukturen 
und sprechen mit Akteur*in­
nen an den Schulen, um zu er­
fahren, wie die institutionel­
len, organisationalen und pä­

dagogischen Faktoren und 
Praktiken aussehen, die eine 
soziale und institutionelle 
Durchlässigkeit unterstützen. 

Erste Ergebnisse deuten dar­
auf hin, dass die Studienorien­
tierung und ­vorbereitung als 
eine von vielen Aufgaben be­
ruflicher Schulen verstanden 
wird, wobei die Entwicklung 
einer Studierfähigkeit der 
Schüler*innen – im Sinne ei­
nes selbstständigen, aktiven 

Lernens – eine zentrale Rolle 
einnimmt. Aber auch der Be­
such und die gemeinsame Re­
flexion von Hochschulinfor­
mationsangeboten, wie der 
Besuch von Vorlesungen, wird 
als wichtig erachtet, um den 
Schüler*innen einen ersten 
Ein druck zu vermitteln, was 
von ihnen an Hochschulen er­
wartet wird und wie unter­
schiedlich das Lernen im Ver­
gleich zur Schulrealität sein 
kann.

Wissenschaft und Forschung 
in der Schulpraxis?

Im Rahmen des qualitativen 
Teilprojekts soll zudem ein 

Beitrag zur Wissenschaftsfor­
schung geleistet werden. Wir 
untersuchen, inwiefern wis­
senschaftliche Erkenntnisse 
einen Einfluss auf die prakti­
sche Umsetzung und die Legi­
timation von Praktiken und 
Strukturen, die den Übergang 
an Hochschulen unterstützen, 
an beruflichen Schulen aus­
üben.

Es zeigt sich aus den ersten 
Inter views, dass das Schul­
personal einerseits ein unter­
schiedliches Verständnis da­
von hat, was es bedeuten 
kann, Forschung und Wissen­
schaft für die eigenen Schul­
strukturen und Praktiken zu 
nutzen. Andererseits unter­
scheiden sich auch die konkre­
ten Praktiken. Vielfach kann 
eine gewisse Distanz der Be­
fragten zur Roll e von Wissen­
schaft und Forschung in der 
Schulpraxis beobachtet wer­
den. Wissenschaft und For­
schung werden mit „der“ Uni­
versität verknüpft, weniger 
mit der Schulpraxis vor Ort.

„Na ja, so viel kriegen wir da ja gar 
nicht mit. Es sei denn, es gibt wieder 
irgendwelche Regelungen, wo wir uns 
dementsprechend anpassen müssen. 
Dann tun wir das natürlich auch. An-
sonsten (...) fehlt da glaube ich ein-
fach der Einblick. Ich glaube, da krie-
gen wir wenig mit, (...) was an der Uni 
läuft. Und häufig ist es auch sehr 
abgehoben von dem, was wir in der 
Praxis hier erleben.“ (Lehrkraft 1)

Das Nutzen wissenschaftlicher 
Erkenntnisse verbinden die 
befra gten Personen mit Zeit­
ressourcen, die der normale 
Schulalltag nicht hergibt. Da­
bei scheint eine umfassende ei­
genständige Information über 
aktuelle Forschung als kaum 
durchführbar innerhalb einer 
Schul­ oder Beratungs tätigkeit, 
auch wenn die Relevanz dieser 
durchaus erkannt wird.

„Also letztendlich ist es so, (…) man 
müsste, KONJUNKTIV, man müsste 
eigentlich sehr viel mehr machen. 
Aber im Prinzip ist es so, dass ich die 
Zeit einfach nicht habe.“ (Lehrkraft 2)

Abbildung 4
Studienabsichten nach Schulform 
und sozialer Herkunft
Grafik: Eigene Berechnungen 
basierend auf den Daten des DZHW 
Studienberechtigtenpanels 2015

Anmerkung: NA = nicht-akademisch; A = akademisch. Durchgeführt wurde eine multinomiale logistische 
Regression. Dargestellt sind vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten.
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Allerdings gibt es auch Leh­
rende, die sich mit aktueller 
Forschung in ihrer Freizeit be­
schäftigen und dies sogar als 
ihr Hobby betrachten.

„[…] [Fach]didaktik ist mein Hobby. 
Weil ich eben nicht genug Arbeitszeit 
hatte, habe ich mir das als Hobby 
genommen. Das heißt, ich mache es 
wirklich so, dass ich das wissenschaft-
lich versuche zu erarbeiten. Auch nur 
über eine begrenzte Zeit jedes Mal 
und vollkommen unabhängig von 
meinem Unterricht. Das habe ich los-
gelöst damit und dann fließt das 
natür lich wieder in den Unterricht 
rein.“ (Lehrkraft 3)

Interessanterweise erachten 
nur einige befragte Personen 
implementierte Verfahren, 
zum Beispiel der Evaluation, 
als eine Form von Wissen­
schaft oder Forschung, viel­
leicht auch, weil die zugrun­
deliegenden Materialien selbst 
erarbeitet wurden oder die 
Maßnahmen wenig standardi­
siert geschehen. Es zeigt sich 
aber, dass bereits evidenzba­
siertes Handeln und Formen 
des forschenden Lernens zur 
Verbesserung der Schulpraxis 
an Schulen stattfinden. 

„Wir machen einmal jährlich eine 
Schülerinnen- und Schülerbefragung. 
Online. Wo man individuell befragt 
wird. […] Und darauf basiert auch im 
Prinzip unsere Arbeit. Das heißt, wir 
analysieren das dann halt und entwi-
ckeln dann daraus, aus diesen Ergeb-
nissen, wo wir dann sehen, da sind De-
fizite, entwickeln daraus auch dann 
auch Ziele, Zielvereinbarungen mit 
den Bildungsgängen.“ (Lehrkraft 4)

Ausblick

Im Gesamten wird das vorge­
stellte Projekt klären, ob und 
wie berufliche Schulen mehr 
soziale Gleichheit im Zugang 
zu akademischer Bildung er­
möglichen und welche Rolle 
Wissenschaft und Forschung 
dabei spielen. Dazu führen 
wir in den nächsten Monaten 
unser qualitatives Teilprojekt 
fort und untersuchen beruf­

liche Schulen innerhalb von 
Niedersachsen in unterschied­
lichen institutionellen Ausge­
staltungen und soziostruktu­
rellen Kontexten.
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Ein wichtiger Teil der Hoch-
schulforschung setzt sich mit 
Fragen der individuellen Teil-
habe an hochschulischer Bil-
dung sowie deren Erträge und 
Wirkungen auseinander. Bil-
dung ist heute einer der wohl 
zentralsten Faktoren für die 
erfolgreiche Integration von 
Menschen in wissensorien-
tierten Gegenwartsgesell-
schaften. Insbesondere der 
Zugang zu hochschulischer 
Bildung erweist sich dabei als 
immer wichtiger. Eng verwo-
ben ist diese Forschung mit 
Fragen der sozialen Ungleich-
heit. Neben der beschreiben-
den Dauerbeobachtung des 
Hochschulsystems auf der 
Ebene der Individuen beschäf-
tigt sich dieser Strang der 
Hochschulforschung mit den 
Rahmen- und Gelingensbe-
dingungen einer individuel-
len Teilhabe an hochschuli-
scher Bildung. Die Erkennt-
nisse liefern verschiedensten 
Akteuren in der Bildungs-, 
Hochschulpolitik und Wissen-
schaftspolitik relevantes Steu-
erungswissen. Deshalb über-
rascht es auch nicht, dass die 
Ergebnisse dieser Forschung 
regelmäßig Berücksichtigung 
finden in Bildungsberichtssys-
temen wie beispielsweise dem 
Nationalen Bildungsbericht, 
an dessen Erarbeitung der 
Wissenschaftsstandort Han-
nover über das Deutsche Zen-
trum für Hochschul- und Wis-
senschaftsforschung (DZHW) 
seit Jahren beteiligt ist.

In unserem vorliegenden Bei-
trag möchten wir diese Art 

Forschung an einem ganz 
konkreten Beispiel illustrie-
ren, nämlich an der Frage, wa-
rum Kinder aus Nicht-Akade-
mikerfamilien nach wie vor so 
selten studieren und wie sich 
diese Ungleichheiten erklären 
lassen. Betrachtet man die so-
ziale Zusammensetzung von 
Studienanfän ge r*innen in 
Deutschland mit der sozialen 
Komposition der altersglei-
chen Bevölkerung, zeigt sich, 
dass Kinder aus Akademiker-
familien im Studium deutlich 
überrepräsentiert sind. Kracke 
et al. (2018) zeigten, dass 53 
Prozent der Studienanfän ge-
r*innen aus einem Elternhaus 
stammen, in dem mindestens 
ein Elternteil selbst einen 
Hoch schul abschluss erwor ben 
hat. Ihr Anteil in der alters-
gleichen Bevölkerung beläuft 
sich dagegen auf nur 28 Pro-
zent. Unter den Studienanfän-
ge r*in nen ist der Anteil von 
Menschen aus einem akade-
misch gebildeten Elternhaus 
also fast doppelt so hoch wie 
in der altersgleichen Bevölke-
rung. Nur 30 Prozent der 
Studienanfänge r*innen in 
Deutschland kommen dage-
gen aus einem Elternhaus, in 
dem die Eltern höchstens 
einen beruflichen Abschluss 
erworben haben. Der Anteil 
dieser Gruppe in der alters-
gleichen Bevölkerung beläuft 
sich dagegen auf mehr als 50 
Prozent. Somit ist diese soziale 
Herkunftsgruppe im Studium 
deutlich unterrepräsentiert. 
Kracke et al. (2018) zeigten im 
selben Beitrag auch, dass diese 
Ungleichheiten im Zugang zu 

hochschulischer Bildung in 
weiten Teilen bereits im schu-
lischen Bildungssystem entste-
hen, da Kinder aus weniger 
hoch gebildeten Elternhäusern 
seltener das Gymnasium besu-
chen und seltener eine Hoch-
schulreife erwerben. 

Aber selbst wenn Kinder aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
sich an den entsprechenden 
schulischen Weichenstellun-
gen erfolgreich durchsetzen 
konnten und die Hochschul-
reife erworben haben, zeigen 
sich Unterschiede in der Stu-
dierwahrscheinlichkeit von 
Kindern aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfami-
lien. Entsprechende Ergebnis-
se aus der Hannoveraner For-
schung wurden auch im letz-
ten Bildungsbericht (2020) 
veröffentlicht. Hier wurde auf 
Basis der Daten des DZHW-
Studienberechtigtenpanels in 
einer multivariaten Analyse 
gezeigt, dass 86 Prozent der 
Kinder aus Akademikerfami-
lien studieren, wenn sie eine 
Hochschulreife erworben ha-
ben, im Vergleich zu 76 Pro-
zent der Kindern aus Nicht-
Akademikerfamilien. Dieser 
Unterschied von 10 Prozent-
punkten ist statistisch hoch 
signifikant. 

In Teilen lassen sich diese Un-
gleichheiten in der Studier-
wahrscheinlichkeit damit er-
klären, dass Kinder aus Aka-
demikerfamilien selbst bei 
schulisch eher schwachen 
Leistungen deutlich häufiger 
ein Studium aufnehmen als 

Soziale Herkunft hat starken Einfluss 

Warum Kinder aus Nicht-Akademikerfamilien seltener studieren

Die soziale Herkunft hat nach 

wie vor einen starken Einfluss 

auf den Bildungserwerb von 

Menschen. Dies zeigt sich auch 

am Übergang ins Studium. 

Prof. Dr. Sandra Buchholz und 

Prof. Dr. Monika Jungbauer-

Gans vom Deutschen Zentrum 

für Hochschul- und Wissen-

schaftsforschung (DZHW) 

erklären, warum Kinder aus 

Nicht-Akademikerfamilien nach 

wie vor so selten studieren und 

wie sich dies erklären lässt.
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Kinder aus Nicht-Akademi-
kerfamilien. Dies zeigt sich an 
den in Abbildung 1 dargestell-
ten Ergebnissen. Für diese 
Analysen wurden die vom 
DZHW befragten Studienbe-
rechtigten basierend auf ihren 
Schulabschlussnoten in fünf 
Gruppen, sogenannte Quinti-
le, unterteilt. Im ersten bezie-
hungsweise obersten Quintil 
finden sich die Studienberech-
tigten, die zu den 20 Prozent 
mit den besten Schulab-

schlussnoten zählten, im 
zweiten Quintil die 20 Prozent 
mit den nächstbesten Ab-
schlussnoten usw. Im fünften 
beziehungsweise untersten 
Quintil sind jene Studienbe-
rechtigten abgebildet, die die 
schwächsten Schulabschluss-
noten erreicht haben. Basie-
rend auf dieser Unterteilung 
wurde dann – getrennt für 
Kinder aus Akademiker- und 
Nicht-Akademikerfamilien – 
analysiert, wie häufig sie ein 
Studium aufnehmen. Zwar 
gilt für beide Gruppen: Je bes-
ser die schulischen Leistun-
gen, desto häufiger wird ein 
Studium aufgenommen. Je-
doch scheinen sich Kinder aus 
Akademikerfamilien bei ihrer 
Entscheidung, ob sie studie-
ren oder nicht, weit weniger 
an ihren schulischen Leistun-

gen zu orientieren als Kinder 
aus Nicht-Akademikerfamili-
en. Es bestehen zwar auf allen 
Leistungsniveaus signifikante 
Unterschiede in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Kin-
dern aus Akademiker- und 
Nicht-Akademikerfamilien. 
Besonders stark sind sie je-
doch bei Studienberechtigten 
mit eher schwachen Schulab-
schlussnoten. Der Unterschied 
in der Studierwahrscheinlich-
keit von Studienberechtigten 

aus Akademiker- und Nicht-
Akademikerfamilien beträgt 
bei sehr starken schulischen 
Leistungen „nur“ 7 Prozent-
punkte; bei sehr schwachen 
Leistungen beläuft er sich da-
gegen auf 14 Prozentpunkte 
und ist damit doppelt so hoch 
wie bei leistungsstarken Stu-
dienberechtigten. 

Nichtsdestotrotz, das zeigen 
die Analysen auch, können 
schulische Leistungsunter-
schiede nur einen eher kleinen 
Beitrag bei der Erklärung sozi-
aler Ungleichheiten am Über-
gang ins Studium leisten. Der 
Unterschied in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Stu-
dienberechtigten aus Akade-
miker- und Nicht-Akademi-
kerfamilien verringert sich 
ledig lich von 10 auf 8,1 Pro-

zent  punkte, wenn die Schul-
abschlussnoten in das Analy-
semodell aufgenommen wer-
den. Der Großteil der sozialen 
Disparitäten am Übergang ins 
Studium bleibt somit weiter 
unerklärt. Mit Daten von Stu-
dienberechtigten des Ab-
schlussjahrgangs 2018 erfor-
schen aktuell zwei DZHW-
Wissenschaftler*innen, Heiko 
Quast und Hanna Mentges, 
welche Einflussfaktoren im 
Einzelnen und in welchem 

Maße soziale Disparitäten in 
der Studienaufnahme in 
Deutschland erklären (kön-
nen). Dazu wurde eine soge-
nannte Dekompositionsanaly-
se durchgeführt, deren Ergeb-
nisse in Abbildung 2 dargestellt 
sind. 

Dabei bestätigt sich, dass schu-
lische Leistungsunterschiede 
bei der Erklärung der unter-
schiedlichen Studierwahr-
scheinlichkeit von Studienbe-
rechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfamili-
en nur eine eher kleine Rolle 
spielen. Nur gute 14 Prozent 
der Unterschiede lassen sich 
auf die Schulabschlussnote zu-
rückführen; weitere 7,6 Pro-
zent darauf, dass Kinder aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
häufiger die Fachhochschul-

Abbildung 1
Herkunftsspezifischer Einfluss 
der Abschlussnote auf die 
Studier wahrscheinlichkeit  
von Studienberechtigten.
Quelle: Nationaler Bildungsbericht 
(Autorengruppe Bildungsbericht 
2020, S. 186).
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Ein wichtiger Teil der Hoch-
schulforschung setzt sich mit 
Fragen der individuellen Teil-
habe an hochschulischer Bil-
dung sowie deren Erträge und 
Wirkungen auseinander. Bil-
dung ist heute einer der wohl 
zentralsten Faktoren für die 
erfolgreiche Integration von 
Menschen in wissensorien-
tierten Gegenwartsgesell-
schaften. Insbesondere der 
Zugang zu hochschulischer 
Bildung erweist sich dabei als 
immer wichtiger. Eng verwo-
ben ist diese Forschung mit 
Fragen der sozialen Ungleich-
heit. Neben der beschreiben-
den Dauerbeobachtung des 
Hochschulsystems auf der 
Ebene der Individuen beschäf-
tigt sich dieser Strang der 
Hochschulforschung mit den 
Rahmen- und Gelingensbe-
dingungen einer individuel-
len Teilhabe an hochschuli-
scher Bildung. Die Erkennt-
nisse liefern verschiedensten 
Akteuren in der Bildungs-, 
Hochschulpolitik und Wissen-
schaftspolitik relevantes Steu-
erungswissen. Deshalb über-
rascht es auch nicht, dass die 
Ergebnisse dieser Forschung 
regelmäßig Berücksichtigung 
finden in Bildungsberichtssys-
temen wie beispielsweise dem 
Nationalen Bildungsbericht, 
an dessen Erarbeitung der 
Wissenschaftsstandort Han-
nover über das Deutsche Zen-
trum für Hochschul- und Wis-
senschaftsforschung (DZHW) 
seit Jahren beteiligt ist.

In unserem vorliegenden Bei-
trag möchten wir diese Art 

Forschung an einem ganz 
konkreten Beispiel illustrie-
ren, nämlich an der Frage, wa-
rum Kinder aus Nicht-Akade-
mikerfamilien nach wie vor so 
selten studieren und wie sich 
diese Ungleichheiten erklären 
lassen. Betrachtet man die so-
ziale Zusammensetzung von 
Studienanfän ge r*innen in 
Deutschland mit der sozialen 
Komposition der altersglei-
chen Bevölkerung, zeigt sich, 
dass Kinder aus Akademiker-
familien im Studium deutlich 
überrepräsentiert sind. Kracke 
et al. (2018) zeigten, dass 53 
Prozent der Studienanfän ge-
r*innen aus einem Elternhaus 
stammen, in dem mindestens 
ein Elternteil selbst einen 
Hoch schul abschluss erwor ben 
hat. Ihr Anteil in der alters-
gleichen Bevölkerung beläuft 
sich dagegen auf nur 28 Pro-
zent. Unter den Studienanfän-
ge r*in nen ist der Anteil von 
Menschen aus einem akade-
misch gebildeten Elternhaus 
also fast doppelt so hoch wie 
in der altersgleichen Bevölke-
rung. Nur 30 Prozent der 
Studienanfänge r*innen in 
Deutschland kommen dage-
gen aus einem Elternhaus, in 
dem die Eltern höchstens 
einen beruflichen Abschluss 
erworben haben. Der Anteil 
dieser Gruppe in der alters-
gleichen Bevölkerung beläuft 
sich dagegen auf mehr als 50 
Prozent. Somit ist diese soziale 
Herkunftsgruppe im Studium 
deutlich unterrepräsentiert. 
Kracke et al. (2018) zeigten im 
selben Beitrag auch, dass diese 
Ungleichheiten im Zugang zu 

hochschulischer Bildung in 
weiten Teilen bereits im schu-
lischen Bildungssystem entste-
hen, da Kinder aus weniger 
hoch gebildeten Elternhäusern 
seltener das Gymnasium besu-
chen und seltener eine Hoch-
schulreife erwerben. 

Aber selbst wenn Kinder aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
sich an den entsprechenden 
schulischen Weichenstellun-
gen erfolgreich durchsetzen 
konnten und die Hochschul-
reife erworben haben, zeigen 
sich Unterschiede in der Stu-
dierwahrscheinlichkeit von 
Kindern aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfami-
lien. Entsprechende Ergebnis-
se aus der Hannoveraner For-
schung wurden auch im letz-
ten Bildungsbericht (2020) 
veröffentlicht. Hier wurde auf 
Basis der Daten des DZHW-
Studienberechtigtenpanels in 
einer multivariaten Analyse 
gezeigt, dass 86 Prozent der 
Kinder aus Akademikerfami-
lien studieren, wenn sie eine 
Hochschulreife erworben ha-
ben, im Vergleich zu 76 Pro-
zent der Kindern aus Nicht-
Akademikerfamilien. Dieser 
Unterschied von 10 Prozent-
punkten ist statistisch hoch 
signifikant. 

In Teilen lassen sich diese Un-
gleichheiten in der Studier-
wahrscheinlichkeit damit er-
klären, dass Kinder aus Aka-
demikerfamilien selbst bei 
schulisch eher schwachen 
Leistungen deutlich häufiger 
ein Studium aufnehmen als 

Soziale Herkunft hat starken Einfluss 

Warum Kinder aus Nicht-Akademikerfamilien seltener studieren

Die soziale Herkunft hat nach 

wie vor einen starken Einfluss 

auf den Bildungserwerb von 

Menschen. Dies zeigt sich auch 

am Übergang ins Studium. 
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für Hochschul- und Wissen-
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erklären, warum Kinder aus 

Nicht-Akademikerfamilien nach 

wie vor so selten studieren und 

wie sich dies erklären lässt.
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Kinder aus Nicht-Akademi-
kerfamilien. Dies zeigt sich an 
den in Abbildung 1 dargestell-
ten Ergebnissen. Für diese 
Analysen wurden die vom 
DZHW befragten Studienbe-
rechtigten basierend auf ihren 
Schulabschlussnoten in fünf 
Gruppen, sogenannte Quinti-
le, unterteilt. Im ersten bezie-
hungsweise obersten Quintil 
finden sich die Studienberech-
tigten, die zu den 20 Prozent 
mit den besten Schulab-

schlussnoten zählten, im 
zweiten Quintil die 20 Prozent 
mit den nächstbesten Ab-
schlussnoten usw. Im fünften 
beziehungsweise untersten 
Quintil sind jene Studienbe-
rechtigten abgebildet, die die 
schwächsten Schulabschluss-
noten erreicht haben. Basie-
rend auf dieser Unterteilung 
wurde dann – getrennt für 
Kinder aus Akademiker- und 
Nicht-Akademikerfamilien – 
analysiert, wie häufig sie ein 
Studium aufnehmen. Zwar 
gilt für beide Gruppen: Je bes-
ser die schulischen Leistun-
gen, desto häufiger wird ein 
Studium aufgenommen. Je-
doch scheinen sich Kinder aus 
Akademikerfamilien bei ihrer 
Entscheidung, ob sie studie-
ren oder nicht, weit weniger 
an ihren schulischen Leistun-

gen zu orientieren als Kinder 
aus Nicht-Akademikerfamili-
en. Es bestehen zwar auf allen 
Leistungsniveaus signifikante 
Unterschiede in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Kin-
dern aus Akademiker- und 
Nicht-Akademikerfamilien. 
Besonders stark sind sie je-
doch bei Studienberechtigten 
mit eher schwachen Schulab-
schlussnoten. Der Unterschied 
in der Studierwahrscheinlich-
keit von Studienberechtigten 

aus Akademiker- und Nicht-
Akademikerfamilien beträgt 
bei sehr starken schulischen 
Leistungen „nur“ 7 Prozent-
punkte; bei sehr schwachen 
Leistungen beläuft er sich da-
gegen auf 14 Prozentpunkte 
und ist damit doppelt so hoch 
wie bei leistungsstarken Stu-
dienberechtigten. 

Nichtsdestotrotz, das zeigen 
die Analysen auch, können 
schulische Leistungsunter-
schiede nur einen eher kleinen 
Beitrag bei der Erklärung sozi-
aler Ungleichheiten am Über-
gang ins Studium leisten. Der 
Unterschied in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Stu-
dienberechtigten aus Akade-
miker- und Nicht-Akademi-
kerfamilien verringert sich 
ledig lich von 10 auf 8,1 Pro-

zent  punkte, wenn die Schul-
abschlussnoten in das Analy-
semodell aufgenommen wer-
den. Der Großteil der sozialen 
Disparitäten am Übergang ins 
Studium bleibt somit weiter 
unerklärt. Mit Daten von Stu-
dienberechtigten des Ab-
schlussjahrgangs 2018 erfor-
schen aktuell zwei DZHW-
Wissenschaftler*innen, Heiko 
Quast und Hanna Mentges, 
welche Einflussfaktoren im 
Einzelnen und in welchem 

Maße soziale Disparitäten in 
der Studienaufnahme in 
Deutschland erklären (kön-
nen). Dazu wurde eine soge-
nannte Dekompositionsanaly-
se durchgeführt, deren Ergeb-
nisse in Abbildung 2 dargestellt 
sind. 

Dabei bestätigt sich, dass schu-
lische Leistungsunterschiede 
bei der Erklärung der unter-
schiedlichen Studierwahr-
scheinlichkeit von Studienbe-
rechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfamili-
en nur eine eher kleine Rolle 
spielen. Nur gute 14 Prozent 
der Unterschiede lassen sich 
auf die Schulabschlussnote zu-
rückführen; weitere 7,6 Pro-
zent darauf, dass Kinder aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
häufiger die Fachhochschul-

Abbildung 1
Herkunftsspezifischer Einfluss 
der Abschlussnote auf die 
Studier wahrscheinlichkeit  
von Studienberechtigten.
Quelle: Nationaler Bildungsbericht 
(Autorengruppe Bildungsbericht 
2020, S. 186).
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Bildungsbericht 2020, S. 186). Binäre logistische Regression; im Modell werden zusätzlich kontrolliert: Geschlecht, Migrations-
hintergrund, Geburtsjahr, besuchte Schulart, Art der erworbenen Hochschulreife und Bundesland, in dem die Hochschulreife 
erworben wurde.
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reife erwerben und beruflich 
orientierte Schulformen besu-
chen. Vielmehr scheint des-
halb der sogenannte sekun-
däre Herkunftseffekt die Un-
gleichheiten am Übergang ins 
Studium zu vermitteln. 

Anknüpfend an das theore-
tische Modell von Boudon 
(1974) bezeichnet die Bildungs-
forschung jene Einflussfakto-
ren als sekundären Her-
kunftseffekt, die unabhän gig 

von den schulischen Leistun-
gen von Kindern soziale Her-
kunftsunterschiede im indivi-
duellen Bildungsverhalten er-
zeugen. In der Abbildung 2 
sind diese sekundären Fakto-
ren in Blautönen eingefärbt. 
Zu diesen Einflussfaktoren 
gehört etwa die Beobachtung, 
dass Studienberechtigte aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
ihre Erfolgswahrscheinlich-
keiten in der Bildung tenden-
ziell skeptischer einschätzen 
als Studienberechtigte aus 
Akademikerfamilien. Quast 
und Mentges operationalisie-
ren dies in ihrer Analyse über 
Angaben der in der DZHW-
Studie befragten Studienbe-
rechtigten dazu, wie sie die 
Wahrscheinlichkeit einschät-
zen, ein Studium erfolgreich 
abschließen zu können. Ande-

re Einflussfaktoren sind, dass 
Studienberechtigte aus Nicht-
Akademikerfamilien die Kos-
ten eines Studiums höher ein-
schätzen als Studienberechtig-
te aus Akademikerfamilien 
und die Erträge eines Studi-
ums wiederum geringer. Des 
Weiteren zählen hierzu die 
Bildungspräferenzen der El-
tern oder auch der Freunde. 
In der Analyse von Quast und 
Mentges lassen sich fast 65 
Prozent der sozialen Her-

kunftsunterschiede in der Stu-
dierwahrscheinlichkeit von 
Studienberechtigten aus Aka-
demiker- und Nicht-Akade-
mikerfamilien auf solche se-
kundären Einflussfaktoren 
zurückführen. Zudem zeigen 
Quast und Mentges in ihrer 
Analyse, dass es – wenn man 
diese sekundären Einflussfak-
toren zusätzlich zu den Schul-
abschlussnoten als Erklärung 
in das Modell aufnimmt – kei-
ne signifikanten Unterschiede 
mehr in der Studierwahr-
scheinlichkeit von Studienbe-
rechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfami-
lien gibt und sich somit der 
Einfluss der sozialen Her-
kunft gänzlich aufklären lässt. 
Daraus lässt sich die vorläufi-
ge Schlussfolgerung ableiten, 
dass herkunftsspezifische Un-

gleichheiten in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Studi-
enberechtigten in Deutsch-
land vor allem über ein Ein-
wirken auf sogenannte 
sekundäre Einflussfaktoren 
verändern ließen, beispiels-
weise dadurch, dass Studien-
berechtigte aus Nicht-Akade-
mikerfamilien und ihre Eltern 
zusätzliche Informationen 
über die Erträge, Kosten und 
Erfolgsaussichten eines Studi-
um erhalten.
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Abbildung 2
Die Bedeutung verschiedener 
Einflussfaktoren in der Erklärung 
der unterschiedlichen Studier-
wahrscheinlichkeit von Studien-
berechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademiker-familien 
(Dekompositionsanalyse)
Quelle: Daten des DZHW-Studien-
berechtigtenpanels 2018; vorläufige 
noch nicht veröffentlichte Ergebnisse

Daten des DZHW-Studienberechtigtenpanels 2018; vorläufige, noch nicht veröffentlichte Ergebnisse.
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reife erwerben und beruflich 
orientierte Schulformen besu-
chen. Vielmehr scheint des-
halb der sogenannte sekun-
däre Herkunftseffekt die Un-
gleichheiten am Übergang ins 
Studium zu vermitteln. 

Anknüpfend an das theore-
tische Modell von Boudon 
(1974) bezeichnet die Bildungs-
forschung jene Einflussfakto-
ren als sekundären Her-
kunftseffekt, die unabhän gig 

von den schulischen Leistun-
gen von Kindern soziale Her-
kunftsunterschiede im indivi-
duellen Bildungsverhalten er-
zeugen. In der Abbildung 2 
sind diese sekundären Fakto-
ren in Blautönen eingefärbt. 
Zu diesen Einflussfaktoren 
gehört etwa die Beobachtung, 
dass Studienberechtigte aus 
Nicht-Akademikerfamilien 
ihre Erfolgswahrscheinlich-
keiten in der Bildung tenden-
ziell skeptischer einschätzen 
als Studienberechtigte aus 
Akademikerfamilien. Quast 
und Mentges operationalisie-
ren dies in ihrer Analyse über 
Angaben der in der DZHW-
Studie befragten Studienbe-
rechtigten dazu, wie sie die 
Wahrscheinlichkeit einschät-
zen, ein Studium erfolgreich 
abschließen zu können. Ande-

re Einflussfaktoren sind, dass 
Studienberechtigte aus Nicht-
Akademikerfamilien die Kos-
ten eines Studiums höher ein-
schätzen als Studienberechtig-
te aus Akademikerfamilien 
und die Erträge eines Studi-
ums wiederum geringer. Des 
Weiteren zählen hierzu die 
Bildungspräferenzen der El-
tern oder auch der Freunde. 
In der Analyse von Quast und 
Mentges lassen sich fast 65 
Prozent der sozialen Her-

kunftsunterschiede in der Stu-
dierwahrscheinlichkeit von 
Studienberechtigten aus Aka-
demiker- und Nicht-Akade-
mikerfamilien auf solche se-
kundären Einflussfaktoren 
zurückführen. Zudem zeigen 
Quast und Mentges in ihrer 
Analyse, dass es – wenn man 
diese sekundären Einflussfak-
toren zusätzlich zu den Schul-
abschlussnoten als Erklärung 
in das Modell aufnimmt – kei-
ne signifikanten Unterschiede 
mehr in der Studierwahr-
scheinlichkeit von Studienbe-
rechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademikerfami-
lien gibt und sich somit der 
Einfluss der sozialen Her-
kunft gänzlich aufklären lässt. 
Daraus lässt sich die vorläufi-
ge Schlussfolgerung ableiten, 
dass herkunftsspezifische Un-

gleichheiten in der Studier-
wahrscheinlichkeit von Studi-
enberechtigten in Deutsch-
land vor allem über ein Ein-
wirken auf sogenannte 
sekundäre Einflussfaktoren 
verändern ließen, beispiels-
weise dadurch, dass Studien-
berechtigte aus Nicht-Akade-
mikerfamilien und ihre Eltern 
zusätzliche Informationen 
über die Erträge, Kosten und 
Erfolgsaussichten eines Studi-
um erhalten.
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Die Bedeutung verschiedener 
Einflussfaktoren in der Erklärung 
der unterschiedlichen Studier-
wahrscheinlichkeit von Studien-
berechtigten aus Akademiker- 
und Nicht-Akademiker-familien 
(Dekompositionsanalyse)
Quelle: Daten des DZHW-Studien-
berechtigtenpanels 2018; vorläufige 
noch nicht veröffentlichte Ergebnisse
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Wer gibt vor, welche der über 
sieben Millionen Ergebnisse 
Ihrer Google-Suche mit dem 
Stichwort „Diskriminierung“ 
ganz oben in der Liste erschei-
nen? Wer entscheidet, welche 
Buchempfehlungen Sie nach 
Ihrem amazon-Kauf der „En-
cyclopaedia of Biases and 
Heuristics“ erhalten? Wer 
übernimmt die Vorprüfung 
Ihrer Kreditwürdigkeit, wenn 
Sie bei Ihrer Hausbank wegen 
eines Baudarlehens anfragen? 
Richtig: Computer-Algorith-
men. Und warum meinen Sie, 
dass diese Algorithmen weni-
ger vorurteilsbehaftet und ten-
denziös als Menschen agieren?

Böse Bilder

2015 meldeten empörte Nut-
zer, dass die Bilderkennungs-
Software „Google Photos“ Bil-
der von afroamerikanischen 
Personen in die Rubrik „Go -
rillas“ einsortiert hatte. Die 
Nach richt erzeugte einen mitt-
leren Aufruhr in den sozialen 
Medien, die Hersteller firma 
entschuldigte sich umgehend 
bei den Betroffenen. Und ein 
weiteres Beispiel dafür, dass 
algorithmische Klassifikatio-
nen weder technisch einwand-
frei noch sozial harmlos funk-
tionieren müssen, war auf der 
Tagesordnung. 

Die Ursache der Panne war 
nicht schwer zu identifizieren: 
Offenbar war die Software auf 
unzureichendem Bildmaterial 
trainiert worden. Zu wenige 
Fotos von afroamerikanischen 
Personen in den Datensets, 
von denen der Algorithmus 
lernte, hatten dazu geführt, 
dass ihm in der Anwendung 
peinliche Fehler unterliefen. 
„Garbage in, garbage out“ – 
„Müll rein, Müll raus“, nen-
nen Computerwissenschaftler 
diesen Effekt nicht repräsenta-
tiven Trainingsmaterials. Falls 
jemand Zweifel hat: Wird der 
Algorithmus mit zu wenigen 
Fotos von weißhäutigen Men-
schen trainiert, stuft er sie als 
Hunde oder Seerobben ein.

Die Ursache für einen Fehler 
zu finden, heißt nicht, ihn so-
fort beheben zu können. Das 
richtige Trainieren von Algo-
rithmen – aufgrund von Big 
Data und Machine Learning – 
ist eine aufwändige Kunst. 
Google selbst entschied sich 
seinerzeit, die Kategorie „Go-
rillas“ schlichtweg aus der 
App zu streichen. Aber im-
merhin war der Fall insofern 
einfach zu behandeln, als ein-
deutig ein technisches Defizit 
vorlag und kein Zweifel an 
der Fehlleistung des Algorith-
mus herrschte. 

Rechnen mit Wörtern

Andere Probleme „diskri-
minierender Algorithmen“ 
erwei sen sich als deutlich 
schwie riger zu erfassen und 

Big Data, Machine Learning 

– und diskriminierende Algorithmen?

Computer-Algorithmen 

werden zunehmend eingesetzt, 

um menschliche Entscheidun-

gen in wichtigen gesellschaft-

lichen Bereichen zu unterstüt-

zen, anzuleiten oder sogar zu 

ersetzen. Indessen häufen sich 

die Hinweise, dass Algorithmen 

mitunter ebenso voreingenom-

men und diskriminierend agie-

ren können wie Menschen. 

In dem interdisziplinären 

Forschungsprojekt „Bias and 

Discrimination in Big Data and 

Algorithmic Processing – BIAS“ 

arbeiten Wissenschaftler*innen 

aus Philosophie, Rechtswissen-

schaft und Informatik daran, 

diskriminierende Algorithmen 

zu verstehen und zu verbessern.

Abbildung 1
Der Kreislauf von Daten, 
Machine Learning, Modell­
bildung und Anwendung 
Grafik: LUH
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zu lösen. Wie etwa soll man 
reagieren, wenn ein Algorith-
mus in seinen Vorhersagen 
diskriminierend zu agieren 
scheint, dabei aber letztlich 
nur bestehende Muster der so-
zialen Realität reproduziert? 

„Word embeddings“ sind Al-
gorithmen, die Wörter der 
normalen Sprache zur weite-
ren Verarbeitung in Zahlen-
tupel („Vektoren“) übersetzen. 
Dabei versuchen sie, in diesen 
numerischen Darstellungen 
semantische Verbindungen 
festzuhalten, die sie im Da-
tenmaterial entdecken: Sinn-
verwandte Wörter sollen ma-
thematisch „nah“ beieinan-
derliegen, Rechenoperationen 
sollen Bedeutungszusammen-
hänge wiedergeben. Lässt 
man solch einen Algorithmus 
aus üblichen Textkonvoluten 
lernen, wird er seine Zahlen-
kodierungen so einrichten, 
dass sinnvolle Gleichungen 
gelten, wie etwa: „King – 
Queen = Man – Woman“. 
Aber er wird auch Relationen 
liefern wie: „Computer Pro-
grammer – Housekeeper = 
Man – Woman“. – Problema-
tisch? 

Zumindest nicht überra-
schend, wenn man sich an das 
„garbage in, garbage out“-
Prinzip erinnert. Nur hat man 
es diesmal nicht mit lücken-
haftem Datenmaterial zu tun, 
sondern mit Daten, in denen 
sich jahrzehntealte geschlech-
terspezifische Stereotype un-
serer Gesellschaft abgebildet 
haben. Bislang sind mehr 
Männer Programmierer, und 
mehr Frauen erledigen Haus-
arbeit. Kann man es dem Al-
gorithmus vorwerfen, dass er 
angesichts solcher Fakten nun 
diese Stereotype reprodu-
ziert? Dennoch scheint es eine 
Überlegung wert, seine Klas-
sifikationen zu korrigieren, 
damit diese nicht beispiels-
weise bei einer Internet-Re-
cherche weibliche Program-
mierer benachteiligen – und 
so ihrerseits dazu beitragen, 
dergleichen Zusammenhänge 

in unserer Gesellschaft zu 
verstetigen (vgl. Abb. 1).

Algorithmen putzen

Computerwissenschaftler und 
Computerwissenschaftlerin-
nen (nicht wenige!) arbeiten 
seit einiger Zeit intensiv an 
Prozeduren, um Algorithmen 
von dergleichen Einseitigkei-
ten zu befreien. „Debiasing“ 
ist das Codewort, unter dem 
sich ihre Forschungsansätze 
versammeln. Die Herausfor-
derung besteht darin, algo-
rithmische Klassifikationen 
von ungewünschten Verzer-
rungen zu säubern, ohne da-
bei ihre Vorhersagekraft der-
art zu kompromittieren, dass 
sie nutzlos werden. Der Trade-
off zwischen „fairness“ und 
„accuracy“ ist zu einer we-
sentlichen Herausforderung 
automatisierter Datenanalyse 
geworden. 

Aber diese Abwägung ist kein 
rein technisches Problem. Wer 
sich auf die harten Fälle der 
Debatte einlässt, merkt bald, 
dass klassische Fragen nach 
den sozialen Ursachen und 
dem angemessenen Umgang 
mit Einseitigkeiten und Dis-
kriminierung in unserer Ge-
sellschaft aufgeworfen wer-
den, die Rechtswissenschaft 
und politische Philosophie 
schon seit Längerem beschäf-
tigen, nun aber in ganz neuem 
Kontext erscheinen. Dies wird 
besonders deutlich, wenn es 
um Anwendungsfälle geht, 
die das Schicksal von Einzel-
nen und Gemeinschaften er-
heblich berühren.

Im Zweifel gegen den 
Angeklagten

Im Jahr 2016 publizierte die 
investigative Plattform ProPu-
blica eine vieldiskutierte Stu-
die mit dem Titel „Machine 
Bias“ (https://www.propubli-
ca.org/article/machine-bias-
risk-assessments-in-criminal-
sentencing). Darin legten Julia 

Angwin et al. statistische Be-
lege für die Behauptung vor, 
dass ein kommerzieller Com-
puter-Algorithmus, der in ei-
nigen US-Staaten verwendet 
wird, um die Rückfallwahr-
scheinlichkeiten von Straftä-
tern zu prognostizieren, Afro-
amerikaner systematisch be-
nachteilige. Der zentrale 
Punkt ihrer Analyse bestand 
in der Feststellung, dass der 
Algorithmus „COMPAS“ (= 
Correctional Offender Ma-
nagement Profiling for Alter-
native Sanctions) bei schwar-
zen Personen eine signifikant 
erhöhte Fehlerquote aufweise. 

Genauer zeigte sich im Rück-
blick, dass COMPAS schwarze 
Delinquenten, die keine weite-
re Straftat begingen, mit ei nem 
Anteil von 45 Prozent fälsch-
lich als „high risk“ eingestuft 
hatte. Bei weißen Straf fälligen 
lag diese Fehlerquote („false 
positive rate“, FPR) demgegen-
über nur bei 23 Prozent. Um-
gekehrt war die Fehleinstu-
fung von späteren Wiederho-
lungstätern als „low risk“ 
(„false negative rate“, FNR) bei 
Weißen deutlich höher als bei 
Schwarzen, nämlich 48 Pro-
zent gegenüber 28 Prozent. 
Die Betreiberfirma von COM-
PAS wies den Vorwurf der 
Diskriminierung indessen zu-
rück mit dem Hinweis, dass 
die Quote richtiger Vorhersa-
gen keine nennenswerte Dif-
ferenz zwischen beiden Grup-
pen aufwies: Prüft man, wie 
viele der als „high risk“ einge-
stuften Personen tatsächlich 
wieder straffällig wurden 
(„positive predictive value“, 
PPV), so liegt dieser Anteil bei 
59 Prozent für weiße und bei 
63 Prozent für schwarze De-
linquenten (s. Infokasten). 

Bei alledem ist zu beachten, 
dass COMPAS den Parameter 
Hautfarbe explizit überhaupt 
nicht benutzt. Die ungleichen 
Fehlerquoten für Weiße und 
Schwarze beruhen auf ande-
ren Variablen wie Familien-
hintergrund, soziales Umfeld, 
Bildungsstand oder berufliche 
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Wer gibt vor, welche der über 
sieben Millionen Ergebnisse 
Ihrer Google-Suche mit dem 
Stichwort „Diskriminierung“ 
ganz oben in der Liste erschei-
nen? Wer entscheidet, welche 
Buchempfehlungen Sie nach 
Ihrem amazon-Kauf der „En-
cyclopaedia of Biases and 
Heuristics“ erhalten? Wer 
übernimmt die Vorprüfung 
Ihrer Kreditwürdigkeit, wenn 
Sie bei Ihrer Hausbank wegen 
eines Baudarlehens anfragen? 
Richtig: Computer-Algorith-
men. Und warum meinen Sie, 
dass diese Algorithmen weni-
ger vorurteilsbehaftet und ten-
denziös als Menschen agieren?

Böse Bilder

2015 meldeten empörte Nut-
zer, dass die Bilderkennungs-
Software „Google Photos“ Bil-
der von afroamerikanischen 
Personen in die Rubrik „Go -
rillas“ einsortiert hatte. Die 
Nach richt erzeugte einen mitt-
leren Aufruhr in den sozialen 
Medien, die Hersteller firma 
entschuldigte sich umgehend 
bei den Betroffenen. Und ein 
weiteres Beispiel dafür, dass 
algorithmische Klassifikatio-
nen weder technisch einwand-
frei noch sozial harmlos funk-
tionieren müssen, war auf der 
Tagesordnung. 

Die Ursache der Panne war 
nicht schwer zu identifizieren: 
Offenbar war die Software auf 
unzureichendem Bildmaterial 
trainiert worden. Zu wenige 
Fotos von afroamerikanischen 
Personen in den Datensets, 
von denen der Algorithmus 
lernte, hatten dazu geführt, 
dass ihm in der Anwendung 
peinliche Fehler unterliefen. 
„Garbage in, garbage out“ – 
„Müll rein, Müll raus“, nen-
nen Computerwissenschaftler 
diesen Effekt nicht repräsenta-
tiven Trainingsmaterials. Falls 
jemand Zweifel hat: Wird der 
Algorithmus mit zu wenigen 
Fotos von weißhäutigen Men-
schen trainiert, stuft er sie als 
Hunde oder Seerobben ein.

Die Ursache für einen Fehler 
zu finden, heißt nicht, ihn so-
fort beheben zu können. Das 
richtige Trainieren von Algo-
rithmen – aufgrund von Big 
Data und Machine Learning – 
ist eine aufwändige Kunst. 
Google selbst entschied sich 
seinerzeit, die Kategorie „Go-
rillas“ schlichtweg aus der 
App zu streichen. Aber im-
merhin war der Fall insofern 
einfach zu behandeln, als ein-
deutig ein technisches Defizit 
vorlag und kein Zweifel an 
der Fehlleistung des Algorith-
mus herrschte. 

Rechnen mit Wörtern

Andere Probleme „diskri-
minierender Algorithmen“ 
erwei sen sich als deutlich 
schwie riger zu erfassen und 

Big Data, Machine Learning 

– und diskriminierende Algorithmen?

Computer-Algorithmen 

werden zunehmend eingesetzt, 

um menschliche Entscheidun-

gen in wichtigen gesellschaft-

lichen Bereichen zu unterstüt-

zen, anzuleiten oder sogar zu 

ersetzen. Indessen häufen sich 

die Hinweise, dass Algorithmen 

mitunter ebenso voreingenom-

men und diskriminierend agie-

ren können wie Menschen. 

In dem interdisziplinären 

Forschungsprojekt „Bias and 

Discrimination in Big Data and 

Algorithmic Processing – BIAS“ 

arbeiten Wissenschaftler*innen 

aus Philosophie, Rechtswissen-

schaft und Informatik daran, 

diskriminierende Algorithmen 

zu verstehen und zu verbessern.

Abbildung 1
Der Kreislauf von Daten, 
Machine Learning, Modell­
bildung und Anwendung 
Grafik: LUH
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zu lösen. Wie etwa soll man 
reagieren, wenn ein Algorith-
mus in seinen Vorhersagen 
diskriminierend zu agieren 
scheint, dabei aber letztlich 
nur bestehende Muster der so-
zialen Realität reproduziert? 

„Word embeddings“ sind Al-
gorithmen, die Wörter der 
normalen Sprache zur weite-
ren Verarbeitung in Zahlen-
tupel („Vektoren“) übersetzen. 
Dabei versuchen sie, in diesen 
numerischen Darstellungen 
semantische Verbindungen 
festzuhalten, die sie im Da-
tenmaterial entdecken: Sinn-
verwandte Wörter sollen ma-
thematisch „nah“ beieinan-
derliegen, Rechenoperationen 
sollen Bedeutungszusammen-
hänge wiedergeben. Lässt 
man solch einen Algorithmus 
aus üblichen Textkonvoluten 
lernen, wird er seine Zahlen-
kodierungen so einrichten, 
dass sinnvolle Gleichungen 
gelten, wie etwa: „King – 
Queen = Man – Woman“. 
Aber er wird auch Relationen 
liefern wie: „Computer Pro-
grammer – Housekeeper = 
Man – Woman“. – Problema-
tisch? 

Zumindest nicht überra-
schend, wenn man sich an das 
„garbage in, garbage out“-
Prinzip erinnert. Nur hat man 
es diesmal nicht mit lücken-
haftem Datenmaterial zu tun, 
sondern mit Daten, in denen 
sich jahrzehntealte geschlech-
terspezifische Stereotype un-
serer Gesellschaft abgebildet 
haben. Bislang sind mehr 
Männer Programmierer, und 
mehr Frauen erledigen Haus-
arbeit. Kann man es dem Al-
gorithmus vorwerfen, dass er 
angesichts solcher Fakten nun 
diese Stereotype reprodu-
ziert? Dennoch scheint es eine 
Überlegung wert, seine Klas-
sifikationen zu korrigieren, 
damit diese nicht beispiels-
weise bei einer Internet-Re-
cherche weibliche Program-
mierer benachteiligen – und 
so ihrerseits dazu beitragen, 
dergleichen Zusammenhänge 

in unserer Gesellschaft zu 
verstetigen (vgl. Abb. 1).

Algorithmen putzen

Computerwissenschaftler und 
Computerwissenschaftlerin-
nen (nicht wenige!) arbeiten 
seit einiger Zeit intensiv an 
Prozeduren, um Algorithmen 
von dergleichen Einseitigkei-
ten zu befreien. „Debiasing“ 
ist das Codewort, unter dem 
sich ihre Forschungsansätze 
versammeln. Die Herausfor-
derung besteht darin, algo-
rithmische Klassifikationen 
von ungewünschten Verzer-
rungen zu säubern, ohne da-
bei ihre Vorhersagekraft der-
art zu kompromittieren, dass 
sie nutzlos werden. Der Trade-
off zwischen „fairness“ und 
„accuracy“ ist zu einer we-
sentlichen Herausforderung 
automatisierter Datenanalyse 
geworden. 

Aber diese Abwägung ist kein 
rein technisches Problem. Wer 
sich auf die harten Fälle der 
Debatte einlässt, merkt bald, 
dass klassische Fragen nach 
den sozialen Ursachen und 
dem angemessenen Umgang 
mit Einseitigkeiten und Dis-
kriminierung in unserer Ge-
sellschaft aufgeworfen wer-
den, die Rechtswissenschaft 
und politische Philosophie 
schon seit Längerem beschäf-
tigen, nun aber in ganz neuem 
Kontext erscheinen. Dies wird 
besonders deutlich, wenn es 
um Anwendungsfälle geht, 
die das Schicksal von Einzel-
nen und Gemeinschaften er-
heblich berühren.

Im Zweifel gegen den 
Angeklagten

Im Jahr 2016 publizierte die 
investigative Plattform ProPu-
blica eine vieldiskutierte Stu-
die mit dem Titel „Machine 
Bias“ (https://www.propubli-
ca.org/article/machine-bias-
risk-assessments-in-criminal-
sentencing). Darin legten Julia 

Angwin et al. statistische Be-
lege für die Behauptung vor, 
dass ein kommerzieller Com-
puter-Algorithmus, der in ei-
nigen US-Staaten verwendet 
wird, um die Rückfallwahr-
scheinlichkeiten von Straftä-
tern zu prognostizieren, Afro-
amerikaner systematisch be-
nachteilige. Der zentrale 
Punkt ihrer Analyse bestand 
in der Feststellung, dass der 
Algorithmus „COMPAS“ (= 
Correctional Offender Ma-
nagement Profiling for Alter-
native Sanctions) bei schwar-
zen Personen eine signifikant 
erhöhte Fehlerquote aufweise. 

Genauer zeigte sich im Rück-
blick, dass COMPAS schwarze 
Delinquenten, die keine weite-
re Straftat begingen, mit ei nem 
Anteil von 45 Prozent fälsch-
lich als „high risk“ eingestuft 
hatte. Bei weißen Straf fälligen 
lag diese Fehlerquote („false 
positive rate“, FPR) demgegen-
über nur bei 23 Prozent. Um-
gekehrt war die Fehleinstu-
fung von späteren Wiederho-
lungstätern als „low risk“ 
(„false negative rate“, FNR) bei 
Weißen deutlich höher als bei 
Schwarzen, nämlich 48 Pro-
zent gegenüber 28 Prozent. 
Die Betreiberfirma von COM-
PAS wies den Vorwurf der 
Diskriminierung indessen zu-
rück mit dem Hinweis, dass 
die Quote richtiger Vorhersa-
gen keine nennenswerte Dif-
ferenz zwischen beiden Grup-
pen aufwies: Prüft man, wie 
viele der als „high risk“ einge-
stuften Personen tatsächlich 
wieder straffällig wurden 
(„positive predictive value“, 
PPV), so liegt dieser Anteil bei 
59 Prozent für weiße und bei 
63 Prozent für schwarze De-
linquenten (s. Infokasten). 

Bei alledem ist zu beachten, 
dass COMPAS den Parameter 
Hautfarbe explizit überhaupt 
nicht benutzt. Die ungleichen 
Fehlerquoten für Weiße und 
Schwarze beruhen auf ande-
ren Variablen wie Familien-
hintergrund, soziales Umfeld, 
Bildungsstand oder berufliche 
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Situation, die COMPAS über 
einen Fragebogen einholt und 
die in den USA stark mit der 
Hautfarbe korrelieren. Wenn 
man diese Variablen indessen 
herausnimmt, ist zu befürch-
ten, dass auch Informationen 
verloren gehen, die für die 
Prognose wichtig sind. 

Eine naheliegende Forderung 
wäre, dass all die genannten 
Maßzahlen (FPR, FNR, PPV 
…) für die beiden Gruppen 
(annähernd) gleich sein soll-
ten. Leider ist dies jedoch un-
möglich: Wenn zwei Gruppen 
unterschiedliche Prävalenzen 
bezüglich eines Merkmals 
aufweisen (und das ist in dem 
diskutierten Beispiel der Fall: 
Schwarze und Weiße haben in 

der Grundgesamtheit abwei-
chende Grade von Rückfällig-
keit), so ist es streng mathema-
tisch ausgeschlossen, dass 
sämtliche Qualitätsmaße von 
Vorhersagen für diese beiden 
Gruppen gleich sind.

Eine zentrale Frage lautet also, 
welches Fairness-Maß im vor-
liegenden Fall vordringlich 
wäre: Sollte die Fehlerquote 
oder doch eher die Vorhersa-
gestimmigkeit für die zwei 
Gruppen gleich sein – wenn 
man schon nicht beides haben 
kann? Wieder ist man zu 
Trade-off gezwungen. Und 
eine berechtigte Abwägung 
wird weder unabhängig von 
dem konkreten Anwendungs-
bereich (Verhängung von 

Haftstrafen) noch unabhängig 
von den historischen Hinter-
gründen (insbesondere den 
Folgen von jahrhundertelan-
ger Sklaverei und Unterdrü-
ckung der schwarzen Bevölke-
rung in den USA) zu treffen 
sein. Wer übrigens in diesem 
Beispiel einen Beweis dafür 
erkennen will, dass Algorith-
men ohnehin nichts taugen, 
sollte sich nicht zu früh freu-
en: Die genannten Unmög-
lichkeitstheoreme, die dafür 
sorgen, dass sich unvermeidli-
che Ungleichheiten zwischen 
beiden Gruppen einstellen, 
hängen in keiner Weise davon 
ab, dass es sich um algorith-
mische Vorhersagen handelt. 
Würde man menschliche Ent-
scheidungen auswerten, wä-
ren sie von genau demselben 
Dilemma betroffen.

Oder sollte man das Problem 
vielleicht völlig anders ange-
hen? Sollte man statt statisti-
scher Vergleiche lieber die in-
dividuelle Ebene heranziehen 
und untersuchen, ob COM-
PAS eine bestimmte Person 
anders eingestuft hätte, wenn 
sie eine andere Hautfarbe ge-
habt hätte? 

Intuitiv ist dies ein überzeu-
gender Zugang, um mögliche 
Diskriminierungen durch 
einen Algorithmus festzustel-
len. Aber wie genau soll man 
sich die Alternative vorstellen, 
dass Person X weiß statt 
schwarz wäre? Ändert sich 
nur ihre Hautfarbe? Nun, 
dann wird COMPAS keinen 
anderen risk score ausgeben, 
weil ihm die Hautfarbe der 
Personen überhaupt nicht vor-
liegt (s.o.). Oder sollte man re-
alistischerweise annehmen, 
dass die Person dann auch 
eine andere Schulbildung, ein 
anderes Einkommen, ein an-
deres Wohnumfeld gehabt 
hätte? Wenn dies aber anzu-
nehmen ist und COMPAS nun 
tatsächlich eine abweichende 
Prognose stellen würde – lässt 
sich dies noch als Diskrimi-
nierung auslegen, wo Parame-
ter wie Schulbildung oder 

Statistische Fairness: Der Fall COMPAS

Fehlermatrix für COMPAS: Anzahl der „true positives“, „false positives“, „false negatives“ 
und „true negatives“, jeweils für weiße (w) und schwarze (s) Delinquenten. Werte für Bro-
ward County, Florida (2013/14) (Zahlen übernommen aus www.propublica.org/article/
how-we-analyzed-the-compas-recidivism-algorithm).

Statistische Qualitätsmaße:
„False positive rate (FPR)” = FP/{FP+TN}: Gegeben, man gehört zur Gruppe der nicht wie-
der straffällig werdenden Personen (FP+TN) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
man fehleingestuft wird als „high risk“ (FP)? Ergebnis: FPRw = 23%, FPRs = 45%.

„False negative rate (FNR)” = FN/{TP+FN}: Gegeben, man gehört zur Gruppe der wieder 
straffällig werdenden Personen (TP+FN) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass man 
fehleingestuft wird als „low risk“ (FN)? Ergebnis: FNRw = 48%, FNRs = 28%.

„Positive predictive value (PPV)“ = TP/{TP+FP}: Gegeben, man wurde als „high risk“ einge-
stuft (TP+FP) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass man tatsächlich wieder straffällig 
wird (TP)? Ergebnis: PPVw = 59%, PPVs = 63%.

Statistische Fairnessmaße:
„Predictive equality“: gleiche FPR für beide Gruppen.
„Equal opportunity“: gleiche FNR für beide Gruppen.
„Equalized odds“: gleiche FPR und gleiche FNR für beide Gruppen.
„Predictive parity“: gleicher PPV für beide Gruppen.

wurde wieder straffällig wurde nicht wieder straffällig

als „high risk“” eingestuft „true positive (TP)“ 
w = 505; s = 1.369

„false positive (FP)“ 
w = 349; s = 805

als „low risk“ eingestuft „false negative (FN)“ 
w = 461; s = 532

„true negative (TN)“ 
w = 1.139; s = 990
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Wohnumfeld wahrscheinlich 
prädiktiv für Straffälligkeit 
sind?

Schwarze Schachteln

Neben diesen Fragen der 
statis tischen Balance gibt es 
noch grundlegendere Aspek-
te, welche die Verwendung 
von Com puterprognosen in 
Gerichtsprozessen problema-
tisch machen. Algorithmen, 
die durch Machine Learning 
entwickelt werden, sind in der 
Regel „black boxes“. Das heißt, 
man kennt ihre internen Pro-
zesse nicht, und insbesondere 
ist nicht offensichtlich, auf 
welche Input-Parameter sie 
ihre Prognosen stützen. Im 
Rahmen einer Gerichtsver-
handlung erscheint es indes-
sen nicht unproblematisch, 
wenn Rückfallprognosen 
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Haftentscheidungen begrün-
den, ohne dass bekannt wäre, 
auf welche genauen Eigen-
schaften der angeklagten Per-
son sich diese Entscheidungen 
letztlich stützen. 

Dass die EU-Datenschutz-
richt linie im Falle von algo-
rithmischen Entscheidungen 
von ei nem „right to explanati-
on“ spricht, ist vor diesem 
Hintergrund sehr gut nach-
vollziehbar. Aber wie weit 
dieses Recht gehen sollte und 
was es konkret impliziert, 
wird sorgfältig in verschiede-
nen An wen dungs   bereichen 
zu prüfen sein.

Man sieht: Was als ein techni-
sches Problem der Computer-
wissenschaften begann, weist 
unversehens weiter in kom-
plexe Bereiche von Rechtswis-
senschaft und Philosophie, 

berührt unsere fundamenta-
len Vorstellungen von Fair-
ness und wirft alte Diskussio-
nen um gesellschaftlichen 
Ausgleich, den Umgang mit 
historischem Unrecht und 
polit ische Maßnahmen wie 
Affirmative Action auf. 

Ob wir diese Herausforderun-
gen bestehen werden, bleibt 
abzuwarten. Die Algorithmen 
werden indessen nicht war-
ten. Und das Thema Diskri-
minierung zeigt, dass das Sci-
ence-Fiction-Szenario einer KI, 
die menschliche Intelligenz 
übersteigt, vielleicht nicht das 
einzige Problem ist, vor das 
Algorithmen uns stellen könn-
ten: Eine KI, die unsere Fehler 
einfach nachmacht, wird uns 
ebenso beschäftigen. Und sie 
ist bereits unter uns.

035-141_003475_v06_211108084613_Red.indd   5035-141_003475_v06_211108084613_Red.indd   5 10.11.2021   10:22:0110.11.2021   10:22:01

24

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   24035-141_unimagazin_Inhalt.indd   24 24.11.2021   13:01:3924.11.2021   13:01:39



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Situation, die COMPAS über 
einen Fragebogen einholt und 
die in den USA stark mit der 
Hautfarbe korrelieren. Wenn 
man diese Variablen indessen 
herausnimmt, ist zu befürch-
ten, dass auch Informationen 
verloren gehen, die für die 
Prognose wichtig sind. 

Eine naheliegende Forderung 
wäre, dass all die genannten 
Maßzahlen (FPR, FNR, PPV 
…) für die beiden Gruppen 
(annähernd) gleich sein soll-
ten. Leider ist dies jedoch un-
möglich: Wenn zwei Gruppen 
unterschiedliche Prävalenzen 
bezüglich eines Merkmals 
aufweisen (und das ist in dem 
diskutierten Beispiel der Fall: 
Schwarze und Weiße haben in 

der Grundgesamtheit abwei-
chende Grade von Rückfällig-
keit), so ist es streng mathema-
tisch ausgeschlossen, dass 
sämtliche Qualitätsmaße von 
Vorhersagen für diese beiden 
Gruppen gleich sind.

Eine zentrale Frage lautet also, 
welches Fairness-Maß im vor-
liegenden Fall vordringlich 
wäre: Sollte die Fehlerquote 
oder doch eher die Vorhersa-
gestimmigkeit für die zwei 
Gruppen gleich sein – wenn 
man schon nicht beides haben 
kann? Wieder ist man zu 
Trade-off gezwungen. Und 
eine berechtigte Abwägung 
wird weder unabhängig von 
dem konkreten Anwendungs-
bereich (Verhängung von 

Haftstrafen) noch unabhängig 
von den historischen Hinter-
gründen (insbesondere den 
Folgen von jahrhundertelan-
ger Sklaverei und Unterdrü-
ckung der schwarzen Bevölke-
rung in den USA) zu treffen 
sein. Wer übrigens in diesem 
Beispiel einen Beweis dafür 
erkennen will, dass Algorith-
men ohnehin nichts taugen, 
sollte sich nicht zu früh freu-
en: Die genannten Unmög-
lichkeitstheoreme, die dafür 
sorgen, dass sich unvermeidli-
che Ungleichheiten zwischen 
beiden Gruppen einstellen, 
hängen in keiner Weise davon 
ab, dass es sich um algorith-
mische Vorhersagen handelt. 
Würde man menschliche Ent-
scheidungen auswerten, wä-
ren sie von genau demselben 
Dilemma betroffen.

Oder sollte man das Problem 
vielleicht völlig anders ange-
hen? Sollte man statt statisti-
scher Vergleiche lieber die in-
dividuelle Ebene heranziehen 
und untersuchen, ob COM-
PAS eine bestimmte Person 
anders eingestuft hätte, wenn 
sie eine andere Hautfarbe ge-
habt hätte? 

Intuitiv ist dies ein überzeu-
gender Zugang, um mögliche 
Diskriminierungen durch 
einen Algorithmus festzustel-
len. Aber wie genau soll man 
sich die Alternative vorstellen, 
dass Person X weiß statt 
schwarz wäre? Ändert sich 
nur ihre Hautfarbe? Nun, 
dann wird COMPAS keinen 
anderen risk score ausgeben, 
weil ihm die Hautfarbe der 
Personen überhaupt nicht vor-
liegt (s.o.). Oder sollte man re-
alistischerweise annehmen, 
dass die Person dann auch 
eine andere Schulbildung, ein 
anderes Einkommen, ein an-
deres Wohnumfeld gehabt 
hätte? Wenn dies aber anzu-
nehmen ist und COMPAS nun 
tatsächlich eine abweichende 
Prognose stellen würde – lässt 
sich dies noch als Diskrimi-
nierung auslegen, wo Parame-
ter wie Schulbildung oder 

Statistische Fairness: Der Fall COMPAS

Fehlermatrix für COMPAS: Anzahl der „true positives“, „false positives“, „false negatives“ 
und „true negatives“, jeweils für weiße (w) und schwarze (s) Delinquenten. Werte für Bro-
ward County, Florida (2013/14) (Zahlen übernommen aus www.propublica.org/article/
how-we-analyzed-the-compas-recidivism-algorithm).

Statistische Qualitätsmaße:
„False positive rate (FPR)” = FP/{FP+TN}: Gegeben, man gehört zur Gruppe der nicht wie-
der straffällig werdenden Personen (FP+TN) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
man fehleingestuft wird als „high risk“ (FP)? Ergebnis: FPRw = 23%, FPRs = 45%.

„False negative rate (FNR)” = FN/{TP+FN}: Gegeben, man gehört zur Gruppe der wieder 
straffällig werdenden Personen (TP+FN) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass man 
fehleingestuft wird als „low risk“ (FN)? Ergebnis: FNRw = 48%, FNRs = 28%.

„Positive predictive value (PPV)“ = TP/{TP+FP}: Gegeben, man wurde als „high risk“ einge-
stuft (TP+FP) – wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass man tatsächlich wieder straffällig 
wird (TP)? Ergebnis: PPVw = 59%, PPVs = 63%.

Statistische Fairnessmaße:
„Predictive equality“: gleiche FPR für beide Gruppen.
„Equal opportunity“: gleiche FNR für beide Gruppen.
„Equalized odds“: gleiche FPR und gleiche FNR für beide Gruppen.
„Predictive parity“: gleicher PPV für beide Gruppen.

wurde wieder straffällig wurde nicht wieder straffällig

als „high risk“” eingestuft „true positive (TP)“ 
w = 505; s = 1.369

„false positive (FP)“ 
w = 349; s = 805

als „low risk“ eingestuft „false negative (FN)“ 
w = 461; s = 532

„true negative (TN)“ 
w = 1.139; s = 990
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Neben diesen Fragen der 
statis tischen Balance gibt es 
noch grundlegendere Aspek-
te, welche die Verwendung 
von Com puterprognosen in 
Gerichtsprozessen problema-
tisch machen. Algorithmen, 
die durch Machine Learning 
entwickelt werden, sind in der 
Regel „black boxes“. Das heißt, 
man kennt ihre internen Pro-
zesse nicht, und insbesondere 
ist nicht offensichtlich, auf 
welche Input-Parameter sie 
ihre Prognosen stützen. Im 
Rahmen einer Gerichtsver-
handlung erscheint es indes-
sen nicht unproblematisch, 
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zu prüfen sein.

Man sieht: Was als ein techni-
sches Problem der Computer-
wissenschaften begann, weist 
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nen um gesellschaftlichen 
Ausgleich, den Umgang mit 
historischem Unrecht und 
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Affirmative Action auf. 

Ob wir diese Herausforderun-
gen bestehen werden, bleibt 
abzuwarten. Die Algorithmen 
werden indessen nicht war-
ten. Und das Thema Diskri-
minierung zeigt, dass das Sci-
ence-Fiction-Szenario einer KI, 
die menschliche Intelligenz 
übersteigt, vielleicht nicht das 
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Es gibt kaum wissenschaftli­
che Theorien, die eine ähnlich 
starke wissenschaftliche und 
gesellschaftliche Wirkung ent­
faltet haben wie Charles Dar­
wins Evolutionstheorie. Der 
Wissenschaftsphilosoph Da­
niel Dennett nannte Darwins 
Theorie metaphorisch eine 
„Universalsäure“ und meinte 
damit eine Idee, die sich wie 
eine Säure durch unser ge­
samtes Weltbild hindurch­

frisst und dabei traditionell 
wichtige Bausteine dieses 
Weltbildes zerstört. So folgt 
zum Beispiel aus Darwins 
These der gemeinsamen Ab­
stammung aller Lebewesen, 
dass der Mensch eigentlich 
gar nichts Besonderes ist: 
Die menschliche Spezies ist 
im Wesentlichen nur eine 
Tierart unter sehr vielen ande­
ren. Dementsprechend kön­
nen zentrale Aspekte unseres 

Verhaltens und unserer Le­
bensweise (wie unsere Nei­
gung zum Wettbewerbsden­
ken, aber auch unser koopera­
tives und soziales Verhalten) 
als Produkte der biologischen 
Evolution einer bestimmten 
Spezies verstanden werden.

Es sollte dann auch nicht über­
raschen, dass sich seit Dar­
wins Zeit (und verstärkt seit 
der Etablierung der sogenann­
ten „Modernen Synthese“ in 
der Mitte des 20. Jahrhunderts) 
in Forschungsbereichen wie 
Psychologie, Ökonomie, Anth­
ropologie, Soziologie, Ethik, 
Erkenntnistheorie und Lingu­
istik anspruchsvolle evolutio­
näre Forschungsprogramme 
etabliert haben. Einige dieser 
Programme haben sich inzwi­
schen zu eigenständigen Spe­
zialisierungen mit ihren eige­
nen Fachzeitschriften, Fachge­
sellschaften und Fachtagun­
gen entwickelt (diesbezüglich 
zu nennen wären unter ande­
rem die evolutionäre Ökono­
mik, die evolutionäre Anthro­
pologie, die evolutionäre Lin­
guistik und die evolutionäre 
Psychologie). Andere Pro­
gramme, wie die evolutionäre 
Ethik und die evolutionäre 
Epistemologie, haben sich im 
Vergleich weniger gut durch­
setzen können und gelten eher 
als Minderheitspositionen in­
nerhalb ihrer „Mutterwissen­
schaften“. 

Ein gemeinsames Merkmal 
der genannten Programme ist 
das Bestreben, zentrale Kon­
zepte aus der biologischen 

Aspekte evolutionären Denkens 
in der interdisziplinären Forschung

Eine Analyse aus der Wissenschaftsphilosophie 

Der britische Naturforscher 

und Naturwissenschaftler 

Charles Darwin (1809 bis 1882) 

veröffentlichte 1859 seine 

Evolutionstheorie, die bis heute 

kontrovers diskutiert wird. 

Prof. Dr. Thomas Reydon 

vom Institut für Philosophie 

sowie vom Centre for Ethics 

and Law in the Life Sciences 

(CELLS) an der Philosophischen 

Fakultät erläutert, warum sich 

die Wissenschaftsphilosophie 

auch heute noch mit der 

Evolutionstheorie beschäftigt.
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Evolutionstheorie (wie ‚Fit­
ness‘ oder ‚Selektion‘) sowie 
aus theoretischen Überlegun­
gen zur biologischen Evoluti­
on abgeleitete Begriffe (wie Ri­
chard Dawkins‘ bekannte Be­
griffe des ‚egoistischen Gens‘ 
und des ‚Replikators‘) in For­
schungsbereichen außerhalb 
der Biologie fruchtbar anzu­
wenden. Dabei werden evolu­
tionäre Konzepte, Modelle 
oder Ansätze (oder auch nur 
eine darwinistisch inspirierte 
Denkweise) aus ihrem ur­
sprünglichen Bereich in neuen 
Bereichen hineingetragen – 
ein Bestreben, das aus wissen­
schaftsphilosophischer Sicht 
nicht unproblematisch ist 
(dazu [1], [2], [3]).

Warum sollte eine wissen­
schaftliche Theorie, die zur 
Erklärung von Phänomenen 
in einem bestimmten Bereich 
entworfen wurde, auch in 
ganz anderen Bereichen an­
wendbar sein? Warum sollte 
ein innerhalb der Evolutions­
biologie sehr kontrovers dis­
kutierter Begriff wie ‚Fitness‘ 
(dazu [4]) ohne Weiteres in 
den Wirtschaftswissenschaf­
ten oder den Sozialwissen­
schaften anwendbar sein? Un­
ter welchen Konditionen wäre 
eine Anwendbarkeit von The­
orien und Konzepten in ande­
ren Bereichen gegeben? Kann 
die Theorie in Anwendungen 
außerhalb ihrer eigentlichen 
Domäne die gleiche erklären­
de Kraft entfalten wie es in­
nerhalb der Biologie der Fall 
ist? Dies sind Beispiele von 
Fragen, die in der Wissen­
schaftsphilosophie verstärkt 
in den Blick geraten, weil Ant­
worten nicht nur für ein bes­
seres Verständnis der evoluti­
onären Wissenschaften, son­
dern auch für mehr Klarheit 
über die Herausforderungen 
in interdisziplinären Berei­
chen der Wissenschaft von be­
sonderer Bedeutung sind.

Zwar sind solche Fragen nicht 
spezifisch für die evolutionä­
ren Wissenschaften – eine 
ähnliche Problematik tritt 

zum Beispiel bei der Anwen­
dung physikalischer Theorien 
in den Wirtschaftswissen­
schaften auf (siehe dazu die 
wissenschaftsphilosophische 
Erforschung des „Econophy­
sics“­Programms). Aber im 
Falle der Evolutionstheorie 
wird die Problematik ver­
stärkt durch Fragen, die sich 
bereits innerhalb der Biologie 
stellen und seit mehr als fünf 
Jahrzehnten in der Philoso­
phie der Biologie thematisiert 
werden. Eine solche Frage ist, 
was die Evolutionstheorie ei­
gentlich genau erklären kann. 
Erklärt sie die Eigenschaften 
einzelner Lebewesen oder le­
diglich die Verteilungen ver­
schiedener Eigenschaften in 
natürlichen Populationen? 
Eine weitere Debatte existiert 
zur Frage, was die Entitäten 
der Evolution und der Selekti­
on sind. Werden in der Biolo­
gie primär Organismen selek­
tiert oder Gene oder vielleicht 
Gruppen von Lebewesen wie 
Kolonien und symbiotische 
Gemeinschaften? Auch wird 
diskutiert, wie natürliche Se­
lektion als Erklärung biologi­
scher Phänomene ins Spiel ge­
bracht werden soll: Ist sie als 
Prozess (beziehungsweise als 
Naturkraft oder Mechanis­
mus) aufzufassen, oder be­
nennt ‚natürliche Selektion‘ 
vielmehr ein statistisches Er­
gebnis anderer natürlicher 
Prozesse?

Ein interessanter Aspekt die­
ser Problematik ist, dass es die 
Evolutionstheorie als abge­
schlossene wissenschaftliche 
Theorie eigentlich gar nicht 
gibt. Charles Darwin war ja 
nicht der erste oder der einzi­
ge, der eine Theorie zur Evolu­
tion des Lebens vorgestellt 
hat. Jean­Baptiste de Lamarck 
hatte beispielsweise bereits 
eine Theorie vorgestellt und 
Elemente lamarckistischem 
Denkens finden sich in gegen­
wärtigen Ansätzen in der Evo­
lutionsbiologie wieder. (Und 
Darwin selbst war Lamarckia­
ner.) Auch gab es zu Darwins 
Zeiten bereits unterschiedli­

che Auffassungen zur Rolle 
der natürlichen Selektion in 
der biologischen Evolution. 
Autoren wie Alfred Russel 
Wallace und August Weis­
mann hoben natürliche Selek­
tion als zentraler Faktor in 
evolutionären Prozessen her­
vor (eine Position, die im spä­
ten 19. und frühen 20. Jahr­
hundert als „Neodarwinis­
mus“ bezeichnet wurde), wäh­
rend Darwin selbst Selektion 
als ein Faktor unter mehreren 
betrachtete. Darüber hinaus 
hat „die“ Evolutionstheorie 
nach Darwin mehrere Ent­
wicklungsstadien durchge­
macht und kann sogar heute 
noch nicht als endgültig abge­
schlossene Theorie gelten. 
Diesbezüglich müssen min­
destens Darwins eigene Theo­
rie, der Neodarwinismus des 
späten 19. und frühen 20. Jahr­
hunderts, die bereits erwähnte 
Moderne Synthese (die in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhun­
derts entwickelt wurde und 
Darwins Theorie mit anderen 
Bereichen der Biologie, wie 
der Populationsgenetik, der 
Systematik und der Paläonto­
logie, verknüpfte) sowie die 
„Extended Synthesis“ (ein An­
satz zur Erweiterung der Mo­
dernen Synthese mit Elemen­
ten wie „niche construction 
theory“ und bestimmten The­
orien zur organismalen Ent­
wicklung) unterschieden wer­
den. Wenn es um Anwendun­
gen der Evolutionstheorie au­
ßerhalb der Biologie geht, 
muss dementsprechend erst 
einmal geklärt werden, wel­
che Version „der“ Evolutions­
theorie überhaupt im Fokus 
steht.

Während sich die Philosophie 
der Biologie bereits seit Lan­
gem mit Fragen zur Evoluti­
onsbiologie auseinandersetzt, 
werfen die verschiedenen Pro­
gramme, die versuchen, As­
pekte evolutionären Denkens 
außerhalb der Biologie anzu­
wenden, diesbezüglich neue 
Fragen und Probleme für die 
Wissenschaftsphilosophie auf. 
Als Fallstudien, die die Mög­
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Es gibt kaum wissenschaftli­
che Theorien, die eine ähnlich 
starke wissenschaftliche und 
gesellschaftliche Wirkung ent­
faltet haben wie Charles Dar­
wins Evolutionstheorie. Der 
Wissenschaftsphilosoph Da­
niel Dennett nannte Darwins 
Theorie metaphorisch eine 
„Universalsäure“ und meinte 
damit eine Idee, die sich wie 
eine Säure durch unser ge­
samtes Weltbild hindurch­

frisst und dabei traditionell 
wichtige Bausteine dieses 
Weltbildes zerstört. So folgt 
zum Beispiel aus Darwins 
These der gemeinsamen Ab­
stammung aller Lebewesen, 
dass der Mensch eigentlich 
gar nichts Besonderes ist: 
Die menschliche Spezies ist 
im Wesentlichen nur eine 
Tierart unter sehr vielen ande­
ren. Dementsprechend kön­
nen zentrale Aspekte unseres 

Verhaltens und unserer Le­
bensweise (wie unsere Nei­
gung zum Wettbewerbsden­
ken, aber auch unser koopera­
tives und soziales Verhalten) 
als Produkte der biologischen 
Evolution einer bestimmten 
Spezies verstanden werden.

Es sollte dann auch nicht über­
raschen, dass sich seit Dar­
wins Zeit (und verstärkt seit 
der Etablierung der sogenann­
ten „Modernen Synthese“ in 
der Mitte des 20. Jahrhunderts) 
in Forschungsbereichen wie 
Psychologie, Ökonomie, Anth­
ropologie, Soziologie, Ethik, 
Erkenntnistheorie und Lingu­
istik anspruchsvolle evolutio­
näre Forschungsprogramme 
etabliert haben. Einige dieser 
Programme haben sich inzwi­
schen zu eigenständigen Spe­
zialisierungen mit ihren eige­
nen Fachzeitschriften, Fachge­
sellschaften und Fachtagun­
gen entwickelt (diesbezüglich 
zu nennen wären unter ande­
rem die evolutionäre Ökono­
mik, die evolutionäre Anthro­
pologie, die evolutionäre Lin­
guistik und die evolutionäre 
Psychologie). Andere Pro­
gramme, wie die evolutionäre 
Ethik und die evolutionäre 
Epistemologie, haben sich im 
Vergleich weniger gut durch­
setzen können und gelten eher 
als Minderheitspositionen in­
nerhalb ihrer „Mutterwissen­
schaften“. 

Ein gemeinsames Merkmal 
der genannten Programme ist 
das Bestreben, zentrale Kon­
zepte aus der biologischen 

Aspekte evolutionären Denkens 
in der interdisziplinären Forschung

Eine Analyse aus der Wissenschaftsphilosophie 

Der britische Naturforscher 

und Naturwissenschaftler 

Charles Darwin (1809 bis 1882) 

veröffentlichte 1859 seine 

Evolutionstheorie, die bis heute 

kontrovers diskutiert wird. 

Prof. Dr. Thomas Reydon 

vom Institut für Philosophie 

sowie vom Centre for Ethics 

and Law in the Life Sciences 

(CELLS) an der Philosophischen 

Fakultät erläutert, warum sich 

die Wissenschaftsphilosophie 

auch heute noch mit der 

Evolutionstheorie beschäftigt.
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Evolutionstheorie (wie ‚Fit­
ness‘ oder ‚Selektion‘) sowie 
aus theoretischen Überlegun­
gen zur biologischen Evoluti­
on abgeleitete Begriffe (wie Ri­
chard Dawkins‘ bekannte Be­
griffe des ‚egoistischen Gens‘ 
und des ‚Replikators‘) in For­
schungsbereichen außerhalb 
der Biologie fruchtbar anzu­
wenden. Dabei werden evolu­
tionäre Konzepte, Modelle 
oder Ansätze (oder auch nur 
eine darwinistisch inspirierte 
Denkweise) aus ihrem ur­
sprünglichen Bereich in neuen 
Bereichen hineingetragen – 
ein Bestreben, das aus wissen­
schaftsphilosophischer Sicht 
nicht unproblematisch ist 
(dazu [1], [2], [3]).

Warum sollte eine wissen­
schaftliche Theorie, die zur 
Erklärung von Phänomenen 
in einem bestimmten Bereich 
entworfen wurde, auch in 
ganz anderen Bereichen an­
wendbar sein? Warum sollte 
ein innerhalb der Evolutions­
biologie sehr kontrovers dis­
kutierter Begriff wie ‚Fitness‘ 
(dazu [4]) ohne Weiteres in 
den Wirtschaftswissenschaf­
ten oder den Sozialwissen­
schaften anwendbar sein? Un­
ter welchen Konditionen wäre 
eine Anwendbarkeit von The­
orien und Konzepten in ande­
ren Bereichen gegeben? Kann 
die Theorie in Anwendungen 
außerhalb ihrer eigentlichen 
Domäne die gleiche erklären­
de Kraft entfalten wie es in­
nerhalb der Biologie der Fall 
ist? Dies sind Beispiele von 
Fragen, die in der Wissen­
schaftsphilosophie verstärkt 
in den Blick geraten, weil Ant­
worten nicht nur für ein bes­
seres Verständnis der evoluti­
onären Wissenschaften, son­
dern auch für mehr Klarheit 
über die Herausforderungen 
in interdisziplinären Berei­
chen der Wissenschaft von be­
sonderer Bedeutung sind.

Zwar sind solche Fragen nicht 
spezifisch für die evolutionä­
ren Wissenschaften – eine 
ähnliche Problematik tritt 

zum Beispiel bei der Anwen­
dung physikalischer Theorien 
in den Wirtschaftswissen­
schaften auf (siehe dazu die 
wissenschaftsphilosophische 
Erforschung des „Econophy­
sics“­Programms). Aber im 
Falle der Evolutionstheorie 
wird die Problematik ver­
stärkt durch Fragen, die sich 
bereits innerhalb der Biologie 
stellen und seit mehr als fünf 
Jahrzehnten in der Philoso­
phie der Biologie thematisiert 
werden. Eine solche Frage ist, 
was die Evolutionstheorie ei­
gentlich genau erklären kann. 
Erklärt sie die Eigenschaften 
einzelner Lebewesen oder le­
diglich die Verteilungen ver­
schiedener Eigenschaften in 
natürlichen Populationen? 
Eine weitere Debatte existiert 
zur Frage, was die Entitäten 
der Evolution und der Selekti­
on sind. Werden in der Biolo­
gie primär Organismen selek­
tiert oder Gene oder vielleicht 
Gruppen von Lebewesen wie 
Kolonien und symbiotische 
Gemeinschaften? Auch wird 
diskutiert, wie natürliche Se­
lektion als Erklärung biologi­
scher Phänomene ins Spiel ge­
bracht werden soll: Ist sie als 
Prozess (beziehungsweise als 
Naturkraft oder Mechanis­
mus) aufzufassen, oder be­
nennt ‚natürliche Selektion‘ 
vielmehr ein statistisches Er­
gebnis anderer natürlicher 
Prozesse?

Ein interessanter Aspekt die­
ser Problematik ist, dass es die 
Evolutionstheorie als abge­
schlossene wissenschaftliche 
Theorie eigentlich gar nicht 
gibt. Charles Darwin war ja 
nicht der erste oder der einzi­
ge, der eine Theorie zur Evolu­
tion des Lebens vorgestellt 
hat. Jean­Baptiste de Lamarck 
hatte beispielsweise bereits 
eine Theorie vorgestellt und 
Elemente lamarckistischem 
Denkens finden sich in gegen­
wärtigen Ansätzen in der Evo­
lutionsbiologie wieder. (Und 
Darwin selbst war Lamarckia­
ner.) Auch gab es zu Darwins 
Zeiten bereits unterschiedli­

che Auffassungen zur Rolle 
der natürlichen Selektion in 
der biologischen Evolution. 
Autoren wie Alfred Russel 
Wallace und August Weis­
mann hoben natürliche Selek­
tion als zentraler Faktor in 
evolutionären Prozessen her­
vor (eine Position, die im spä­
ten 19. und frühen 20. Jahr­
hundert als „Neodarwinis­
mus“ bezeichnet wurde), wäh­
rend Darwin selbst Selektion 
als ein Faktor unter mehreren 
betrachtete. Darüber hinaus 
hat „die“ Evolutionstheorie 
nach Darwin mehrere Ent­
wicklungsstadien durchge­
macht und kann sogar heute 
noch nicht als endgültig abge­
schlossene Theorie gelten. 
Diesbezüglich müssen min­
destens Darwins eigene Theo­
rie, der Neodarwinismus des 
späten 19. und frühen 20. Jahr­
hunderts, die bereits erwähnte 
Moderne Synthese (die in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhun­
derts entwickelt wurde und 
Darwins Theorie mit anderen 
Bereichen der Biologie, wie 
der Populationsgenetik, der 
Systematik und der Paläonto­
logie, verknüpfte) sowie die 
„Extended Synthesis“ (ein An­
satz zur Erweiterung der Mo­
dernen Synthese mit Elemen­
ten wie „niche construction 
theory“ und bestimmten The­
orien zur organismalen Ent­
wicklung) unterschieden wer­
den. Wenn es um Anwendun­
gen der Evolutionstheorie au­
ßerhalb der Biologie geht, 
muss dementsprechend erst 
einmal geklärt werden, wel­
che Version „der“ Evolutions­
theorie überhaupt im Fokus 
steht.

Während sich die Philosophie 
der Biologie bereits seit Lan­
gem mit Fragen zur Evoluti­
onsbiologie auseinandersetzt, 
werfen die verschiedenen Pro­
gramme, die versuchen, As­
pekte evolutionären Denkens 
außerhalb der Biologie anzu­
wenden, diesbezüglich neue 
Fragen und Probleme für die 
Wissenschaftsphilosophie auf. 
Als Fallstudien, die die Mög­
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Prof. Dr. Thomas Reydon 
Jahrgang 1969, ist Professor für 
Wissenschafts- und Technikphi-
losophie im Institut für Philoso-
phie sowie im Centre for Ethics 
and Law in the Life Sciences 
(CELLS) an der Philosophischen 
Fakultät. Seine Arbeitsschwer-
punkte sind Philosophie der Le-
benswissenschaften, allgemeine 
Wissenschaftsphilosophie und 
Forschungsethik. Er ist Mither-
ausgeber des Journal for Gene-
ral Philosophy of Science sowie 
der Buchreihe History, Philoso-
phy and Theory of the Life Sci-
ences. Kontakt: reydon
@ww.uni-hannover.de

lichkeiten und Herausforde­
rungen interdisziplinärerer 
Forschung beleuchten, sind sie 
auch außerhalb der Wissen­
schaftsphilosophie von beson­
derem Interesse. An der Pro­
fessur für Wissenschafts­ und 
Technikphilosophie (Prof. 
Thomas Reydon) im Institut 
für Philosophie befassen sich 
derzeit zwei Forschungspro­
jekte mit der in diesem Beitrag 
vorgestellten Thematik: In Zu­
sammenarbeit mit dem Institut 
d’Histoire et de Philosophie des 
Sciences et des Techniques (Uni­
versité Paris 1 Panthéon­Sor­
bonne) läuft das Projekt „The 
Explanatory Scope of Generalized 
Darwinism: Towards Criteria for 
Evolutionary Explanations Out-
side Biology“ mit einer gemein­
samen Förderung durch die 
Deutsche Forschungsgemein­
schaft (DFG) und die französi­
sche Agence Nationale de Re­
cherche (ANR). Außerdem 
wird im Rahmen eines Kon­
sortiums von 24 Forschungs­
gruppen aus neun Ländern 

das Projekt „Agency and Agen-
tial Explanation in the Evolutio-
nary Sciences“ mit einer Förde­
rung durch die amerikanische 
John Templeton Foundation 
durchgeführt.
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Die COVID-19 Krise stellt Ge-
sundheitssysteme, Politik und 
Gesellschaft weltweit vor Auf-
gaben, die laut Angela Merkel 
eine „Jahrhundert-Heraus-
forderung“ darstellen. Ange-
sichts der Dringlichkeit der 
weltweiten Bedrohung der öf-
fentlichen Gesundheit erfor-
derte die Pandemie weitrei-
chende politische Entschei-
dungen zu einem Zeitpunkt, 
an dem die wissenschaftliche 
Erkenntnislage über das Virus 
noch von tiefen Unsicherhei-
ten geprägt war. Gesellschafts-
politische Entscheidungs-
träger*innen mussten und 
müssen in einem Kontext agie-
ren, in dem ein Großteil der 
wissenschaftlichen Erkennt-
nisse zu SARS-CoV-2 noch un-
geklärt war und sich erst all-
mählich herauskristallisiert 
hat. Wie hoch ist die Infekti-

onssterblichkeit durch das 
Viru s und wie leicht wird es 
übertragen? Welche Faktoren 
sind für die großen Unter-
schiede in der Sterblichkeits-
rate zwischen verschiedenen 
Ländern verantwortlich? Wel-
che Maßnahmen sind effektiv, 
um die Ausbreitung des Virus 
einzudämmen?

Angemessen auf die Corona 
Pandemie zu reagieren stellt 
nicht nur eine wissenschaftli-
che, sondern auch eine morali-
sche Herausforderung dar 
und rückt darüber hinaus die 
Frage nach dem Verhältnis 
zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft in den Fokus. So-
mit ist die gegenwärtige Krise 
auch eine Herausforderung 
für die Philosophie. Zum Bei-
spiel ist die Frage, wann ein 
Lockdown verhängt werden 

sollte, im Kern eine morali-
sche Frage danach, wann 
grundlegende Rechte wie die 
Bewegungsfreiheit im Ange-
sicht eines möglichen Kollap-
ses des Gesundheitssystems 
eingeschränkt werden dürfen. 
Auch die Frage, wie wissen-
schaftlicher Expertise eine be-
ratende Rolle in Politik und 
Gesellschaft zugestanden 
werden kann, ohne dass je-
doch die Politik der Wissen-
schaft blind folgt („follow the 
science!“) und politische Ent-
scheidungen von Experten-
gremien ohne demokratische 
Legitimation diktiert werden, 
ist eine Frage, die seit gerau-
mer Zeit in Wissenschaftsphi-
losophie und politischer Phi-
losophie diskutiert wird. Die-
se Fragen erhalten in der ge-
genwärtigen Krise zusätzliche 
Dringlichkeit, da die Pande-

Die „Jahrhundert-Herausforderung“ Corona

Ethische und wissenschaftsphilosophische Aspekte

1

Die Lockdowns während 

der Pandemie brachten weit-

reichende Einschränkungen 

individueller Freiheiten und 

wurden emotional diskutiert. 

Unter welchen Umständen sie 

gerechtfertigt sein könnten, 

inwieweit wir uns auf wissen-

schaftliche Expertise und 

idealisierte Modelle berufen 

können und wie die digitale 

Kontaktverfolgung gerechter 

und effektiver gestaltet 

werden könnte, untersuchen 

Forscher am Institut für 

Philosophie in zwei von der 

VolkswagenStiftung 

geförderten Projekten.
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mie weitreichende gesell-
schaftspolitische Entscheidun-
gen zu einem Zeitpunkt ver-
langt, an dem die wissen-
schaftliche Forschung über 
das Virus sich erst am Anfang 
befindet. Wissenschaftliche 
Prognosen waren und sind 
zum Teil immer noch mit gro-
ßen Unsicherheiten behaftet 
und Wissenschaftler*innen 
machen zum Teil divergieren-
de Empfehlungen. 

Wann sind Lockdowns 
gerechtfertigt?

Nur wenige politische Philo-
sophen würden bezweifeln, 
dass es Umstände gibt, die 
staatliche Einschränkungen 
von Grundrechten bis hin zu 
Ausgangssperren rechtferti-
gen, und dass zu solchen Um-
ständen eine exponentielle 
Ausbreitung eines Virus ge-
hört, die ohne restriktive Maß-
nahmen zur Überlastung von 
Gesundheitssystemen und 
Triage-Situationen führen 
würde. Trotzdem ziehen viele 
in Zweifel, ob in der Corona 
Pandemie erlassene Lock-
downs gerechtfertigt waren. 
Ein Grund für diese verbreite-
te Skepsis ist, dass die wissen-
schaftliche Evidenz, auf 
Grund derer Lockdowns ver-
hängt wurden, besonders 
während der ersten Welle der 
Pandemie im Frühjahr 2020 
von großer Unsicherheit ge-
prägt war. So argumentieren 
Kritiker, dass epidemiologi-
sche Modelle die Ausbreitung 
der Pandemie unter verschie-
denen möglichen Maßnahmen 
nicht adäquat abbildeten. 
Häufig wird dabei auf eine 
Modell-Studie von Epidemio-
logen am Imperial College 
London (ICL) verwiesen, die 
angeblich auf nicht evidenz-
basierten Parametern beruhte 
und zu allzu pessimistischen 
Vorhersagen führte, zum Bei-
spiel zwei Millionen Corona-
Tote in den USA und über 
eine halbe Million in Großbri-
tannien. Freiheiten dürften 
nicht aufgrund von Evidenz 

eingeschränkt werden, die 
von mangelhafter Qualität sei, 
so die Kritiker von restrikti-
ven Maßnahmen.

Diese Kritik bringt zwei The-
menkomplexe in den Fokus: 
Ein Themenkomplex betrifft 
die Rolle von epidemiologi-
schen Modellen. Kritiker ha-
ben zweifelsohne Recht, dass 
modellbasierte Prognosen vor 
allem zu Beginn der Pande-
mie mit sehr großen Unsicher-
heiten behaftet waren und 
sich viele der Prognosen rück-
blickend entweder als zu pes-
simistisch oder als zu optimis-
tisch erwiesen haben. Hier 
stellt sich jedoch die Frage, ob 
der Nutzen von epidemiologi-
schen Modellen lediglich dar-
in bestehen kann, möglichst 
präzise Vorhersagen zu ma-
chen. Auch wenn Modelle 
nicht als präzise Vorhersagen 
des Pandemieverlaufs gelesen 
werden könnten oder sollten, 
können ihre Resultate den-
noch informativ sein, indem 
sie zum Beispiel mögliche 
Worst-Case-Szenarien präsen-
tieren, ihre Resultate als quali-
tative Prognosen eines Ent-
wicklungsverlaufs verstanden 
werden oder als Prognose von 
Wendepunkten im Infektions-
geschehen aufgefasst werden.

Präzise Vorhersagen mithilfe 
von Modellen werden zusätz-
lich dadurch erschwert, dass 
Modelle selbst den Verlauf der 
Pandemie beeinflussen kön-
nen, zum Beispiel wenn ihre 
Prognosen in der politischen 
Entscheidungsfindung be-
rücksichtigt werden, oder 
wenn Menschen als Reaktion 
auf Modell-Resultate ihr Ver-
halten ändern (zum Beispiel 
social distancing ausüben). 
Einer seits führen solche Loo-
ping- oder Feedbackeffekte zu 
Problemen bei der Beurteilung 
von Modellvorhersagen. An-
dererseits eröffnet diese Fä-
higkeit von Modellen, den 
Verlauf einer Epidemie nicht 
nur abzubilden, sondern auch 
zu beeinflussen, aber auch 
eine neue Möglichkeit, wie 

Modelle erfolgreich sein kön-
nen, nämlich dadurch, dass 
sie einen sehr schwerwiegen-
den Verlauf der Epidemie hel-
fen können zu verhindern.

Ein zweiter Themenkomplex 
dreht sich um die Frage, ob in 
Notsituationen wie einer Pan-
demie, in der politische Ent-
scheidungen besonders dring-
lich sind, um eine exponentiel-
le Ausbreitung des Virus zu 
stoppen, epistemische Stan-
dards für die Rechtfertigung 
von Maßnahmen vorüberge-
hend gesenkt werden sollten. 
So könnte man argumentie-
ren, dass es geradezu verant-
wortungslos gewesen wäre, 
im Frühjahr 2020 abzuwarten, 
bis relevante Merkmale des 
Viru s und seiner Verbreitung 
empirisch besser bestätigt 
worden seien, bevor die Politik 
weitreichende Maßnahmen 
beschlossen hätte. Selbst wenn 
sie großen Unsicherheiten un-
terliegt, sollte alle vorhande-
nen Evidenz genutzt werden, 
um Kosten und Nutzen ver-
schiedener möglicher Maß-
nahmen abzuschätzen. Folgt 
man dieser Argumentation, 
dann scheinen Lockdowns 
zumin dest in Ländern wie 
Deutschland gerechtfertigt ge-
wesen zu sein, wo ihr Nutzen 
in der Verhinderung einer 
Überlastung des Gesundheits-
systems höher waren, als die 
Kosten ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Konsequenzen.  
Diese Debatte hat Parallelen 
im Kontext der Klimakrise, 
zum Beispiel in der Frage, ob 
mögliche Tipping Points im 
Klimasystem in Entscheidun-
gen über Klimapolitik berück-
sichtigt werden sollten, ob-
wohl die wissenschaftliche Er-
kenntnislage zu den meisten 
Tipping Points noch von tiefen 
Unsicherheiten behaftet ist. 

Wie sollte die digitale Kontakt-
verfolgung ethisch vertretbar 
ausgebaut werden?

Auch andere Maßnahmen, 
wie zum Beispiel die digitale 
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Die COVID-19 Krise stellt Ge-
sundheitssysteme, Politik und 
Gesellschaft weltweit vor Auf-
gaben, die laut Angela Merkel 
eine „Jahrhundert-Heraus-
forderung“ darstellen. Ange-
sichts der Dringlichkeit der 
weltweiten Bedrohung der öf-
fentlichen Gesundheit erfor-
derte die Pandemie weitrei-
chende politische Entschei-
dungen zu einem Zeitpunkt, 
an dem die wissenschaftliche 
Erkenntnislage über das Virus 
noch von tiefen Unsicherhei-
ten geprägt war. Gesellschafts-
politische Entscheidungs-
träger*innen mussten und 
müssen in einem Kontext agie-
ren, in dem ein Großteil der 
wissenschaftlichen Erkennt-
nisse zu SARS-CoV-2 noch un-
geklärt war und sich erst all-
mählich herauskristallisiert 
hat. Wie hoch ist die Infekti-

onssterblichkeit durch das 
Viru s und wie leicht wird es 
übertragen? Welche Faktoren 
sind für die großen Unter-
schiede in der Sterblichkeits-
rate zwischen verschiedenen 
Ländern verantwortlich? Wel-
che Maßnahmen sind effektiv, 
um die Ausbreitung des Virus 
einzudämmen?

Angemessen auf die Corona 
Pandemie zu reagieren stellt 
nicht nur eine wissenschaftli-
che, sondern auch eine morali-
sche Herausforderung dar 
und rückt darüber hinaus die 
Frage nach dem Verhältnis 
zwischen Wissenschaft und 
Gesellschaft in den Fokus. So-
mit ist die gegenwärtige Krise 
auch eine Herausforderung 
für die Philosophie. Zum Bei-
spiel ist die Frage, wann ein 
Lockdown verhängt werden 

sollte, im Kern eine morali-
sche Frage danach, wann 
grundlegende Rechte wie die 
Bewegungsfreiheit im Ange-
sicht eines möglichen Kollap-
ses des Gesundheitssystems 
eingeschränkt werden dürfen. 
Auch die Frage, wie wissen-
schaftlicher Expertise eine be-
ratende Rolle in Politik und 
Gesellschaft zugestanden 
werden kann, ohne dass je-
doch die Politik der Wissen-
schaft blind folgt („follow the 
science!“) und politische Ent-
scheidungen von Experten-
gremien ohne demokratische 
Legitimation diktiert werden, 
ist eine Frage, die seit gerau-
mer Zeit in Wissenschaftsphi-
losophie und politischer Phi-
losophie diskutiert wird. Die-
se Fragen erhalten in der ge-
genwärtigen Krise zusätzliche 
Dringlichkeit, da die Pande-

Die „Jahrhundert-Herausforderung“ Corona

Ethische und wissenschaftsphilosophische Aspekte

1

Die Lockdowns während 

der Pandemie brachten weit-

reichende Einschränkungen 

individueller Freiheiten und 

wurden emotional diskutiert. 

Unter welchen Umständen sie 

gerechtfertigt sein könnten, 

inwieweit wir uns auf wissen-

schaftliche Expertise und 

idealisierte Modelle berufen 

können und wie die digitale 

Kontaktverfolgung gerechter 

und effektiver gestaltet 

werden könnte, untersuchen 

Forscher am Institut für 

Philosophie in zwei von der 

VolkswagenStiftung 

geförderten Projekten.

Foto: Daniel Roberts/pixabay
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mie weitreichende gesell-
schaftspolitische Entscheidun-
gen zu einem Zeitpunkt ver-
langt, an dem die wissen-
schaftliche Forschung über 
das Virus sich erst am Anfang 
befindet. Wissenschaftliche 
Prognosen waren und sind 
zum Teil immer noch mit gro-
ßen Unsicherheiten behaftet 
und Wissenschaftler*innen 
machen zum Teil divergieren-
de Empfehlungen. 

Wann sind Lockdowns 
gerechtfertigt?

Nur wenige politische Philo-
sophen würden bezweifeln, 
dass es Umstände gibt, die 
staatliche Einschränkungen 
von Grundrechten bis hin zu 
Ausgangssperren rechtferti-
gen, und dass zu solchen Um-
ständen eine exponentielle 
Ausbreitung eines Virus ge-
hört, die ohne restriktive Maß-
nahmen zur Überlastung von 
Gesundheitssystemen und 
Triage-Situationen führen 
würde. Trotzdem ziehen viele 
in Zweifel, ob in der Corona 
Pandemie erlassene Lock-
downs gerechtfertigt waren. 
Ein Grund für diese verbreite-
te Skepsis ist, dass die wissen-
schaftliche Evidenz, auf 
Grund derer Lockdowns ver-
hängt wurden, besonders 
während der ersten Welle der 
Pandemie im Frühjahr 2020 
von großer Unsicherheit ge-
prägt war. So argumentieren 
Kritiker, dass epidemiologi-
sche Modelle die Ausbreitung 
der Pandemie unter verschie-
denen möglichen Maßnahmen 
nicht adäquat abbildeten. 
Häufig wird dabei auf eine 
Modell-Studie von Epidemio-
logen am Imperial College 
London (ICL) verwiesen, die 
angeblich auf nicht evidenz-
basierten Parametern beruhte 
und zu allzu pessimistischen 
Vorhersagen führte, zum Bei-
spiel zwei Millionen Corona-
Tote in den USA und über 
eine halbe Million in Großbri-
tannien. Freiheiten dürften 
nicht aufgrund von Evidenz 

eingeschränkt werden, die 
von mangelhafter Qualität sei, 
so die Kritiker von restrikti-
ven Maßnahmen.

Diese Kritik bringt zwei The-
menkomplexe in den Fokus: 
Ein Themenkomplex betrifft 
die Rolle von epidemiologi-
schen Modellen. Kritiker ha-
ben zweifelsohne Recht, dass 
modellbasierte Prognosen vor 
allem zu Beginn der Pande-
mie mit sehr großen Unsicher-
heiten behaftet waren und 
sich viele der Prognosen rück-
blickend entweder als zu pes-
simistisch oder als zu optimis-
tisch erwiesen haben. Hier 
stellt sich jedoch die Frage, ob 
der Nutzen von epidemiologi-
schen Modellen lediglich dar-
in bestehen kann, möglichst 
präzise Vorhersagen zu ma-
chen. Auch wenn Modelle 
nicht als präzise Vorhersagen 
des Pandemieverlaufs gelesen 
werden könnten oder sollten, 
können ihre Resultate den-
noch informativ sein, indem 
sie zum Beispiel mögliche 
Worst-Case-Szenarien präsen-
tieren, ihre Resultate als quali-
tative Prognosen eines Ent-
wicklungsverlaufs verstanden 
werden oder als Prognose von 
Wendepunkten im Infektions-
geschehen aufgefasst werden.

Präzise Vorhersagen mithilfe 
von Modellen werden zusätz-
lich dadurch erschwert, dass 
Modelle selbst den Verlauf der 
Pandemie beeinflussen kön-
nen, zum Beispiel wenn ihre 
Prognosen in der politischen 
Entscheidungsfindung be-
rücksichtigt werden, oder 
wenn Menschen als Reaktion 
auf Modell-Resultate ihr Ver-
halten ändern (zum Beispiel 
social distancing ausüben). 
Einer seits führen solche Loo-
ping- oder Feedbackeffekte zu 
Problemen bei der Beurteilung 
von Modellvorhersagen. An-
dererseits eröffnet diese Fä-
higkeit von Modellen, den 
Verlauf einer Epidemie nicht 
nur abzubilden, sondern auch 
zu beeinflussen, aber auch 
eine neue Möglichkeit, wie 

Modelle erfolgreich sein kön-
nen, nämlich dadurch, dass 
sie einen sehr schwerwiegen-
den Verlauf der Epidemie hel-
fen können zu verhindern.

Ein zweiter Themenkomplex 
dreht sich um die Frage, ob in 
Notsituationen wie einer Pan-
demie, in der politische Ent-
scheidungen besonders dring-
lich sind, um eine exponentiel-
le Ausbreitung des Virus zu 
stoppen, epistemische Stan-
dards für die Rechtfertigung 
von Maßnahmen vorüberge-
hend gesenkt werden sollten. 
So könnte man argumentie-
ren, dass es geradezu verant-
wortungslos gewesen wäre, 
im Frühjahr 2020 abzuwarten, 
bis relevante Merkmale des 
Viru s und seiner Verbreitung 
empirisch besser bestätigt 
worden seien, bevor die Politik 
weitreichende Maßnahmen 
beschlossen hätte. Selbst wenn 
sie großen Unsicherheiten un-
terliegt, sollte alle vorhande-
nen Evidenz genutzt werden, 
um Kosten und Nutzen ver-
schiedener möglicher Maß-
nahmen abzuschätzen. Folgt 
man dieser Argumentation, 
dann scheinen Lockdowns 
zumin dest in Ländern wie 
Deutschland gerechtfertigt ge-
wesen zu sein, wo ihr Nutzen 
in der Verhinderung einer 
Überlastung des Gesundheits-
systems höher waren, als die 
Kosten ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Konsequenzen.  
Diese Debatte hat Parallelen 
im Kontext der Klimakrise, 
zum Beispiel in der Frage, ob 
mögliche Tipping Points im 
Klimasystem in Entscheidun-
gen über Klimapolitik berück-
sichtigt werden sollten, ob-
wohl die wissenschaftliche Er-
kenntnislage zu den meisten 
Tipping Points noch von tiefen 
Unsicherheiten behaftet ist. 

Wie sollte die digitale Kontakt-
verfolgung ethisch vertretbar 
ausgebaut werden?

Auch andere Maßnahmen, 
wie zum Beispiel die digitale 
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Kontaktverfolgung, werfen 
ethische Fragen auf, mit denen 
sich wissenschaftliche Mitar-
beiter am Institut für Philoso-
phie beschäftigen. Apps wie 
die deutsche Corona-Warn-
App haben zu eher enttäu-
schenden Ergebnissen ge-
führt, was die Effektivität der 
Kontaktverfolgung angeht. 
Hätte die Effektivität deutlich 

erhöht werden können, ohne 
dabei andere Werte, zum Bei-
spiel den Datenschutz, zu be-
einträchtigen und die Kon-
taktverfolgung zu einem 
Überwachungsapparat nach 
chinesischem Vorbild auszu-
bauen? Eine Variante der App, 
in der pseudonymisierte Ken-
nungen zentral gespeichert 
werden, wäre wohl in der 
Lage gewesen, die Schnellig-
keit der Kontaktverfolgung, 
und damit ihre Effektivität, 
entscheidend zu erhöhen.  
Solche zentralen Möglichkei-
ten der Kontaktverfolgung 
wurden zu Beginn intensiv 
diskutiert und auch von der 
Bundesregierung erwogen, 
wurden aber letztlich wegen 
Bedenken bezüglich des Da-
tenschutzes und der Ent-
scheidung der Tech-Giganten 
Google und Apple, für ihre 
Betriebssysteme nur dezen-
trale Systeme zu unterstützen, 
verworfen.

Wie sollten in einer Krisen-
Situa tion legitime Interessen 
des Datenschutzes gegen an-
dere ethische Risiken abge-
wogen werden? Wenn es zum 

Beispiel stimmt, dass dezent-
rale Systeme der digitalen 
Kontaktverfolgung in einer 
verminderten Effektivität und 
damit der schnelleren Aus-
breitung des Virus resultieren, 
wären zentrale Möglichkeiten 
der Kontaktverfolgung ge-
rechtfertigt oder sogar gebo-
ten gewesen? Ist es tatsächlich 
so, dass ein zentrales System, 
wenn es richtig designt und 
implementiert wird, deutlich 
größere datenschutzrechtliche 
Bedenken hervorruft als de-
zentrale Systeme, die oft 
fälschlicherweise so beschrie-
ben werden, als ob sie „Daten-
schutz durch Design“ gewähr-
leisten? Und wie ist die digi-
tale Kontaktverfolgung zu 
vergleichen mit anderen Mög-
lichkeiten der Pandemiebe-
kämpfung, die vorgeschlagen 
und zum Teil umgesetzt wur-
den, wie zum Beispiel „selek-
tive Lockdowns“, in denen nur 
Teile der Bevölkerung, die be-
sonders vulnerabel sind, unter 
Lockdown gestellt werden 
und die geringere Risiken für 
den Datenschutz darstellen, 
dafür aber womöglich vulne-
rable Gruppen diskri minie-
ren? Klar ist, dass der Daten-
schutz nicht isoliert betrachtet 
werden sollte, sondern immer 
gegenüber anderen Werten, 
wie der Effekti vi tät einer Stra-
tegie zur Pandemiebekämp-
fung oder Gleich behandlungs-
geboten, abgewogen werden 
muss. Denn in einer Krisensi-
tuation wie der Corona-Pan-
demie gibt es keine Strategien, 
die völlig frei von ethischen 
Risiken sind.

Das Coronavirus und Fragen 
der Pandemiebekämpfung 
werden uns noch über Jahre 
beschäftigen. Daneben bergen 
auch andere Erreger Risiken 
für große Epidemien, die 
durch Klimawandel und Aus-
beutung von natürlichen Res-
sourcen wie der Regenwälder 
noch vergrößert werden und 
auf die wir als Gesellschaft 
besser vorbereitet sein sollten. 
Wir hoffen, in unseren Projek-
ten zu zeigen, dass ethische 

2

und wissenschaftsphilosophi-
sche Aspekte eine zentrale 
Rolle dabei spielen können 
und müssen, überzeugende 
Lösungsstrategien zu entwi-
ckeln.

Abbildung 2
Die deutsche Corona-Warn-App 
war in Bezug auf die Kontakt-
verfolgung nicht sehr erfolgreich. 
Hätte die Effektivität deutlich er-
höht werden können, ohne dabei 
andere Werte, zum Beispiel den 
Datenschutz, zu beeinträchtigen?
Foto: Bastian Riccardi/pixabay 
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Forschungseinrichtungen

Das Leibniz Center for Science and Society 
(LCSS) wurde 2016 gegründet. Fakultäts-
übergreifend und mit DZHW und TIB als 
loka len Partnern führt das LCSS Expertise 
aus Sozial-, Wirtschafts-, Rechts- und Geis-
teswissenschaften zusammen. Das LCSS ist 
der erste Standort, an dem Wissenschafts- 
und Hochschulforschung zukunftsweisend 

miteinander verschränkt werden. Nur so können die gesellschaftlichen Dynamiken, die 
von Wissenschaft und Hochschule ausgehen, umfassend analysiert werden. Entsprechend 
konzentriert sich die interdisziplinäre Forschung am LCSS auf die Wechselwirkungen 
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft und verbindet dazu theoretische und empirische 
Forschung.

Das Institut für Philosophie zeichnet sich 
durch eine einzigartige Schwerpunktbil-
dung in der Wissenschaftsphilosophie aus. 
Es verfügt über fünf Professuren, deren De-
nominationen alle einen Bezug zur Wissen-
schaftsphilosophie haben. Insgesamt for-
schen gegenwärtig 25 Personen am Institut, 
die überwiegend aus Drittmitteln finanziert 

werden. Sie arbeiten an Forschungsfragen einer breit verstandenen Wissenschaftsphiloso-
phie – von klassischen Querschnittsfragen der Wissenschaftstheorie über philosophische 
Probleme der Einzelwissenschaften bis hin zur Ethik der Wissenschaften.

Das Centre for Ethics and Law in the Life 
Sciences (CELLS) ist ein international aus-
gerichtetes, interdisziplinäres Forschungs-
institut an der Philosophischen Fakultät der 
Leibniz Universität Hannover (LUH). CELLS 
wurde zuerst 2007 als eine Arbeitsgruppe 
für Medizinrecht und Bioethik ins Leben 
geru fen. Zunächst als Leibniz For schungs-

initiative, später dann als eigenständiges und auf Dauer eingerichtetes Institut der Philo-
sophischen Fakultät ist CELLS seitdem stetig gewachsen und ist heute eines der internati-
onal sicht baren Zentren für die Erforschung ethischer, rechtlicher und sozialer Implikatio-
nen der Lebenswissenschaften.

Das Deutsche Zentrum für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung (DZHW) ist 
ein durch Bund und Länder gefördertes For-
schungsinstitut mit Sitz in Hannover und 
Berlin. Es ist ein nationales und internatio-
nales Kompetenzzentrum der Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung. Seine Mission 
ist die Verbindung exzellenter, interdiszipli-

när ausgerichteter, erkenntnisorientierter Grundlagenforschung mit problemorientierter 
Forschung sowie die Bereitstellung von Forschungsinfrastruktur. Strategische Ziele des 
DZHW sind, eine an aktuellen wissenschafts- und hochschulpolitischen Themen orien-
tierte Forschungsagenda umzusetzen und die Verbindung von Hochschul- und Wissen-
schafts forschung zu vertiefen.

035-141_003474_v06_211105102614_Red.indd   3035-141_003474_v06_211105102614_Red.indd   3 10.11.2021   10:28:1110.11.2021   10:28:11

32

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   32035-141_unimagazin_Inhalt.indd   32 24.11.2021   13:01:4624.11.2021   13:01:46



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Kontaktverfolgung, werfen 
ethische Fragen auf, mit denen 
sich wissenschaftliche Mitar-
beiter am Institut für Philoso-
phie beschäftigen. Apps wie 
die deutsche Corona-Warn-
App haben zu eher enttäu-
schenden Ergebnissen ge-
führt, was die Effektivität der 
Kontaktverfolgung angeht. 
Hätte die Effektivität deutlich 

erhöht werden können, ohne 
dabei andere Werte, zum Bei-
spiel den Datenschutz, zu be-
einträchtigen und die Kon-
taktverfolgung zu einem 
Überwachungsapparat nach 
chinesischem Vorbild auszu-
bauen? Eine Variante der App, 
in der pseudonymisierte Ken-
nungen zentral gespeichert 
werden, wäre wohl in der 
Lage gewesen, die Schnellig-
keit der Kontaktverfolgung, 
und damit ihre Effektivität, 
entscheidend zu erhöhen.  
Solche zentralen Möglichkei-
ten der Kontaktverfolgung 
wurden zu Beginn intensiv 
diskutiert und auch von der 
Bundesregierung erwogen, 
wurden aber letztlich wegen 
Bedenken bezüglich des Da-
tenschutzes und der Ent-
scheidung der Tech-Giganten 
Google und Apple, für ihre 
Betriebssysteme nur dezen-
trale Systeme zu unterstützen, 
verworfen.

Wie sollten in einer Krisen-
Situa tion legitime Interessen 
des Datenschutzes gegen an-
dere ethische Risiken abge-
wogen werden? Wenn es zum 

Beispiel stimmt, dass dezent-
rale Systeme der digitalen 
Kontaktverfolgung in einer 
verminderten Effektivität und 
damit der schnelleren Aus-
breitung des Virus resultieren, 
wären zentrale Möglichkeiten 
der Kontaktverfolgung ge-
rechtfertigt oder sogar gebo-
ten gewesen? Ist es tatsächlich 
so, dass ein zentrales System, 
wenn es richtig designt und 
implementiert wird, deutlich 
größere datenschutzrechtliche 
Bedenken hervorruft als de-
zentrale Systeme, die oft 
fälschlicherweise so beschrie-
ben werden, als ob sie „Daten-
schutz durch Design“ gewähr-
leisten? Und wie ist die digi-
tale Kontaktverfolgung zu 
vergleichen mit anderen Mög-
lichkeiten der Pandemiebe-
kämpfung, die vorgeschlagen 
und zum Teil umgesetzt wur-
den, wie zum Beispiel „selek-
tive Lockdowns“, in denen nur 
Teile der Bevölkerung, die be-
sonders vulnerabel sind, unter 
Lockdown gestellt werden 
und die geringere Risiken für 
den Datenschutz darstellen, 
dafür aber womöglich vulne-
rable Gruppen diskri minie-
ren? Klar ist, dass der Daten-
schutz nicht isoliert betrachtet 
werden sollte, sondern immer 
gegenüber anderen Werten, 
wie der Effekti vi tät einer Stra-
tegie zur Pandemiebekämp-
fung oder Gleich behandlungs-
geboten, abgewogen werden 
muss. Denn in einer Krisensi-
tuation wie der Corona-Pan-
demie gibt es keine Strategien, 
die völlig frei von ethischen 
Risiken sind.

Das Coronavirus und Fragen 
der Pandemiebekämpfung 
werden uns noch über Jahre 
beschäftigen. Daneben bergen 
auch andere Erreger Risiken 
für große Epidemien, die 
durch Klimawandel und Aus-
beutung von natürlichen Res-
sourcen wie der Regenwälder 
noch vergrößert werden und 
auf die wir als Gesellschaft 
besser vorbereitet sein sollten. 
Wir hoffen, in unseren Projek-
ten zu zeigen, dass ethische 

2

und wissenschaftsphilosophi-
sche Aspekte eine zentrale 
Rolle dabei spielen können 
und müssen, überzeugende 
Lösungsstrategien zu entwi-
ckeln.

Abbildung 2
Die deutsche Corona-Warn-App 
war in Bezug auf die Kontakt-
verfolgung nicht sehr erfolgreich. 
Hätte die Effektivität deutlich er-
höht werden können, ohne dabei 
andere Werte, zum Beispiel den 
Datenschutz, zu beeinträchtigen?
Foto: Bastian Riccardi/pixabay 
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Forschungseinrichtungen

Das Leibniz Center for Science and Society 
(LCSS) wurde 2016 gegründet. Fakultäts-
übergreifend und mit DZHW und TIB als 
loka len Partnern führt das LCSS Expertise 
aus Sozial-, Wirtschafts-, Rechts- und Geis-
teswissenschaften zusammen. Das LCSS ist 
der erste Standort, an dem Wissenschafts- 
und Hochschulforschung zukunftsweisend 

miteinander verschränkt werden. Nur so können die gesellschaftlichen Dynamiken, die 
von Wissenschaft und Hochschule ausgehen, umfassend analysiert werden. Entsprechend 
konzentriert sich die interdisziplinäre Forschung am LCSS auf die Wechselwirkungen 
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft und verbindet dazu theoretische und empirische 
Forschung.

Das Institut für Philosophie zeichnet sich 
durch eine einzigartige Schwerpunktbil-
dung in der Wissenschaftsphilosophie aus. 
Es verfügt über fünf Professuren, deren De-
nominationen alle einen Bezug zur Wissen-
schaftsphilosophie haben. Insgesamt for-
schen gegenwärtig 25 Personen am Institut, 
die überwiegend aus Drittmitteln finanziert 

werden. Sie arbeiten an Forschungsfragen einer breit verstandenen Wissenschaftsphiloso-
phie – von klassischen Querschnittsfragen der Wissenschaftstheorie über philosophische 
Probleme der Einzelwissenschaften bis hin zur Ethik der Wissenschaften.

Das Centre for Ethics and Law in the Life 
Sciences (CELLS) ist ein international aus-
gerichtetes, interdisziplinäres Forschungs-
institut an der Philosophischen Fakultät der 
Leibniz Universität Hannover (LUH). CELLS 
wurde zuerst 2007 als eine Arbeitsgruppe 
für Medizinrecht und Bioethik ins Leben 
geru fen. Zunächst als Leibniz For schungs-

initiative, später dann als eigenständiges und auf Dauer eingerichtetes Institut der Philo-
sophischen Fakultät ist CELLS seitdem stetig gewachsen und ist heute eines der internati-
onal sicht baren Zentren für die Erforschung ethischer, rechtlicher und sozialer Implikatio-
nen der Lebenswissenschaften.

Das Deutsche Zentrum für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung (DZHW) ist 
ein durch Bund und Länder gefördertes For-
schungsinstitut mit Sitz in Hannover und 
Berlin. Es ist ein nationales und internatio-
nales Kompetenzzentrum der Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung. Seine Mission 
ist die Verbindung exzellenter, interdiszipli-

när ausgerichteter, erkenntnisorientierter Grundlagenforschung mit problemorientierter 
Forschung sowie die Bereitstellung von Forschungsinfrastruktur. Strategische Ziele des 
DZHW sind, eine an aktuellen wissenschafts- und hochschulpolitischen Themen orien-
tierte Forschungsagenda umzusetzen und die Verbindung von Hochschul- und Wissen-
schafts forschung zu vertiefen.
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Einleitendes

Interdisziplinäres Arbeiten 
beginnt mit dem Aushandeln 
einer gemeinsamen Sprache 
über das Arbeitsthema. Schon 
zu diesem frühen Zeitpunkt 
ist es verblüffend, wie weit die 
Bedeutungen von Begriffen 
zwischen den Disziplinen aus-
einandergehen können. Das 
Phänomen ist – erinnert man 
sich an C.P. Snows pessimisti-
schen Befund der unvermeid-
bar misslingenden Kommuni-
kation zwischen den Kulturen 
aus dem Jahr 1959 – zumindest 
erwartbar: Die Überbrückung 
von Differenzen zwischen 
geistes- und gesellschaftswis-
senschaftlichen Disziplinen 
auf der einen Seite und natur-
wissenschaftlich und techni-
schen Disziplinen auf der an-
deren Seite ist ein hartes Brot. 

So findet man häufig in der 
Zusammenarbeit mit Natur-
wis senschaftler*innen und 
Mediziner*innen die feste 
Überzeugung, dass „norma-
tiv“ nur das geltende Recht 
meint. Ethik sei etwas Ande-

res; nicht richtig „normativ“, 
also verbindlich maßstabset-
zend, sondern Kraft subjekti-
ver Moralnavigation diffuse 
Überzeugungskraft entfaltend. 
Ausschlaggebend scheint bei 
diesem Verständnis die im 
Recht klar erkennbare unmit-
telbare verbindliche Sanktio-
nierung von Regelverstößen 
zu sein – sie fehlt bei ethischen 
Grenzziehungen ja zunächst. 
Dabei ist es gerade im Zusam-
menhang mit den Lebenswis-
senschaften eher selten so, 
dass lediglich die eine oder die 
andere Art von Norm im Spiel 
ist: Die Bedingungen für eine 
gelungene informierte Einwil-
ligung sind juristisch klar vor-
gegeben, um sie aber mit Le-
ben zu füllen – und damit u.a. 
auch die Autonomie der Betei-
ligten zu respektieren – muss 
ein persönlicher Aushand-
lungsprozess zwischen den 
beteiligten Personen stattfin-
den, der von Erwartungen, 
Werturteilen, Versprechen 
und Hoffnungen geprägt ist. 
Ebenso scheint es bei der Pla-
nung und Durchführung von 
Tierversuchen zu sein: Juris-

tisch sind die Bedingungen 
umfassend definiert – die 
(rechtliche) Zulässigkeit des 
Experiments hängt indes von 
einer (ethischen) Bewertung 
der Zumutbarkeit der Belas-
tung durch das Experiment ab. 
Die Vorstellung einer trenn-
scharfen Aufteilung von Nor-
mativität in das verbindliche 
Recht auf der einen und indi-
viduellem Aushandeln von 
Werten auf der anderen Seite 
wird dieser Situation ganz of-
fensichtlich nicht gerecht. 

Auch andere Felder, wie zum 
Beispiel die Ökonomie oder 
die Politik wären nach einer 
solchen Vorstellung nicht nor-
mativ, obschon sie ganz offen-
sichtlich kategorisieren und 
insofern auch menschliches 
Verhalten steuern. Versteht 
man das Normative aber als 
einen wesentlichen Teil der 
Möglichkeitsbedingungen ei-
ner gesellschaftlichen Ord-
nung, so bietet sich eigentlich 
ein breiteres Verständnis des 
Begriffes an: Natürlich spielen 
auch nicht-rechtliche Grenz-
ziehungen eine Rolle bei der 

Wissenschaftsreflexion und Normativität 

Neues Forschungsfeld soll Beitrag zur gesellschaftlichen Diskussion liefern

Wissenschaftler*innen 

aus den geistes- und 

gesellschaftlichen Disziplinen 

sprechen eine andere Sprache 

als diejenigen aus den 

naturwissenschaft lichen und 

technischen Fächern. 

Prof. Dr. Nils Hoppe und 

Prof. Dr. Matthew Sample 

vom Centre for Ethics and Law 

in the Life Sciences (CELLS) 

beschäftigen sich mit einem 

interdisziplinären Konzept 

der Normativität, das über 

gemeinsame Arbeitsweisen und 

gemeinsame Sprache die 

Kooperationsfähigkeit der 

Disziplinen verbessern soll. 
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Definition dessen, was dies-
seits und jenseits des Sagba-
ren und Machbaren in unserer 
Gesellschaft zu sein scheint. 

Möchte man interdisziplinär 
zu diesem Thema auf Basis 
eines solch breiten Verständ-
nisses von Normativität arbei-
ten, so sind Mut und episte-
mische Bescheidenheit erfor-
derlich: Man muss sich von 
den Silo-artigen, monodiszip-
linären und dogmatischen Zu-
gängen der eigenen Disziplin 
lösen und für Neues und für 
Andere öffnen. Das ist in der 
deutschen Wissenschaftsland-
schaft noch selten, internatio-
nal jedoch längst der Normal-
fall. Die international ver-
netzte und interdisziplinär 
getriebene Arbeit über die 
Identifikation, Beschreibung 
und Analyse solcher Grenz-
ziehungen in den Lebenswis-
senschaften (unter Berück-
sichtigung des geschilderten 
breiten Normbegriffes) ist seit 
etwa zehn Jahren das For-
schungsfeld des Centre for 
Ethics and Law in the Life Scien-
ces (CELLS) an der Leibniz 
Universität Hannover. Im Zu-
sammenhang mit dem For-
schungsschwerpunkt Wissen-
schaftsreflexion wird dieses 
Thema nun durch die Frage, 
wie Legitimationsprozesse 
und Grenzziehungen aus der 
Gesellschaft in die Wissen-
schaft und aus der Wissen-
schaft in die Gesellschaft wir-
ken, angereichert und erwei-
tert. Entstanden ist dadurch 
das Forschungsfeld „Normati-
vität“, aus dem sich ein neues 
Forschungsprogramm für das 
CELLS und benachbarte Ein-
richtungen ergibt. 

Normativität als Thema 

Zu Beginn der gemeinsamen 
Arbeit im Forschungsfeld 
„Normativität“ anlässlich der 
Exzellenzstrategie bestätigte 
sich, dass nicht nur zwischen 
den Naturwissenschaften und 
den Geisteswissenschaften 
eine gemeinsame Sprache ge-

funden werden muss, sondern 
auch zwischen den beteiligten 
Disziplinen der Geistes- und 
Gesellschaftswissenschaften. 
Hier spielten unterschiedliche 
Selbstwahrnehmungen, diszi-
plinäre Voraussetzungen und 
methodische Zugänge eine 
wichtige Rolle in der Verhin-
derung einer Durchlässigkeit 
zwischen den Fächern: Rechts-
wissenschaftler*innen haben 
zumindest auf den ersten 
Blick keine Schwierigkeiten, 
sich als normative Disziplin 
zu verstehen und auch der Be-
griff Normativität stellt sie vor 
keine unmittelbaren Heraus-
forderungen. Streit entsteht 
höchstens darüber, ob Stan-
dardsetzungen für menschli-
ches Verhalten gerechtfertigt 
sein müssen, um Normativität 
zu entfalten – oder ob es aus-
reicht, dass es sie gibt und sie 
durchgesetzt werden. 

Kolleg*innen aus der Philo-
sophie verorten darüber hin-
aus in der Normativität einen 
ganz fundamentalen Aspekt 
unserer Humanität. So 
schreibt Wilfrid Sellars: 

„Zu sagen, dass der Mensch ein 
rationelles Wesen ist, bedeutet, 
dass der Mensch keine Kreatur 
von Gewohnheiten, sondern von 
Regeln ist. Als Gott Adam er-
schuf, flüsterte er in sein Ohr: 
‚Bei allen Handlungen wirst Du 
Regeln beachten, sei es auch nur 
die Regel, nach Regeln zu streben, 
die Du beachten kannst. Wenn 
Du keine Regeln mehr beachtest, 
wirst Du auf vier Beinen laufen.“ 

Sellars versuchte mit dem Satz 
1949 keine ganz eigene Bibele-
xegese, sondern er baute ein 
rhetorisches Spiel auf, das er 
dann gleich selbst hinterfrag-
te. Sein Hauptargument ist je-
doch robust: Die in unserer 
Existenz enthaltene Bedeu-
tung fußt auf regelbasierten 
Praxen und Gemeinschaften; 
auch, wenn wir immer wieder 
Regeln vergessen, hinterfra-
gen und überarbeiten. Aus 
diesem Verständnis heraus 
verfassen Ethiker*innen, poli-

tische Philosoph*innen und 
Wissenschaftsphilosoph*innen 
Normen oder Ideale, die sie 
als sinnvolle Fundamente für 
die Generierung von Wissen, 
Moralität und eine gerechte 
Gesellschaftsordnung halten. 
Findet man hier also so eine 
Art theoretischen Unterbau, 
der in der lebensweltlichen 
Operationalisierung dann le-
diglich Jurist*innen in die 
Hände fällt? Handelt es sich 
bei der Zusammenarbeit in 
diesem Feld um eine triviale 
Überführung von Grundla-
genwissen in Anwendung? 

Wahrscheinlich nicht ganz. 
Während sich Philosoph*in-
nen (fast qua Amt) gegen nor-
mative Zweideutigkeit zur 
Wehr setzen, Jurist*innen in 
solchen Fällen ansatzlos zu 
Güterabwägungen, Ausle-
gungsmethoden oder Nor-
menhierarchien greifen, so 
nehmen Soziolog*innen Kon-
flikte oder Unordnung bei 
Normen dankbar als Aus-
gangspunkt für ihre Arbeit 
an, stellen aber am Ende ihrer 
Veröffentlichungen in der Re-
gel keine analytische Lösung 
oder korrigierende Logik zur 
Verfügung. Das ist auch ein 
Anlass für Reibungsverluste 
zwischen den Disziplinen. 
Aus der Rechtswissenschaft 
kommt auf der einen Seite der 
Vorwurf des soziologischen 
„jazz up“ (Leslie Green) durch 
die ständige Verwendung des 
Begriffs ‚normativ‘. Gleich-
zeitig lehnen viele Wissen-
schafts philosoph*innen ent-
sprechende Arbeitsweisen, 
beispielsweise in Science and 
Technology Studies (STS), ab 
und beschreiben sie als „nur“ 
deskriptiv. Diese widersprüch-
lich anmutenden Kritiken – 
inflationärer Gebrauch des Be-
griffes normativ! Nicht aus-
reichend normativer Output! 
– vergisst aber das konsequen-
tialistische Wesen und die Be-
deutung der unordentlichsten 
aller regelbasierten Praxen: 
Dort, wo Menschen sich so 
verhalten als wäre eine konsis-
tente Regel vorhanden, verän-
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Einleitendes

Interdisziplinäres Arbeiten 
beginnt mit dem Aushandeln 
einer gemeinsamen Sprache 
über das Arbeitsthema. Schon 
zu diesem frühen Zeitpunkt 
ist es verblüffend, wie weit die 
Bedeutungen von Begriffen 
zwischen den Disziplinen aus-
einandergehen können. Das 
Phänomen ist – erinnert man 
sich an C.P. Snows pessimisti-
schen Befund der unvermeid-
bar misslingenden Kommuni-
kation zwischen den Kulturen 
aus dem Jahr 1959 – zumindest 
erwartbar: Die Überbrückung 
von Differenzen zwischen 
geistes- und gesellschaftswis-
senschaftlichen Disziplinen 
auf der einen Seite und natur-
wissenschaftlich und techni-
schen Disziplinen auf der an-
deren Seite ist ein hartes Brot. 

So findet man häufig in der 
Zusammenarbeit mit Natur-
wis senschaftler*innen und 
Mediziner*innen die feste 
Überzeugung, dass „norma-
tiv“ nur das geltende Recht 
meint. Ethik sei etwas Ande-

res; nicht richtig „normativ“, 
also verbindlich maßstabset-
zend, sondern Kraft subjekti-
ver Moralnavigation diffuse 
Überzeugungskraft entfaltend. 
Ausschlaggebend scheint bei 
diesem Verständnis die im 
Recht klar erkennbare unmit-
telbare verbindliche Sanktio-
nierung von Regelverstößen 
zu sein – sie fehlt bei ethischen 
Grenzziehungen ja zunächst. 
Dabei ist es gerade im Zusam-
menhang mit den Lebenswis-
senschaften eher selten so, 
dass lediglich die eine oder die 
andere Art von Norm im Spiel 
ist: Die Bedingungen für eine 
gelungene informierte Einwil-
ligung sind juristisch klar vor-
gegeben, um sie aber mit Le-
ben zu füllen – und damit u.a. 
auch die Autonomie der Betei-
ligten zu respektieren – muss 
ein persönlicher Aushand-
lungsprozess zwischen den 
beteiligten Personen stattfin-
den, der von Erwartungen, 
Werturteilen, Versprechen 
und Hoffnungen geprägt ist. 
Ebenso scheint es bei der Pla-
nung und Durchführung von 
Tierversuchen zu sein: Juris-

tisch sind die Bedingungen 
umfassend definiert – die 
(rechtliche) Zulässigkeit des 
Experiments hängt indes von 
einer (ethischen) Bewertung 
der Zumutbarkeit der Belas-
tung durch das Experiment ab. 
Die Vorstellung einer trenn-
scharfen Aufteilung von Nor-
mativität in das verbindliche 
Recht auf der einen und indi-
viduellem Aushandeln von 
Werten auf der anderen Seite 
wird dieser Situation ganz of-
fensichtlich nicht gerecht. 

Auch andere Felder, wie zum 
Beispiel die Ökonomie oder 
die Politik wären nach einer 
solchen Vorstellung nicht nor-
mativ, obschon sie ganz offen-
sichtlich kategorisieren und 
insofern auch menschliches 
Verhalten steuern. Versteht 
man das Normative aber als 
einen wesentlichen Teil der 
Möglichkeitsbedingungen ei-
ner gesellschaftlichen Ord-
nung, so bietet sich eigentlich 
ein breiteres Verständnis des 
Begriffes an: Natürlich spielen 
auch nicht-rechtliche Grenz-
ziehungen eine Rolle bei der 

Wissenschaftsreflexion und Normativität 

Neues Forschungsfeld soll Beitrag zur gesellschaftlichen Diskussion liefern

Wissenschaftler*innen 

aus den geistes- und 

gesellschaftlichen Disziplinen 

sprechen eine andere Sprache 

als diejenigen aus den 

naturwissenschaft lichen und 

technischen Fächern. 

Prof. Dr. Nils Hoppe und 

Prof. Dr. Matthew Sample 

vom Centre for Ethics and Law 

in the Life Sciences (CELLS) 

beschäftigen sich mit einem 

interdisziplinären Konzept 

der Normativität, das über 

gemeinsame Arbeitsweisen und 

gemeinsame Sprache die 

Kooperationsfähigkeit der 

Disziplinen verbessern soll. 
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Definition dessen, was dies-
seits und jenseits des Sagba-
ren und Machbaren in unserer 
Gesellschaft zu sein scheint. 

Möchte man interdisziplinär 
zu diesem Thema auf Basis 
eines solch breiten Verständ-
nisses von Normativität arbei-
ten, so sind Mut und episte-
mische Bescheidenheit erfor-
derlich: Man muss sich von 
den Silo-artigen, monodiszip-
linären und dogmatischen Zu-
gängen der eigenen Disziplin 
lösen und für Neues und für 
Andere öffnen. Das ist in der 
deutschen Wissenschaftsland-
schaft noch selten, internatio-
nal jedoch längst der Normal-
fall. Die international ver-
netzte und interdisziplinär 
getriebene Arbeit über die 
Identifikation, Beschreibung 
und Analyse solcher Grenz-
ziehungen in den Lebenswis-
senschaften (unter Berück-
sichtigung des geschilderten 
breiten Normbegriffes) ist seit 
etwa zehn Jahren das For-
schungsfeld des Centre for 
Ethics and Law in the Life Scien-
ces (CELLS) an der Leibniz 
Universität Hannover. Im Zu-
sammenhang mit dem For-
schungsschwerpunkt Wissen-
schaftsreflexion wird dieses 
Thema nun durch die Frage, 
wie Legitimationsprozesse 
und Grenzziehungen aus der 
Gesellschaft in die Wissen-
schaft und aus der Wissen-
schaft in die Gesellschaft wir-
ken, angereichert und erwei-
tert. Entstanden ist dadurch 
das Forschungsfeld „Normati-
vität“, aus dem sich ein neues 
Forschungsprogramm für das 
CELLS und benachbarte Ein-
richtungen ergibt. 

Normativität als Thema 

Zu Beginn der gemeinsamen 
Arbeit im Forschungsfeld 
„Normativität“ anlässlich der 
Exzellenzstrategie bestätigte 
sich, dass nicht nur zwischen 
den Naturwissenschaften und 
den Geisteswissenschaften 
eine gemeinsame Sprache ge-

funden werden muss, sondern 
auch zwischen den beteiligten 
Disziplinen der Geistes- und 
Gesellschaftswissenschaften. 
Hier spielten unterschiedliche 
Selbstwahrnehmungen, diszi-
plinäre Voraussetzungen und 
methodische Zugänge eine 
wichtige Rolle in der Verhin-
derung einer Durchlässigkeit 
zwischen den Fächern: Rechts-
wissenschaftler*innen haben 
zumindest auf den ersten 
Blick keine Schwierigkeiten, 
sich als normative Disziplin 
zu verstehen und auch der Be-
griff Normativität stellt sie vor 
keine unmittelbaren Heraus-
forderungen. Streit entsteht 
höchstens darüber, ob Stan-
dardsetzungen für menschli-
ches Verhalten gerechtfertigt 
sein müssen, um Normativität 
zu entfalten – oder ob es aus-
reicht, dass es sie gibt und sie 
durchgesetzt werden. 

Kolleg*innen aus der Philo-
sophie verorten darüber hin-
aus in der Normativität einen 
ganz fundamentalen Aspekt 
unserer Humanität. So 
schreibt Wilfrid Sellars: 

„Zu sagen, dass der Mensch ein 
rationelles Wesen ist, bedeutet, 
dass der Mensch keine Kreatur 
von Gewohnheiten, sondern von 
Regeln ist. Als Gott Adam er-
schuf, flüsterte er in sein Ohr: 
‚Bei allen Handlungen wirst Du 
Regeln beachten, sei es auch nur 
die Regel, nach Regeln zu streben, 
die Du beachten kannst. Wenn 
Du keine Regeln mehr beachtest, 
wirst Du auf vier Beinen laufen.“ 

Sellars versuchte mit dem Satz 
1949 keine ganz eigene Bibele-
xegese, sondern er baute ein 
rhetorisches Spiel auf, das er 
dann gleich selbst hinterfrag-
te. Sein Hauptargument ist je-
doch robust: Die in unserer 
Existenz enthaltene Bedeu-
tung fußt auf regelbasierten 
Praxen und Gemeinschaften; 
auch, wenn wir immer wieder 
Regeln vergessen, hinterfra-
gen und überarbeiten. Aus 
diesem Verständnis heraus 
verfassen Ethiker*innen, poli-

tische Philosoph*innen und 
Wissenschaftsphilosoph*innen 
Normen oder Ideale, die sie 
als sinnvolle Fundamente für 
die Generierung von Wissen, 
Moralität und eine gerechte 
Gesellschaftsordnung halten. 
Findet man hier also so eine 
Art theoretischen Unterbau, 
der in der lebensweltlichen 
Operationalisierung dann le-
diglich Jurist*innen in die 
Hände fällt? Handelt es sich 
bei der Zusammenarbeit in 
diesem Feld um eine triviale 
Überführung von Grundla-
genwissen in Anwendung? 

Wahrscheinlich nicht ganz. 
Während sich Philosoph*in-
nen (fast qua Amt) gegen nor-
mative Zweideutigkeit zur 
Wehr setzen, Jurist*innen in 
solchen Fällen ansatzlos zu 
Güterabwägungen, Ausle-
gungsmethoden oder Nor-
menhierarchien greifen, so 
nehmen Soziolog*innen Kon-
flikte oder Unordnung bei 
Normen dankbar als Aus-
gangspunkt für ihre Arbeit 
an, stellen aber am Ende ihrer 
Veröffentlichungen in der Re-
gel keine analytische Lösung 
oder korrigierende Logik zur 
Verfügung. Das ist auch ein 
Anlass für Reibungsverluste 
zwischen den Disziplinen. 
Aus der Rechtswissenschaft 
kommt auf der einen Seite der 
Vorwurf des soziologischen 
„jazz up“ (Leslie Green) durch 
die ständige Verwendung des 
Begriffs ‚normativ‘. Gleich-
zeitig lehnen viele Wissen-
schafts philosoph*innen ent-
sprechende Arbeitsweisen, 
beispielsweise in Science and 
Technology Studies (STS), ab 
und beschreiben sie als „nur“ 
deskriptiv. Diese widersprüch-
lich anmutenden Kritiken – 
inflationärer Gebrauch des Be-
griffes normativ! Nicht aus-
reichend normativer Output! 
– vergisst aber das konsequen-
tialistische Wesen und die Be-
deutung der unordentlichsten 
aller regelbasierten Praxen: 
Dort, wo Menschen sich so 
verhalten als wäre eine konsis-
tente Regel vorhanden, verän-
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dert sich die Welt. Insbesonde-
re dort, wo wir die Welt und 
ihre Funktionsweisen verste-
hen wollen, ist eine sich stän-
dig verändernde Welt ein her-
ausfordernder und spannen-
der Betrachtungsgegenstand. 
Die Arbeit zur Normsetzung 
in der Wissenschaft (von Ro-
bert K. Merton beschrieben als 
„konfuse“ Mischung aus 
wertneutraler Suche nach der 
Wahrheit und der Verpflich-
tung, die Welt zu verbessern) 
ist also auch deshalb ein be-
sonders fruchtbares Feld. Ein-
zig die Frage, wie diese unter-
schiedlichen disziplinären Fä-
den zu einem kohärenten 
gemeinsamen Arbeitspro-
gramm zusammengezogen 
werden können, verbleibt. 

Ein Arbeitsprogramm

Um die wichtigsten Themen 
und Projekte aus den beteilig-
ten Disziplinen gemeinsam 
zu bearbeiten, soll für das For-
schungsfeld ein eigenes Ar-
beitsprogramm entwickelt 
werden. Das Programm kann 
zwar nicht die volle Breite des 
Themas abbilden, aber durch-
aus einen erweiterbaren Rah-
men für die Arbeit bieten. So 
orientiert es sich zunächst an 
einigen Kernaspekten der 
technowissenschaftlichen Pra-
xis, die auf kollektive philoso-
phische Vorstellungen oftmals 
in einer Weise angewiesen ist, 
die für Praktizierende aus der 
Forschung und den Anwen-
dungsbereichen nicht immer 
sofort sichtbar ist. Sie gehen 
beispielsweise unreflektiert 
davon aus, dass der Mensch 
körperlich leistungsfähig und 
unabhängig sein muss oder 
dass numerische Formen der 
Objektivität ein Zeichen von 
Wahrheit sind. Dieser Um-
stand gewinnt dadurch an Be-
deutung, dass implizite philo-
sophische Vorstellungen und 
Ideale zu negativen gesell-
schaftlichen Effekten (Kom-
petenz, Teilhabe, fehlende Ak-
zeptanz von Positionen) füh-
ren können. Eine in dieser 

Hinsicht weitestgehend 
machtlose Öffentlichkeit kann 
erst mal nur reagieren, aber 
solchen Effekten nicht unmit-
telbar vorbeugen. Diese Wech-
selwirkung soll dem For-
schungsprogramm als roter 
Faden dienen. Mit Ansätzen 
aus STS, Bioethik, Wissen-
schaftsphilosophie und Recht 
entwickelt das Forschungsfeld 
Normativität Ansätze für eine 
gesellschaftlich mitwirkende 
Wissenschaft: Auf der Basis 
qualitativer und quantitativer 
Feldforschung sollen die zu-
grundeliegenden normativen 
Wechselwirkungen zwischen 
Wissenschaft, Technik und 
Gesellschaft sichtbar gemacht 
und somit gesellschaftliche 
Kommunikations- und Ent-
scheidungsprozesse verbessert 
werden. 

Schlussbemerkungen

Auf diese Weise will sich das 
Feld einem interdisziplinären 
Konzept der Normativität nä-
hern. Statt einer abschließen-
den engen Definition soll so 
also eine gemeinsame Arbeits-
hypothese entstehen, mit der 
sich Wissenschaftler*innen 
identifizieren und mit ihrer 
Hilfe zusammenarbeiten kön-
nen: Normativität meint in 
dieser Arbeitshypothese 
wechselseitige Verantwort-
lichkeit, die dann entsteht, 
wenn wir gemeinschaftlichen 
Aktivitäten nachgehen. Diese 
Normativität kann sowohl ex-
plizit kodifiziert sein oder 
auch nur emotional verstan-
den werden. Sie ist in der Re-
gel verbindlich, aber gleich-
zeitig flexibel und auf die Ent-
stehung einer gemeinsamen 
Zukunft gerichtet. Auf dieser 
Basis kann die Integration der 
deskriptiven (was tun wir?) 
und der präskriptiven (was 
sollen wir tun?) Arbeitsweisen 
in Wissenschaft und Techno-
logie gelingen, eine gemeinsa-
me Sprache entstehen und das 
Forschungsfeld Normativität 
einen Beitrag zur gesellschaft-
lichen Diskussion liefern.

Prof. Dr. Nils Hoppe
Jahrgang 1977, ist Professor für 
Ethik und Recht in den Lebens-
wissenschaften am CELLS. Seine 
Forschungsschwerpunkte sind 
Bioethik, Biotechnologie- und 
Gesundheitsrecht sowie Health 
Governance & Policy. Aktuelle 
und abgeschlossene Projekte 
zur Governance von klinischen 
Versuchen, Eigentumsfragen in 
der Forschung und zur Regulie-
rung von de novo Entitäten in 
der Wissenschaft. Kontakt: nils.
hoppe@cells.uni-hannover.de

Prof. Dr. Matthew Sample
Jahrgang 1989, ist Professor für 
Responsible Research & Inno-
vation am CELLS. Seine For-
schungsschwerpunkte sind Wis-
senschafts- und Technikphiloso-
phie, Science and Technology 
Studies (STS), Bioethik und fe-
ministische Erkenntnistheorie. 
Seine Forschungsarbeiten um-
fassen unter anderem Projekte 
zur Ethik und Politik der Neuro-
Technologie, zur Rolle der aka-
demischen Neuroethik in der 
Gesellschaft sowie zu wertsen-
siblen Epistemologien der Wis-
senschaft. Kontakt: matthew.
sample@cells.uni-hannover.de
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dert sich die Welt. Insbesonde-
re dort, wo wir die Welt und 
ihre Funktionsweisen verste-
hen wollen, ist eine sich stän-
dig verändernde Welt ein her-
ausfordernder und spannen-
der Betrachtungsgegenstand. 
Die Arbeit zur Normsetzung 
in der Wissenschaft (von Ro-
bert K. Merton beschrieben als 
„konfuse“ Mischung aus 
wertneutraler Suche nach der 
Wahrheit und der Verpflich-
tung, die Welt zu verbessern) 
ist also auch deshalb ein be-
sonders fruchtbares Feld. Ein-
zig die Frage, wie diese unter-
schiedlichen disziplinären Fä-
den zu einem kohärenten 
gemeinsamen Arbeitspro-
gramm zusammengezogen 
werden können, verbleibt. 

Ein Arbeitsprogramm

Um die wichtigsten Themen 
und Projekte aus den beteilig-
ten Disziplinen gemeinsam 
zu bearbeiten, soll für das For-
schungsfeld ein eigenes Ar-
beitsprogramm entwickelt 
werden. Das Programm kann 
zwar nicht die volle Breite des 
Themas abbilden, aber durch-
aus einen erweiterbaren Rah-
men für die Arbeit bieten. So 
orientiert es sich zunächst an 
einigen Kernaspekten der 
technowissenschaftlichen Pra-
xis, die auf kollektive philoso-
phische Vorstellungen oftmals 
in einer Weise angewiesen ist, 
die für Praktizierende aus der 
Forschung und den Anwen-
dungsbereichen nicht immer 
sofort sichtbar ist. Sie gehen 
beispielsweise unreflektiert 
davon aus, dass der Mensch 
körperlich leistungsfähig und 
unabhängig sein muss oder 
dass numerische Formen der 
Objektivität ein Zeichen von 
Wahrheit sind. Dieser Um-
stand gewinnt dadurch an Be-
deutung, dass implizite philo-
sophische Vorstellungen und 
Ideale zu negativen gesell-
schaftlichen Effekten (Kom-
petenz, Teilhabe, fehlende Ak-
zeptanz von Positionen) füh-
ren können. Eine in dieser 

Hinsicht weitestgehend 
machtlose Öffentlichkeit kann 
erst mal nur reagieren, aber 
solchen Effekten nicht unmit-
telbar vorbeugen. Diese Wech-
selwirkung soll dem For-
schungsprogramm als roter 
Faden dienen. Mit Ansätzen 
aus STS, Bioethik, Wissen-
schaftsphilosophie und Recht 
entwickelt das Forschungsfeld 
Normativität Ansätze für eine 
gesellschaftlich mitwirkende 
Wissenschaft: Auf der Basis 
qualitativer und quantitativer 
Feldforschung sollen die zu-
grundeliegenden normativen 
Wechselwirkungen zwischen 
Wissenschaft, Technik und 
Gesellschaft sichtbar gemacht 
und somit gesellschaftliche 
Kommunikations- und Ent-
scheidungsprozesse verbessert 
werden. 

Schlussbemerkungen

Auf diese Weise will sich das 
Feld einem interdisziplinären 
Konzept der Normativität nä-
hern. Statt einer abschließen-
den engen Definition soll so 
also eine gemeinsame Arbeits-
hypothese entstehen, mit der 
sich Wissenschaftler*innen 
identifizieren und mit ihrer 
Hilfe zusammenarbeiten kön-
nen: Normativität meint in 
dieser Arbeitshypothese 
wechselseitige Verantwort-
lichkeit, die dann entsteht, 
wenn wir gemeinschaftlichen 
Aktivitäten nachgehen. Diese 
Normativität kann sowohl ex-
plizit kodifiziert sein oder 
auch nur emotional verstan-
den werden. Sie ist in der Re-
gel verbindlich, aber gleich-
zeitig flexibel und auf die Ent-
stehung einer gemeinsamen 
Zukunft gerichtet. Auf dieser 
Basis kann die Integration der 
deskriptiven (was tun wir?) 
und der präskriptiven (was 
sollen wir tun?) Arbeitsweisen 
in Wissenschaft und Techno-
logie gelingen, eine gemeinsa-
me Sprache entstehen und das 
Forschungsfeld Normativität 
einen Beitrag zur gesellschaft-
lichen Diskussion liefern.

Prof. Dr. Nils Hoppe
Jahrgang 1977, ist Professor für 
Ethik und Recht in den Lebens-
wissenschaften am CELLS. Seine 
Forschungsschwerpunkte sind 
Bioethik, Biotechnologie- und 
Gesundheitsrecht sowie Health 
Governance & Policy. Aktuelle 
und abgeschlossene Projekte 
zur Governance von klinischen 
Versuchen, Eigentumsfragen in 
der Forschung und zur Regulie-
rung von de novo Entitäten in 
der Wissenschaft. Kontakt: nils.
hoppe@cells.uni-hannover.de

Prof. Dr. Matthew Sample
Jahrgang 1989, ist Professor für 
Responsible Research & Inno-
vation am CELLS. Seine For-
schungsschwerpunkte sind Wis-
senschafts- und Technikphiloso-
phie, Science and Technology 
Studies (STS), Bioethik und fe-
ministische Erkenntnistheorie. 
Seine Forschungsarbeiten um-
fassen unter anderem Projekte 
zur Ethik und Politik der Neuro-
Technologie, zur Rolle der aka-
demischen Neuroethik in der 
Gesellschaft sowie zu wertsen-
siblen Epistemologien der Wis-
senschaft. Kontakt: matthew.
sample@cells.uni-hannover.de
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Vorwort zum Status quo

Max Weber bezeichnete den 
Weg auf die Professur bereits 
vor über 100 Jahren als „Ha-
zard“: Ein Würfelspiel, das 
sich trotz seiner komplizierten 
Regeln und vagen Gewinn-
chancen großer Beliebtheit er-
freute. Die wissenschaftliche 
Karriere auf eine Professur 
gilt seit jeher als unsicherer 
beruflicher Werdegang. Trotz 
vieler wissenschaftspoliti-
scher Versuche hat sich daran 
in den vergangenen Jahrzehn-
ten nichts Grundlegendes ge-
ändert. Der An teil an Profes-
sorinnen steigt nur sehr lang-
sam, die Internationalisierung 
stößt an Grenzen oder lässt 

sich nicht wie wünschens-
wert realisieren und das 
Erstbe rufungsalter liegt noch 
immer im Durchschnitt bei 
über 40 Jahren. Seit 2016 wol-
len Bund und Länder mit ei-
ner neuen Personalkategorie – 
der Tenure-Track-Professur – 
Abhilfe schaffen. Die LUH hat 
davon gelernt, dass es nicht 
ohne weiteres möglich ist, 
eine neue Personalkategorie 
zu etablieren. Aus diesem 
Grund hat sie eine Begleit-
forschung, eine sogenannte 
‚institutional research‘, zur 
Tenure-Track-Professur initi-
iert, um die Um setzung der 
neuen Per so nal kategorie im 
laufenden Prozess verbessern 
zu können.

Was ist ‚institutional research‘?

Unter ‚institutional research‘ 
versteht man, dass sich die 
Universität selbst beforscht, 
indem sie interne Prozesse be-
obachtet, systematisch erfasst 
sowie metrisch abbildet und 
auf dieser Basis eine eigene 
Berichterstattung aufbaut. 
Wie hoch ist die Auslastung 
der einzelnen Studiengänge? 
Was für Drittmitteleinwer-
bungen verzeichnen die Fa-
kultäten? Oder, um beim Bei-
spiel der Tenure-Track-Profes-
sur zu bleiben: Unterscheidet 
sich das Erstberufungsalter 
auf eine Lebenszeitprofessur 
von dem auf eine Tenure-
Track-Professur? Gelingt es 
über die Tenure-Track-Profes-
sur den Anteil der Professo-
rinnen zu erhöhen? ‚Instituti-
onal research‘ leistet somit 
eine dichte, zumeist zahlenba-
sierte Beschreibung der Uni-
versität, auf deren Grundlage 
evidenzbasierte Gestaltungs-
entscheidungen getroffen und 
Planungen vorgenommen 
werden können.

Ein Beispiel: 
Die Forschung zur Einführung 
des Tenure-Track-Verfahrens 
an der LUH

Bund und Länder fördern ge-
gen wärtig die Einführung des 
Tenure-Track-Verfahrens als 
planbaren und wissenschaft-
lich selbstbestimmten sowie 
chancengerechten und famili-
enfreundlichen Karriereweg 
auf die Lebenszeitprofessur. 

Was man aus 
‚institutional research‘ lernen kann 

Am Beispiel der Forschung zur Einführung des Tenure-Track-Verfahrens

Bund und Länder fördern 

gegenwärtig die Einführung 

des Tenure-Track-Verfahrens 

als planbaren und familien-

freundlichen Karriereweg auf 

die Lebenszeitprofessur. Die 

Leibniz Universität Hannover 

(LUH) hat 25 Bund-Länder 

geförderte Tenure-Track-

Professuren eingeworben. 

Das Leibniz Center 

for Science and Society (LCSS) 

ist beauftragt, 

‚institutional research‘ 

zu der Etablierung dieser neuen 

Personalkategorie an der LUH 

durchzuführen. 1

Abbildung 1
Begrüßungstag der neuen 
Tenure-Track-Professor*innen 
an der Leibniz Universität 
Hannover
Foto: SG11/LUH
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Über das „Bund-Länder-
Progra mm zur Förderung  
des wissenschaftlichen Nach-
wuchses“, den sogenannten 
„Nachwuchspakt“, wurden 
1.000 Tenure-Track-Professu-
ren in einem wettbewerbli-
chen Verfahren über zwei 
Ausschreibungsrunden an  
75 Universitäten und gleich-
gestellte Hochschulen verge-
ben. Die LUH war mit ihrem 
Antrag „Leibniz Aca demic 
Path ways“ (LEAP) äußerst 
erfolg reich. In der ersten Aus-
schreibungsrunde hat sie 21 
Professuren eingeworben, 
in der zweiten Runde vier 
wei tere.

 Das Tenure-Track-Verfah -
ren an der LUH beginnt  
mit der Berufung auf eine 
für bis zu sechs Jahre be-
fristete Juniorprofessur  
oder auf eine für maximal 
fünf Jahre befristete W2-
Professur. In diesem Zeit-
raum sollen sich die Beru-
fenen als Professor*innen 
bewähren. In der Regel 
wird die Bewährung nach 
fünf Jahren (Juniorprofes-
sur) beziehungsweise vier 
Jahren (W2-Professur) an-
hand im Vorfeld verein-
barter wissenschaftlicher 
Leistungskriterien eva- 
luiert. Aus einer erfolgrei-
chen Evaluation resultiert 
der Anspruch auf eine 
Lebens zeitprofessur nach 
W2 oder W3 an derselben 
Universität.

Die Tenure-Track-Professur als 
neue Personalkategorie und 
das mit ihr verbundene neue 
Verfahren an der Universität 
zu implementieren bietet gro-
ße Chancen, geht aber auch 
mit vielfältigen Herausforde-
rungen einher. Um den Pro-
zess möglichst reflektiert und 
planvoll zu gestalten, hat die 
LUH beschlossen, diesen von 
Anfang an durch eine Begleit-
forschung systematisch zu er-
fassen. Zwei besonders große 
Herausforderungen bestehen 

aus der Perspektive der ‚insti-
tutional research‘ zu „LEAP“:

Die Einführung der Tenure-
Track-Professur bedeutet, dass 
sich über lange Zeit etablierte 
und bewährte Verfahren und 
Umgangsweisen entsprechend 
dieser neuen Personalkatego-
rie zu verändern haben. So 
werden an Berufungskommis-
sionen andere Anforderungen 
als im weiterhin bestehenden 
regulären Verfahren gestellt. 
Die Kommissionsmitglieder 
müssen folglich neben dem 
bisherigen wissenschaftlichen 
Wirken auch einschätzen, wel-
che Leistungen die zu Beru-
fenden zukünftig erbringen 
werden. Um zu eruieren, wie 
die Tenure-Track-Berufungs-
kommissionen das neue Ver-
fahren kennengelernt haben, 
es praktizieren und beurtei-
len, wurden leitfadengestützte 
Interviews mit den Vorsitzen-
den und Mitgliedern der Be-
rufungskommissionen ge-
führt. Dabei stellte sich unter 
anderem heraus, dass es als 
wünschenswert angesehen 
wurde, wenn die Berufungs-
kommissionsmitglieder zu Be-
ginn des Verfahrens besser 
über dessen Besonderheiten 
informiert würden. Das Präsi-
dium und das Referat für Be-
rufungsangelegenheiten ha-
ben darauf sogleich reagiert. 
Es wurde eine Präsentation 
entwickelt, welche das Tenu-
re-Track-Verfahren für die 
Kommissionsmitglieder auf-
bereitet. Diese wird zu Beginn 
jeden Verfahrens vorgestellt.

Eine weitere Neuigkeit ist, 
dass die Tenure-Track-Profes-
sor*innen einerseits als selbst-
ständige Professor*innen be-
rufen werden, aber anderer-
seits noch evaluiert wird, ob 
sie endgültig an ihrer Univer-
sität bleiben dürfen. Dies wirft 
die Frage auf, wie die Fakultä-
ten beziehungsweise Institute 
die Neuberufenen in ihren 
vorhandenen Strukturen auf-
nehmen, die auf Lebenszeit-
professuren ausgerichtet sind. 
Dies ist eine sehr wichtige 

Frag e, weil die neuberufenen 
Professor*innen während ih-
rer Bewährungsphase einen 
eigenen Arbeitsbereich aufzu-
bauen haben, um vollständig 
arbeitsfähig zu sein und die 
Evaluation bestehen zu kön-
nen. Zu diesem Punkt wurden 
leitfadengestützte Interviews 
mit den Dekan*innen geführt. 
Die Interviews haben gezeigt, 
wie die verschiedenen Fakul-
täten die Neuberufenen unter-
stützen und wie das Präsidi-
um wiederum die Fakultäten 
in diesem Vorhaben bestärken 
kann. Mögliche Lösungen 
sind: Teilen der vorhandenen 
Forschungsinfrastruktur, we-
niger umfangreiche Verpflich-
tungen in der akademischen 
Selbstverwaltung bis hin zu 
Mentoring-Angeboten. Ein 
ande rer wichtiger Punkt für 
das Gelingen der Implemen-
tation dieser neuen Professur 
ist, wie die Tenure-Track-
Professo r*innen ihre Bewäh-
rungsphase für sich selbst ge-
stalten können und wie sie 
diese wahrnehmen. Hier un-
tersuchen wir insbesondere, 
wie die Neuberufenen an der 
LUH angekommen sind und 
welche Pläne sie auf ihrer Pro-
fessur verfolgen. Dazu inter-
viewen wir die Tenure-Track-
Professor*innen seit dem Jah-
reswechsel und werten die In-
terviews seit Beginn des 
Wintersemesters aus.

Neben der Einführung neuer 
Verfahren und Umgangswei-
sen ist die Implementation der 
Tenure-Track-Professur An-
lass zu untersuchen, ob und 
wie es mit dieser neuen Perso-
nalkategorie gelingt, die bis-
herige Personalstruktur wie 
erwünscht zu verändern: 
Wird das durchschnittliche 
Berufungsalter jünger, werden 
mehr Frauen berufen und ge-
deiht die Familienfreundlich-
keit? Ermöglicht sie auch an-
dere Karrierewege auf die Le-
benszeitprofessur an der Uni-
versität zu etablieren? Um zu 
erforschen, inwieweit sich die 
Personalstruktur verändert, 
hat die LUH eine systemati-
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Vorwort zum Status quo

Max Weber bezeichnete den 
Weg auf die Professur bereits 
vor über 100 Jahren als „Ha-
zard“: Ein Würfelspiel, das 
sich trotz seiner komplizierten 
Regeln und vagen Gewinn-
chancen großer Beliebtheit er-
freute. Die wissenschaftliche 
Karriere auf eine Professur 
gilt seit jeher als unsicherer 
beruflicher Werdegang. Trotz 
vieler wissenschaftspoliti-
scher Versuche hat sich daran 
in den vergangenen Jahrzehn-
ten nichts Grundlegendes ge-
ändert. Der An teil an Profes-
sorinnen steigt nur sehr lang-
sam, die Internationalisierung 
stößt an Grenzen oder lässt 

sich nicht wie wünschens-
wert realisieren und das 
Erstbe rufungsalter liegt noch 
immer im Durchschnitt bei 
über 40 Jahren. Seit 2016 wol-
len Bund und Länder mit ei-
ner neuen Personalkategorie – 
der Tenure-Track-Professur – 
Abhilfe schaffen. Die LUH hat 
davon gelernt, dass es nicht 
ohne weiteres möglich ist, 
eine neue Personalkategorie 
zu etablieren. Aus diesem 
Grund hat sie eine Begleit-
forschung, eine sogenannte 
‚institutional research‘, zur 
Tenure-Track-Professur initi-
iert, um die Um setzung der 
neuen Per so nal kategorie im 
laufenden Prozess verbessern 
zu können.

Was ist ‚institutional research‘?

Unter ‚institutional research‘ 
versteht man, dass sich die 
Universität selbst beforscht, 
indem sie interne Prozesse be-
obachtet, systematisch erfasst 
sowie metrisch abbildet und 
auf dieser Basis eine eigene 
Berichterstattung aufbaut. 
Wie hoch ist die Auslastung 
der einzelnen Studiengänge? 
Was für Drittmitteleinwer-
bungen verzeichnen die Fa-
kultäten? Oder, um beim Bei-
spiel der Tenure-Track-Profes-
sur zu bleiben: Unterscheidet 
sich das Erstberufungsalter 
auf eine Lebenszeitprofessur 
von dem auf eine Tenure-
Track-Professur? Gelingt es 
über die Tenure-Track-Profes-
sur den Anteil der Professo-
rinnen zu erhöhen? ‚Instituti-
onal research‘ leistet somit 
eine dichte, zumeist zahlenba-
sierte Beschreibung der Uni-
versität, auf deren Grundlage 
evidenzbasierte Gestaltungs-
entscheidungen getroffen und 
Planungen vorgenommen 
werden können.

Ein Beispiel: 
Die Forschung zur Einführung 
des Tenure-Track-Verfahrens 
an der LUH

Bund und Länder fördern ge-
gen wärtig die Einführung des 
Tenure-Track-Verfahrens als 
planbaren und wissenschaft-
lich selbstbestimmten sowie 
chancengerechten und famili-
enfreundlichen Karriereweg 
auf die Lebenszeitprofessur. 

Was man aus 
‚institutional research‘ lernen kann 

Am Beispiel der Forschung zur Einführung des Tenure-Track-Verfahrens

Bund und Länder fördern 

gegenwärtig die Einführung 

des Tenure-Track-Verfahrens 

als planbaren und familien-

freundlichen Karriereweg auf 

die Lebenszeitprofessur. Die 

Leibniz Universität Hannover 

(LUH) hat 25 Bund-Länder 

geförderte Tenure-Track-

Professuren eingeworben. 

Das Leibniz Center 

for Science and Society (LCSS) 

ist beauftragt, 

‚institutional research‘ 

zu der Etablierung dieser neuen 

Personalkategorie an der LUH 

durchzuführen. 1

Abbildung 1
Begrüßungstag der neuen 
Tenure-Track-Professor*innen 
an der Leibniz Universität 
Hannover
Foto: SG11/LUH
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Über das „Bund-Länder-
Progra mm zur Förderung  
des wissenschaftlichen Nach-
wuchses“, den sogenannten 
„Nachwuchspakt“, wurden 
1.000 Tenure-Track-Professu-
ren in einem wettbewerbli-
chen Verfahren über zwei 
Ausschreibungsrunden an  
75 Universitäten und gleich-
gestellte Hochschulen verge-
ben. Die LUH war mit ihrem 
Antrag „Leibniz Aca demic 
Path ways“ (LEAP) äußerst 
erfolg reich. In der ersten Aus-
schreibungsrunde hat sie 21 
Professuren eingeworben, 
in der zweiten Runde vier 
wei tere.

 Das Tenure-Track-Verfah -
ren an der LUH beginnt  
mit der Berufung auf eine 
für bis zu sechs Jahre be-
fristete Juniorprofessur  
oder auf eine für maximal 
fünf Jahre befristete W2-
Professur. In diesem Zeit-
raum sollen sich die Beru-
fenen als Professor*innen 
bewähren. In der Regel 
wird die Bewährung nach 
fünf Jahren (Juniorprofes-
sur) beziehungsweise vier 
Jahren (W2-Professur) an-
hand im Vorfeld verein-
barter wissenschaftlicher 
Leistungskriterien eva- 
luiert. Aus einer erfolgrei-
chen Evaluation resultiert 
der Anspruch auf eine 
Lebens zeitprofessur nach 
W2 oder W3 an derselben 
Universität.

Die Tenure-Track-Professur als 
neue Personalkategorie und 
das mit ihr verbundene neue 
Verfahren an der Universität 
zu implementieren bietet gro-
ße Chancen, geht aber auch 
mit vielfältigen Herausforde-
rungen einher. Um den Pro-
zess möglichst reflektiert und 
planvoll zu gestalten, hat die 
LUH beschlossen, diesen von 
Anfang an durch eine Begleit-
forschung systematisch zu er-
fassen. Zwei besonders große 
Herausforderungen bestehen 

aus der Perspektive der ‚insti-
tutional research‘ zu „LEAP“:

Die Einführung der Tenure-
Track-Professur bedeutet, dass 
sich über lange Zeit etablierte 
und bewährte Verfahren und 
Umgangsweisen entsprechend 
dieser neuen Personalkatego-
rie zu verändern haben. So 
werden an Berufungskommis-
sionen andere Anforderungen 
als im weiterhin bestehenden 
regulären Verfahren gestellt. 
Die Kommissionsmitglieder 
müssen folglich neben dem 
bisherigen wissenschaftlichen 
Wirken auch einschätzen, wel-
che Leistungen die zu Beru-
fenden zukünftig erbringen 
werden. Um zu eruieren, wie 
die Tenure-Track-Berufungs-
kommissionen das neue Ver-
fahren kennengelernt haben, 
es praktizieren und beurtei-
len, wurden leitfadengestützte 
Interviews mit den Vorsitzen-
den und Mitgliedern der Be-
rufungskommissionen ge-
führt. Dabei stellte sich unter 
anderem heraus, dass es als 
wünschenswert angesehen 
wurde, wenn die Berufungs-
kommissionsmitglieder zu Be-
ginn des Verfahrens besser 
über dessen Besonderheiten 
informiert würden. Das Präsi-
dium und das Referat für Be-
rufungsangelegenheiten ha-
ben darauf sogleich reagiert. 
Es wurde eine Präsentation 
entwickelt, welche das Tenu-
re-Track-Verfahren für die 
Kommissionsmitglieder auf-
bereitet. Diese wird zu Beginn 
jeden Verfahrens vorgestellt.

Eine weitere Neuigkeit ist, 
dass die Tenure-Track-Profes-
sor*innen einerseits als selbst-
ständige Professor*innen be-
rufen werden, aber anderer-
seits noch evaluiert wird, ob 
sie endgültig an ihrer Univer-
sität bleiben dürfen. Dies wirft 
die Frage auf, wie die Fakultä-
ten beziehungsweise Institute 
die Neuberufenen in ihren 
vorhandenen Strukturen auf-
nehmen, die auf Lebenszeit-
professuren ausgerichtet sind. 
Dies ist eine sehr wichtige 

Frag e, weil die neuberufenen 
Professor*innen während ih-
rer Bewährungsphase einen 
eigenen Arbeitsbereich aufzu-
bauen haben, um vollständig 
arbeitsfähig zu sein und die 
Evaluation bestehen zu kön-
nen. Zu diesem Punkt wurden 
leitfadengestützte Interviews 
mit den Dekan*innen geführt. 
Die Interviews haben gezeigt, 
wie die verschiedenen Fakul-
täten die Neuberufenen unter-
stützen und wie das Präsidi-
um wiederum die Fakultäten 
in diesem Vorhaben bestärken 
kann. Mögliche Lösungen 
sind: Teilen der vorhandenen 
Forschungsinfrastruktur, we-
niger umfangreiche Verpflich-
tungen in der akademischen 
Selbstverwaltung bis hin zu 
Mentoring-Angeboten. Ein 
ande rer wichtiger Punkt für 
das Gelingen der Implemen-
tation dieser neuen Professur 
ist, wie die Tenure-Track-
Professo r*innen ihre Bewäh-
rungsphase für sich selbst ge-
stalten können und wie sie 
diese wahrnehmen. Hier un-
tersuchen wir insbesondere, 
wie die Neuberufenen an der 
LUH angekommen sind und 
welche Pläne sie auf ihrer Pro-
fessur verfolgen. Dazu inter-
viewen wir die Tenure-Track-
Professor*innen seit dem Jah-
reswechsel und werten die In-
terviews seit Beginn des 
Wintersemesters aus.

Neben der Einführung neuer 
Verfahren und Umgangswei-
sen ist die Implementation der 
Tenure-Track-Professur An-
lass zu untersuchen, ob und 
wie es mit dieser neuen Perso-
nalkategorie gelingt, die bis-
herige Personalstruktur wie 
erwünscht zu verändern: 
Wird das durchschnittliche 
Berufungsalter jünger, werden 
mehr Frauen berufen und ge-
deiht die Familienfreundlich-
keit? Ermöglicht sie auch an-
dere Karrierewege auf die Le-
benszeitprofessur an der Uni-
versität zu etablieren? Um zu 
erforschen, inwieweit sich die 
Personalstruktur verändert, 
hat die LUH eine systemati-
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Abbildung 2
Symbolbild des Bund-Länder-
Programms zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses: 
Der Nachwuchspakt 
Foto: geralt/pixabay 

Leonie Weißenborn, M.A.
Jahrgang 1994, ist Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am 
Leibniz Center for Science and 
Society (LCSS) und am Institut 
für Soziologie. Ihre Schwer-
punkte sind Hochschul- und 
Wissenschaftsforschung.  
Kontakt: leonie.weissenborn@
lcss.uni-hannover.de

sche Personaldatenanalyse 
aufgebaut, mit welcher der 
Wandel der Personalstruktur 
langfristig beobachtet werden 
kann. Dazu wird – mit großer 
Unterstützung durch das Re-
ferat für Hochschulplanung 
und Controlling – eine pseud-
onymisierte Panel-Datenbank 
über die Werdegänge des 
hauptberuflichen wissen-
schaftlichen Personals an der 
LUH erstellt. Den Tenure-
Track-Professuren gilt dabei 

unser besonderes Augenmerk. 
Wir analysieren unter ande-
rem, wie sich das durch-
schnittliche Erstberufungsal-
ter und das Geschlechterver-
hältnis an der LUH seit Ein-
führung der neuen 
Personalkategorie entwickeln. 
Auf lange Sicht kann dadurch 
die Umsetzung einiger Ziele 
des Bund-Länder-Programms 
– bessere Karriereplanbarkeit, 
frühere wissenschaftliche 
Selbstständigkeit, höhere 
Chancengerechtigkeit und ge-
steigerte Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf – auf instituti-
oneller Ebene untersucht wer-
den. Ein erster Überblick:

Im Dezember 2020 wurden 
298 Lebenszeitprofessuren  
an der LUH erfasst, davon 80 
W2-Professuren. Das durch-
schnittliche Erstberufungs-
alter für Professuren nach W2 
lag bei 41 Jahren. Bis dato wa-
ren 17 Berufungsverfahren 
der Bund-Länder geförderten 
Professuren abgeschlossen, 

die das Tenure-Track-Verfah-
ren auf einer W2-Stelle begin-
nen. Die Tenure-Track-
Professor*innen waren im 
Durchschnitt 35 Jahre alt. Sie 
wurden rund sechs Jahre frü-
her berufen als ihre entfriste-
ten Kolleg*innen. 25 der W2-
Lebenszeitprofessuren waren 
mit Professorinnen besetzt. 
Dies entspricht einem Anteil 
von 31 Prozent. Sieben Tenure-
Track-Professuren werden von 
Frauen bekleidet, womit diese 

neue Personalkategorie einen 
Professorinnenanteil von 41 
Prozent aufweist. Die LUH 
scheint dem wissenschaftli-
chen Nachwuchs, und insbe-
sondere Nachwuchswissen-
schaftlerinnen, mit ihrem 
Tenure-Track-Verfahren früh-
zeitig einen attraktiven Karri-
ereweg zu eröffnen.

Quo vadis oder was man daraus 
lernen kann

Um zu Webers „Hazard“-Ana-
logie zurückzukehren: Das 
Tenure-Track-Verfahren ist si-
cherlich kein gezinkter Wür-
fel, die Leistungsanforderun-
gen sind sehr hoch, dennoch 
eröffnet dieser Weg eine siche-
re Perspektive auf eine Profes-
sur. Die LUH führt nicht ein-
fach nur das Tenure-Track-Ver-
fahren ein, sie achtet auch dar-
auf, dass die Verfahren und 
Umgangsweisen entsprechend 
angepasst werden. Die ‚insti-
tutional research‘ trägt mit 

dazu bei, dass dies nicht im 
Blindflug passiert. Sie ermög-
licht vor allem eine permanen-
te Überprüfung, ob die ange-
strebten Ziele erreicht werden. 
Die Tenure-Track-Professur 
soll auch nach Ablauf des 
Bund-Länder-Programms 
strukturell an der LUH etab-
liert werden. Langfristig sol-
len rund 20 Prozent aller Neu-
berufungen im Tenure-Track-
Verfahren durchgeführt wer-
den. Die LUH unterstützt auf 
diese Weise die erforderliche 
Neugestaltung wissenschaftli-
cher Karrierewege, um hoch-
qualifizierte Nachwuchswis-
sen schaftler*innen im deut-
schen Wissenschaftssystem 
zu halten.

2
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Abbildung 2
Symbolbild des Bund-Länder-
Programms zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses: 
Der Nachwuchspakt 
Foto: geralt/pixabay 

Leonie Weißenborn, M.A.
Jahrgang 1994, ist Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am 
Leibniz Center for Science and 
Society (LCSS) und am Institut 
für Soziologie. Ihre Schwer-
punkte sind Hochschul- und 
Wissenschaftsforschung.  
Kontakt: leonie.weissenborn@
lcss.uni-hannover.de

sche Personaldatenanalyse 
aufgebaut, mit welcher der 
Wandel der Personalstruktur 
langfristig beobachtet werden 
kann. Dazu wird – mit großer 
Unterstützung durch das Re-
ferat für Hochschulplanung 
und Controlling – eine pseud-
onymisierte Panel-Datenbank 
über die Werdegänge des 
hauptberuflichen wissen-
schaftlichen Personals an der 
LUH erstellt. Den Tenure-
Track-Professuren gilt dabei 

unser besonderes Augenmerk. 
Wir analysieren unter ande-
rem, wie sich das durch-
schnittliche Erstberufungsal-
ter und das Geschlechterver-
hältnis an der LUH seit Ein-
führung der neuen 
Personalkategorie entwickeln. 
Auf lange Sicht kann dadurch 
die Umsetzung einiger Ziele 
des Bund-Länder-Programms 
– bessere Karriereplanbarkeit, 
frühere wissenschaftliche 
Selbstständigkeit, höhere 
Chancengerechtigkeit und ge-
steigerte Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf – auf instituti-
oneller Ebene untersucht wer-
den. Ein erster Überblick:

Im Dezember 2020 wurden 
298 Lebenszeitprofessuren  
an der LUH erfasst, davon 80 
W2-Professuren. Das durch-
schnittliche Erstberufungs-
alter für Professuren nach W2 
lag bei 41 Jahren. Bis dato wa-
ren 17 Berufungsverfahren 
der Bund-Länder geförderten 
Professuren abgeschlossen, 

die das Tenure-Track-Verfah-
ren auf einer W2-Stelle begin-
nen. Die Tenure-Track-
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licht vor allem eine permanen-
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L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Das Wissenschaftssystem ist 
seit jeher von einem Wettlauf 
um Ideen und Erfindungen 
und durch den Wettbewerb 
um Reputation und die besten 
Köpfe und Talente geprägt. 
Ebenso prägt der Austausch 
von Ideen, die Zusammenar­
beit von Forschenden zu Er­
reichung wissenschaftlicher 
Ziele und die gemeinsame 
Nutzung von Instrumenten 

und Gerätschaften die moder­
ne Forschung seit ihren An­
fängen. Zudem stehen Kon­
kurrenz und Kooperation tra­
ditionell in einen engen Zu­
sammenhang. 

Koopera tions  part ne rinnen 
und Kooperationspartner in 
einem Fachgebiet sind ebenso 
auch Konkurrentinnen und 
Konkurrenten. Auch werden 

seit je her Kooperationen stra­
tegisch gewählt, um einen 
wissenschaftlichen Vorsprung 
zu erzielen und entsprechen­
de Ziele als Erste zu erreichen. 

In den vergangenen Jahrzehn­
ten haben sich allerdings so­
wohl die Formen des Wettbe­
werbs im Wissenschaftssys­
tem als auch die Formen der 
Kooperation drastisch gewan­

Konkurrenz und Kooperation 
in der Wissenschaft 

Traditionelle Muster und moderne Formen wissenschaftlicher Wissensproduktion 

Konkurrenz und Kooperation 

bestimmen seit jeher 

die Arbeit von Forschenden, 

doch haben sich diese 

wettbewerb lichen Elemente 

von einem inhärenten Prinzip 

zu einer Steuerungsmethode 

gewandelt. Am LCSS 

sind Teilprojekte eines 

BMBF-Verbundprojektes zu 

Kooperationsnetzwerken 

von Universitäten sowie einer 

DFG-Forschungsgruppe zum 

multiplen Wettbewerb im 

Hochschulsystem angesiedelt. 

Darin werden an der Schnitt-

stelle zwischen Hochschul- und 

Wissenschaftsforschung 

diese zwei zentrale Wandlungs-

dynamiken zeitgenössischer 

Wissenschaft untersucht. 

1

Abbildung 1
Kooperationsnetzwerk der 
Forschung in Deutschland: 
Orange = Universitäten; Braun = 
Technische Universitäten; Gelb = 
Fachhochschulen; Grün = Außer­
universitäre Forschungseinrich­
tungen; Rot = Krankenhäuser; 
Blau = Unternehmen; Lila = 
Behörden; Grau = Andere
Grafik: Achim Oberg, Q-KNOW 
Projekt (Dusdal et al. 2019)
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delt. Konkurrenz prägt nun­
mehr nicht nur die Selbststeu­
erung der Wissenschaft und 
die Handlungen individueller 
Akteure, sondern die wettbe­
werbliche Steuerung ist auch 
weltweit wissenschaftspoli­
tisch zum zentralen Steue­
rungsprinzip avanciert. Dies 
soll der Steigerung der Leis­
tungsfähigkeit von Hochschul­ 
und Wissenschaftssystemen 
dienen und führt zur Verstär­
kung und Einführung neuer 
Wettbewerbe unter individuel­
len und organisationalen Ak­
teuren, den Forschenden und 
Hochschulen. Beispiele für 
neue Wettbewerbe sind die Ex­
zellenz­Initiative beziehungs­
weise ­Strategie, der Qualitäts­
pakt Lehre oder auch die ERC­
Grants. Insgesamt ist der Wett­
bewerb um Drittmittel in den 
vergangenen Jahren in 
Deutschland nicht nur ausge­
weitet worden, so dass ein im­
mer größerer Anteil der For­
schungsfinanzierung wettbe­
werblich vergeben wird, son­
dern er hat sich auch auf 
individueller wie organisatio­
naler Ebene verschärft. Ent­
sprechend werden auch Karri­
eren in der Wissenschaft im­
mer früher und umfassender 
von Konkurrenz und einem 
entsprechend strategischem 
Verhalten geprägt. Parallel 
sind auch Universitäten als Or­
ganisationen zunehmend zu 
strategisch agierenden organi­
sationalen Wettbewerbsakteu­
ren geworden, die untereinan­
der um Reputation, Ressour­
cen und Talent konkurrieren. 

Parallel zum Wandel von Kon­
kurrenz haben sich auch die 
Formen und die Rolle von Ko­
operationen verändert. For­
schung lässt sich – sei es auf­
grund der Komplexität der 
Forschungsprobleme und der 
fortlaufenden wissenschaftli­
chen Spezialisierung, sei es 
aus Kostengründen – in vielen 
wissenschaftlichen Teilberei­
chen nur noch kooperativ ziel­
führend durchführen. Zudem 
wird kooperative Forschung 
seitens der Wissenschaftspoli­

tik sowohl national als auch 
international stark gestützt 
und es lässt sich aktuell ein 
Paradigma in der Forschungs­
förderpolitik beobachten, das 
zunehmend auf eine „strategi­
sche“ Forschungsförderung, 
vernetzte Programme, institu­
tionenübergreifende und in­
ternationale Kooperationen 
setzt. Im Ergebnis sind For­
schungskooperationen – ge­
messen an Ko­Autorenschaft 
wissenschaftlicher Publikatio­

nen – in den letzten Jahrzehn­
te exponentiell gewachsen, so 
auch in Deutschland, das 
eines der drei stärksten for­
schungsproduzierenden Län­
der weltweit ist. Nationale 
und internationale Kooperati­
onsnetzwerke sowie Verbund­
forschung sind zudem nicht 
nur auf individueller Ebene, 
sondern auch auf Organisati­
onsebene zu Leistungsindika­
toren im Wettbewerb von 
Hochschulen.

Diese Wandlungsdynamiken 
werden in zwei Projekten am 
Leibniz Center for Science and 
Society (LCSS) untersucht. 
Beide Projekte sind Teil von 
standortübergreifenden For­

schungsverbünden, das Erste 
ist Teil einer nationalen DFG­
Forschungsgruppe und das 
Zweite ist Teil eines internati­
onalen BMBF­Verbundprojek­
tes. Da die skizzierten Verän­
derungen auch einen Einfluss 
auf das Verhältnis von Kon­
kurrenz und Kooperation ha­
ben, ist die Veränderung des 
Verhältnisses selbst ein wich­
tiges Thema mit erheblichen 
wissenschaftspolitischen Im­
plikationen.

Von der klassischen wissen-
schaft lichen Konkurrenz zum 
multiplen Wettbewerb um 
Reputation, Ressourcen und 
Talente 

Die skizzierten Entwicklun­
gen hin zu mehr und neuen 
Wettbewerben macht es hoch­
gradig relevant, das Entstehen 
neuer Wettbewerbe, ihr Zu­
sammenwirken mit bereits 
vorhandenen Wettbewerben 
und die Folgewirkungen die­
ses multiplen Wettbewerbs 
auf der Handlungs­ und Sys­
temebene zu untersuchen. 
Eine breitere Perspektive ist 
erforderlich, um zu erfassen, 
wie individuelle und kollekti­
ve Akteure gleichzeitig in 

Abbildung 2
Dimensionen des Wettbewerbs 
Grafik: Anna Kosmützky
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Akteure, sondern die wettbe­
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mehreren ineinander ge­
schachtelten und interdepen­
denten Wettbewerbe einge­
bunden sind. Der Untersu­
chung dieses multiplen Wett­
bewerbs widmet sich die 
interdisziplinäre DFG­For­
schungsgruppe „Multipler 
Wettbewerb im Hochschulsys­
tem“, in der diese Wandlungs­
dynamiken an neun Universi­
täten in acht Projekten unter­
sucht werden. (siehe www.
uni­kassel.de/go/FG­multipler­
wettbewerb)

Gegenstand der Untersu­
chung multiplen Wettbewerbs 
im Hochschulsystem ist zu­
nächst die Frage, wie For­
schende und Hochschulen die 
unterschiedlichen Wettbewer­
be wahrnehmen und sich in 
ihnen positionieren. Ebenso 
relevant ist die Frage, welche 
potenziell komplexen Rück­
kopplungen aus dem Zusam­
menwirken interdependenter 
Wettbewerbe entstehen. Es ist 
zu vermuten, dass ihr Zusam­
menwirken mit anderen Wett­
bewerben, in denen die Wett­
bewerbsstrategien der jeweili­
gen Akteure nicht aufeinan­
der abgestimmt sind, mit 
nicht­intendierten Folgewir­
kungen verbunden ist. Die 
Vervielfältigung von Wettbe­
werben muss nicht zwangs­
läufig zu der von hochschul­
politischen Akteuren beab­
sichtigten Leistungssteige­
rung führen. Es ist ebenso 
möglich, dass multipler Wett­
bewerb auf der Ebene des 
Hochschulsystems zu Strate­
gien der Wettbewerbsvermei­
dung und ­verweigerung so­
wie zu Nischenbildungs­ und 
Segmentierungsprozessen 
führt, die für die Weiterent­
wicklung des Gesamtsystems 
problematisch sind (Krücken 
et al. 2021). 

Das am LCSS angesiedelte 
Teilprojekt des Verbundes un­
tersucht Leistungs­ und Sta­
tusdifferenzen von Universi­
täten sowie entsprechende 
Ambitionen und Strategien im 
Wettbewerb um Reputation, 

Ressourcen und Talent, die 
Universitäten als Organisatio­
nen verfolgen und fragt, wie 
diese mit der wissenschaftli­
chen Konkurrenz der Mitglie­
der von Universitäten zusam­
menhängen. Arbeitsthese ist, 
dass die Wettbewerbspositio­
nierungen von Forschenden 
im Kontext des multiplen 
Wettbewerbs im Hochschul­ 
und Wissenschaftssystem 
nicht nur in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Scientific Com­
munity, sondern auch in Zu­
sammenhang mit organisatio­
nalen Wettbewerbspositionie­
rungen variiert.

Von informeller Kooperation zu 
multinationalen Koopera tions-
netzwerken und Verbund-
forschung 

Universitäten sind zugleich 
Anker und Drehkreuz multip­
ler Kooperationsnetzwerke 
(Owen­Smith 2018), Sie beher­
bergen und bündeln For­
schungskooperationen auf un­
terschiedlichen Ebenen (indi­
viduelle und institutionelle 
Kooperationen) und in unter­
schiedlichen Räumen (lokale, 
regionale, nationale, internati­
onale Kooperation), mit unter­
schiedlichem Formalisie­
rungsgrad (vom informellen 
individuellen Austausch bis 
hin zu formalisierten strategi­
schen Partnerschaften), zu un­
terschiedlichen Umwelten 
(Forschung, Industrie, Politik, 
Gesundheitssektor, Non­Profit 
Organisationen etc.) sowie in 
unterschiedlichen Disziplinen 
und interdisziplinären For­
schungssettings. Die „Anker­ 
und Drehkreuzfunktion“ die 
Universitäten für diese multi­
plen, transorganisationalen 
und eigendynamischen Ko­
operationsnetzwerke haben, 
ist eine der besonderen Eigen­
schaften von Universitäten 
und bettet sie in unterschiedli­
chen Typen von Beziehungen 
ein (Dusdal et al. 2019, Abb. 2). 

Auch vor dem Hintergrund 
der Entwicklung des indivi­

duellen und organisationalen 
Wettbewerbs im Hochschul­
system fördern und initiieren 
Universitäten als Organisatio­
nen in den vergangenen Jahr­
zehnten unterschiedlichste 
Formen der Forschungsko­
operation, und der Auf­ und 
Ausbau entsprechender Maß­
nahmen und Abteilungen für 
Forschungsförderung auf Or­
ganisationsebene lässt sich als 
Ausdruck der organisationa­
len Verantwortungszuschrei­
bung und beabsichtigter orga­
nisationaler Entwicklung ver­
stehen. Die Fähigkeit, multiple 
transorganisationale Koope­
rationsnetzwerke zu beherber­
gen und zu bündeln, variiert 
jedoch von Organisation zu 
Organisation und damit un­
terscheiden sich auch die ent­
sprechenden Möglichkeiten, 
Kooperationen organisations­
seitig zu fördern. Das vom 
BMBF geförderte Verbund­
projekt Q­KNOW geht diesen 
Variationen nach und analy­
siert sie aus unterschiedlichen 
Perspektiven. (https://www.
q­know.org/)

In einem Mixed­Methods­
Desi gn wird dazu empirisch 
analysiert, wie sich die Koope­
rationen von Organisationen, 
die wissenschaftliches Wissen 
produzieren (neben Universi­
täten und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen 
auch Unternehmen, Klinken, 
Behörden etc.), sich im Zeit­
verlauf entwickelt haben; wel­
chen Anteil und Einfluss in­
terorganisationale Kooperati­
onsnetzwerke daran haben, 
welche Kooperationsprofile 
von wissensproduzierenden 
Organisationen in Deutsch­
land entstanden sind und wie 
auf Organisationsebene Ko­
operationsportfolios gefördert 
werden können. Das am LCSS 
angesiedelte Projekt des Ver­
bundes widmet sich schwer­
punktmäßig dem letzten As­
pekt und führt hierzu Orga­
nisationsfallstudien durch.  

Die in beiden Projekten unter­
suchten Wandlungsdynami­
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liegen in der Organisations for-
schung und der Methodologie 
internationaler Vergleichs-
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ken sind eng miteinander 
verbun den. Strategische Part­
nerschaften und Netzwerke 
mit hoher Reputation auf in­
dividueller und organisatio­
naler Ebene werden aufge­
baut, um die eigene Wettbe­
werbsposition zu verbessern. 
Um gekehrt sind diejenigen 
Forschenden und Organisa­
tionen, die im Wettbewerb 
besonders erfolgreich sind 
auch als Koopera tionspartne­
rinnen und Kooperations­
partner besonders begehrt. 
Der Zusammenhang zwi­
schen Konkurrenz und Ko­
operation hat entspre chend 
selbst erhebliche wissen­
schaftspolitische Implikatio­
nen. Auch diesen wird sich 
Forschung im Schwerpunkt 
Wissenschaftsreflexion zu­
künftig widmen. 
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Graduiertenschulen 

Viele philosophische Fragestellungen im Hinblick auf wissenschaftliche Forschung, die auf den ersten Blick ethischer oder 
politischer Natur sind, erweisen sich bei näherem Hinsehen zugleich als erkenntnistheoretische Probleme (und umgekehrt). 
Wie wir mit Unsicherheiten bei der Modellierung des Weltklimas umgehen sollten und ob dabei für den innerwissenschaft-
lichen Umgang mit epistemischen Risiken andere Standards gelten sollten als für die wissenschaftliche Politikberatung, ist 
nur ein Beispiel für ein solches Thema. Solche Themen fallen in das Überschneidungsgebiet zwischen Ethik und Erkennt-
nistheorie.

Dieser Schnittmenge widmet sich seit Oktober 2015 das DFG-Graduiertenkolleg „Integrating Ethics and Epistemology of 
Scientific Research“ (GRK 2073) – inzwischen in der zweiten Förderperiode. Die Kollegiatinnen und Kollegiaten stammten 
und stammen aus 13 verschiedenen Ländern. Sprecher ist Prof. Dr. Torsten Wilholt von der Leibniz Universität Hannover, 
Prof. Dr. Martin Carrier vertritt als Ko-Sprecher die Belange des Kollegs an der Universität Bielefeld. 
Weitere Informationen: http://grk2073.org

Zum Leibniz Forschungszentrum Wissenschaft und Gesellschaft (LCSS) gehört die gleichnamige Graduiertenschule Wis-
senschaft und Gesellschaft. Sie wird gemeinsam mit dem Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung 
(DZHW) betrieben. Die interdisziplinäre Aufstellung des Forschungszentrums, das sich auf grundlagenorientierte Wissen-
schafts- und Hochschulforschung konzentriert, und die Zusammenarbeit mit dem DZHW, welches über einen großen 
„Daten schatz“ verfügt, bieten ideale Voraussetzungen für eine erfolgreiche und originelle Promotion. Seit dem Start der 
Graduiertenschule im Oktober 2016 haben zehn Promovierende der LUH im Bereich der Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung ihre Promotion erfolgreich abgeschlossen. Sie haben an einem speziell für die Bedarfe der Nachwuchsforscher*in-
nen zugeschnittenen Curriculum teilgenommen und an den diversen Fördermöglichkeiten partizipiert, die ihnen im Rah-
men der Graduiertenschule angeboten werden. 
Weitere Informationen: https://www.lcss.uni-hannover.de/de/lcss-graduiertenschule/
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mehreren ineinander ge­
schachtelten und interdepen­
denten Wettbewerbe einge­
bunden sind. Der Untersu­
chung dieses multiplen Wett­
bewerbs widmet sich die 
interdisziplinäre DFG­For­
schungsgruppe „Multipler 
Wettbewerb im Hochschulsys­
tem“, in der diese Wandlungs­
dynamiken an neun Universi­
täten in acht Projekten unter­
sucht werden. (siehe www.
uni­kassel.de/go/FG­multipler­
wettbewerb)

Gegenstand der Untersu­
chung multiplen Wettbewerbs 
im Hochschulsystem ist zu­
nächst die Frage, wie For­
schende und Hochschulen die 
unterschiedlichen Wettbewer­
be wahrnehmen und sich in 
ihnen positionieren. Ebenso 
relevant ist die Frage, welche 
potenziell komplexen Rück­
kopplungen aus dem Zusam­
menwirken interdependenter 
Wettbewerbe entstehen. Es ist 
zu vermuten, dass ihr Zusam­
menwirken mit anderen Wett­
bewerben, in denen die Wett­
bewerbsstrategien der jeweili­
gen Akteure nicht aufeinan­
der abgestimmt sind, mit 
nicht­intendierten Folgewir­
kungen verbunden ist. Die 
Vervielfältigung von Wettbe­
werben muss nicht zwangs­
läufig zu der von hochschul­
politischen Akteuren beab­
sichtigten Leistungssteige­
rung führen. Es ist ebenso 
möglich, dass multipler Wett­
bewerb auf der Ebene des 
Hochschulsystems zu Strate­
gien der Wettbewerbsvermei­
dung und ­verweigerung so­
wie zu Nischenbildungs­ und 
Segmentierungsprozessen 
führt, die für die Weiterent­
wicklung des Gesamtsystems 
problematisch sind (Krücken 
et al. 2021). 

Das am LCSS angesiedelte 
Teilprojekt des Verbundes un­
tersucht Leistungs­ und Sta­
tusdifferenzen von Universi­
täten sowie entsprechende 
Ambitionen und Strategien im 
Wettbewerb um Reputation, 

Ressourcen und Talent, die 
Universitäten als Organisatio­
nen verfolgen und fragt, wie 
diese mit der wissenschaftli­
chen Konkurrenz der Mitglie­
der von Universitäten zusam­
menhängen. Arbeitsthese ist, 
dass die Wettbewerbspositio­
nierungen von Forschenden 
im Kontext des multiplen 
Wettbewerbs im Hochschul­ 
und Wissenschaftssystem 
nicht nur in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Scientific Com­
munity, sondern auch in Zu­
sammenhang mit organisatio­
nalen Wettbewerbspositionie­
rungen variiert.

Von informeller Kooperation zu 
multinationalen Koopera tions-
netzwerken und Verbund-
forschung 

Universitäten sind zugleich 
Anker und Drehkreuz multip­
ler Kooperationsnetzwerke 
(Owen­Smith 2018), Sie beher­
bergen und bündeln For­
schungskooperationen auf un­
terschiedlichen Ebenen (indi­
viduelle und institutionelle 
Kooperationen) und in unter­
schiedlichen Räumen (lokale, 
regionale, nationale, internati­
onale Kooperation), mit unter­
schiedlichem Formalisie­
rungsgrad (vom informellen 
individuellen Austausch bis 
hin zu formalisierten strategi­
schen Partnerschaften), zu un­
terschiedlichen Umwelten 
(Forschung, Industrie, Politik, 
Gesundheitssektor, Non­Profit 
Organisationen etc.) sowie in 
unterschiedlichen Disziplinen 
und interdisziplinären For­
schungssettings. Die „Anker­ 
und Drehkreuzfunktion“ die 
Universitäten für diese multi­
plen, transorganisationalen 
und eigendynamischen Ko­
operationsnetzwerke haben, 
ist eine der besonderen Eigen­
schaften von Universitäten 
und bettet sie in unterschiedli­
chen Typen von Beziehungen 
ein (Dusdal et al. 2019, Abb. 2). 

Auch vor dem Hintergrund 
der Entwicklung des indivi­

duellen und organisationalen 
Wettbewerbs im Hochschul­
system fördern und initiieren 
Universitäten als Organisatio­
nen in den vergangenen Jahr­
zehnten unterschiedlichste 
Formen der Forschungsko­
operation, und der Auf­ und 
Ausbau entsprechender Maß­
nahmen und Abteilungen für 
Forschungsförderung auf Or­
ganisationsebene lässt sich als 
Ausdruck der organisationa­
len Verantwortungszuschrei­
bung und beabsichtigter orga­
nisationaler Entwicklung ver­
stehen. Die Fähigkeit, multiple 
transorganisationale Koope­
rationsnetzwerke zu beherber­
gen und zu bündeln, variiert 
jedoch von Organisation zu 
Organisation und damit un­
terscheiden sich auch die ent­
sprechenden Möglichkeiten, 
Kooperationen organisations­
seitig zu fördern. Das vom 
BMBF geförderte Verbund­
projekt Q­KNOW geht diesen 
Variationen nach und analy­
siert sie aus unterschiedlichen 
Perspektiven. (https://www.
q­know.org/)

In einem Mixed­Methods­
Desi gn wird dazu empirisch 
analysiert, wie sich die Koope­
rationen von Organisationen, 
die wissenschaftliches Wissen 
produzieren (neben Universi­
täten und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen 
auch Unternehmen, Klinken, 
Behörden etc.), sich im Zeit­
verlauf entwickelt haben; wel­
chen Anteil und Einfluss in­
terorganisationale Kooperati­
onsnetzwerke daran haben, 
welche Kooperationsprofile 
von wissensproduzierenden 
Organisationen in Deutsch­
land entstanden sind und wie 
auf Organisationsebene Ko­
operationsportfolios gefördert 
werden können. Das am LCSS 
angesiedelte Projekt des Ver­
bundes widmet sich schwer­
punktmäßig dem letzten As­
pekt und führt hierzu Orga­
nisationsfallstudien durch.  

Die in beiden Projekten unter­
suchten Wandlungsdynami­
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ken sind eng miteinander 
verbun den. Strategische Part­
nerschaften und Netzwerke 
mit hoher Reputation auf in­
dividueller und organisatio­
naler Ebene werden aufge­
baut, um die eigene Wettbe­
werbsposition zu verbessern. 
Um gekehrt sind diejenigen 
Forschenden und Organisa­
tionen, die im Wettbewerb 
besonders erfolgreich sind 
auch als Koopera tionspartne­
rinnen und Kooperations­
partner besonders begehrt. 
Der Zusammenhang zwi­
schen Konkurrenz und Ko­
operation hat entspre chend 
selbst erhebliche wissen­
schaftspolitische Implikatio­
nen. Auch diesen wird sich 
Forschung im Schwerpunkt 
Wissenschaftsreflexion zu­
künftig widmen. 

Literatur

Georg Krücken, Guido Bünstorf, Uwe Cant-

ner, Jetta Frost, Thomas Grebel, Julian 

Hamann, Hanna Hottenrott, Anna Kos-

mützky, Frank Meier, Uwe Schimank, 

Kathia Serrano Velarde (2021): Multi-

pler Wettbewerb im Hochschulsystem 

– Interdisziplinäre Perspektiven und 

wissenschaftspolitische Implikationen. 

Das Hochschulwesen, 3, 90–95.

Owen-Smith, J. (2018). Research univer-

sities and the public good: Discovery 

for an uncertain future. Stanford Busi-

ness Books, An Imprint of Staford Uni-

versity Press.

Dusdal, J., Oberg, A., & Powell, J. J. (2019). 

Das Verhältnis zwischen Hochschu-

le und Wissenschaft in Deutschland. 

Komplexe Dynamiken globaler und lo-

kaler Entwicklungen. Verhandlungen 

des 39. Kongresses der Deutschen Ge-

sellschaft für Soziologie in Göttingen 

2018, 39.

035-141_003481_v04_211025145716_Red.indd   5035-141_003481_v04_211025145716_Red.indd   5 04.11.2021   10:50:2104.11.2021   10:50:21

L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Graduiertenschulen 

Viele philosophische Fragestellungen im Hinblick auf wissenschaftliche Forschung, die auf den ersten Blick ethischer oder 
politischer Natur sind, erweisen sich bei näherem Hinsehen zugleich als erkenntnistheoretische Probleme (und umgekehrt). 
Wie wir mit Unsicherheiten bei der Modellierung des Weltklimas umgehen sollten und ob dabei für den innerwissenschaft-
lichen Umgang mit epistemischen Risiken andere Standards gelten sollten als für die wissenschaftliche Politikberatung, ist 
nur ein Beispiel für ein solches Thema. Solche Themen fallen in das Überschneidungsgebiet zwischen Ethik und Erkennt-
nistheorie.

Dieser Schnittmenge widmet sich seit Oktober 2015 das DFG-Graduiertenkolleg „Integrating Ethics and Epistemology of 
Scientific Research“ (GRK 2073) – inzwischen in der zweiten Förderperiode. Die Kollegiatinnen und Kollegiaten stammten 
und stammen aus 13 verschiedenen Ländern. Sprecher ist Prof. Dr. Torsten Wilholt von der Leibniz Universität Hannover, 
Prof. Dr. Martin Carrier vertritt als Ko-Sprecher die Belange des Kollegs an der Universität Bielefeld. 
Weitere Informationen: http://grk2073.org

Zum Leibniz Forschungszentrum Wissenschaft und Gesellschaft (LCSS) gehört die gleichnamige Graduiertenschule Wis-
senschaft und Gesellschaft. Sie wird gemeinsam mit dem Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung 
(DZHW) betrieben. Die interdisziplinäre Aufstellung des Forschungszentrums, das sich auf grundlagenorientierte Wissen-
schafts- und Hochschulforschung konzentriert, und die Zusammenarbeit mit dem DZHW, welches über einen großen 
„Daten schatz“ verfügt, bieten ideale Voraussetzungen für eine erfolgreiche und originelle Promotion. Seit dem Start der 
Graduiertenschule im Oktober 2016 haben zehn Promovierende der LUH im Bereich der Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung ihre Promotion erfolgreich abgeschlossen. Sie haben an einem speziell für die Bedarfe der Nachwuchsforscher*in-
nen zugeschnittenen Curriculum teilgenommen und an den diversen Fördermöglichkeiten partizipiert, die ihnen im Rah-
men der Graduiertenschule angeboten werden. 
Weitere Informationen: https://www.lcss.uni-hannover.de/de/lcss-graduiertenschule/
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www.gasunie.de

Seit der Etablierung im deutschen Gastransportmarkt baut 
Gasunie ihre starke Position als zentraler Pfeiler der nordwest-
europäischen Gasdrehscheibe zukunftsorientiert weiter aus. 

 Sie haben Ihr wirtschaftswissenschaftliches, technisches oder 
naturwissenschaftliches Hochschulstudium erfolgreich abge-
schlossen und möchten jetzt mit viel Einsatzwillen den Grund-
stein für Ihren beruflichen Erfolg in der Energiebranche legen?

	Wir bieten Ihnen ein anspruchsvolles Aufgabengebiet mit hoher 
Eigenverantwortung in einem engagierten Team, eingebettet in 
ein attraktives Vergütungssystem mit umfangreichen betrieb- 
lichen Sozialleistungen.

Neugierig? Dann besuchen Sie unsere Website www.gasunie.de 
und bewerben Sie sich bei uns!

Haben Sie Fragen? Wir helfen gerne:  
Esther.Wigger-Martens@gasunie.de

Zukunft mitgestalten? Gerne mit uns! 
Sie möchten die Energiewende mit Zukunftsvisionen rund um 
das Thema Wasserstoff vorantreiben? Dann werden Sie Teil 
unseres Teams!
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Passgenau und hochspezialisiert: 
das Traineeprogramm.

Beruf und Privatleben im Einklang.

Jetzt
bewerben:

sparkasse-hannover.de/
karriere

Anzeige

Gesucht werden zielstrebige Teamplayer mit Masterabschluss,  
die Fächer wie Wirtschaft, Jura oder Kommunikation studiert 
haben. Aber auch andere Studiengänge sind willkommen – ein-
fach bewerben. 

Eingesetzt werden die Trainees in allen Stabsbereichen der Spar-
kasse Hannover, zum Beispiel Controlling, Datenmanagement, 
Compliance, Treasury und Unternehmenskommunikation. Neben 
der attraktiven Vergütung sorgen ein Mentoring-Programm und die 
aktive Vernetzung aller Trainees für einen optimalen Einstieg.

Auf die Frage, warum er sich  
für das Traineeprogramm bei  
der Sparkasse Hannover ent-
schieden hat, antwortet Stefan  
Marienfeld spontan: „Das 
Bauchgefühl stimmte einfach.“ 
Stefan, der nach seinem Master
in Wirtschafts- und Rechtswis-
senschaften im Dezember 2019 
als Trainee angefangen hat, fühl-
te sich schon im Bewerbungs-
gespräch bestens aufgehoben. 

Heute prüft er in der Abteilung 
Zentralrevision, ob sich das 
Unternehmen bei den betrieb-
lichen Abläufen an die gelten-
den Gesetze sowie die eigenen 

Richtlinien hält. Er möchte 
nach Ablauf des Programms 

gern bleiben – vor allem, weil 
er Beruf und Privatleben in 

Einklang bringen kann. 
Unter anderem nutzt er das 
Angebot „Geld in Freizeit“: 
die Möglichkeit, einen 
flexiblen Anteil seines 
Gehalts gegen zusätzliche 

Urlaubstage einzutauschen.

Auch Larissa Jafke, die Sozial- 
und Organisationspädagogik
mit dem Schwerpunkt Human 
Resource Management studiert 
hat, schätzt die Arbeitsbe-
dingungen und möchte nach 
dem Traineeprogramm bei der Sparkasse Hannover bleiben. 

Sie arbeitet seit November 2020 
im Strategischen Personalma-
nagement. Obwohl sie aufgrund 
der Coronapandemie unter
erschwerten Bedingungen ge-
startet ist, fällt ihr der Einstieg 
leicht: Sie ist im Mobile Office 
mit dem iPad Pro bestens aus-

gestattet und so dennoch eng 
mit ihren Kolleginnen und 

Kollegen sowie anderen 
Trainees vernetzt. 

Im Herbst konnte sie noch 
die gemütliche Barista-Bar

in der Zentrale am Rasch-
platz für kleine Auszeiten 

nutzen, jetzt verabreden sich 
die jungen Leute zu virtuellen 
Treffen. Diesen regelmäßigen 
Austausch findet die Personal-
managerin ebenso wichtig wie 

die flexiblen Arbeitszeiten und 
das umfassende betriebliche 

Gesundheitsmanagement.

Stefanie Rath, heute Mit-
arbeiterin in der Vertriebs-
strategie, gehörte nach 
ihrem Masterabschluss im 
Fach Banking und Insu-

rance 2017 zu den Ersten, 
die als Trainees eingestellt 

wurden.

Überrascht, so erzählt sie, habe 
sie die schiere Größe dessen, 
was bei der Sparkasse Hannover
hinter den für die Kunden sicht-
baren Kulissen passiert – aber
auch, wie individuell das Trai-
neeprogramm an ihre Wünsche 
und Vorstellungen angepasst 
wurde. Das Übernahmeangebot 
2019 hat sie deshalb gern an-
genommen. 

An der Sparkasse als Arbeit-
geberin schätzt sie nicht zuletzt 
die Nachhaltigkeit: Schon 2013 
hat das Unternehmen als erste 
deutsche Sparkasse den Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex
unterzeichnet. Ihr nachhalti-
ges Engagement zeigt sich in 
zahlreichen Handlungsfeldern 
- unter anderem im Umstieg auf
Ökostrom und Ökogas in 2021.

Das Traineeprogramm der Spar-
kasse Hannover ist im Herbst 2017 
gestartet – mit dem Ziel, branchen-
fremde Fachexpertise ins Unter-
nehmen zu holen. Bisher haben 
17 junge Männer und Frauen das 
zweijährige Programm durchlau-
fen oder sind noch dabei. Wenn 
es nach dem Willen von Dorothea 
Althoff aus der Personalabteilung 
geht, sollen sie alle bleiben – und 
weitere Bewerbungen werden 
jederzeit gern entgegengenom-
men, denn das Expertenteam soll 
wachsen.

Betriebliches Gesundheits-
management 

Vergünstigtes Firmenabo ÖPNV

ZVK-Betriebsrente 

Flexible Arbeitszeitmodelle

Mobiles Arbeiten mit iPad 
(auch für die private Nutzung)

Umwandlung von Gehalt 
in Freizeit 

Sonderurlaubsansprüche 

Weiterbildungsmöglichkeiten 

Attraktive Vergütung 

Mitarbeiterkonditionen 

Larissa Jafke 
Personalmanagement

Stefanie Rath 
Vertriebsstrategie

Stefan Marienfeld
Zentralrevision 

Das sind einige der Benefits der Sparkasse Hannover

„Hier möchte ich gern 
bleiben.“

„Bin trotz Corona eng vernetzt mit 
den Kollegen.“

„Toll, wie individuell das Trainee-
programm an meine Vorstellungen 

angepasst wurde.“
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Passgenau und hochspezialisiert: 
das Traineeprogramm.

Beruf und Privatleben im Einklang.

Jetzt 
bewerben:

sparkasse-hannover.de/
karriere

Anzeige

Gesucht werden zielstrebige Teamplayer mit Masterabschluss,  
die Fächer wie Wirtschaft, Jura oder Kommunikation studiert 
haben. Aber auch andere Studiengänge sind willkommen – ein-
fach bewerben. 

Eingesetzt werden die Trainees in allen Stabsbereichen der Spar-
kasse Hannover, zum Beispiel Controlling, Datenmanagement, 
Compliance, Treasury und Unternehmenskommunikation. Neben 
der attraktiven Vergütung sorgen ein Mentoring-Programm und die 
aktive Vernetzung aller Trainees für einen optimalen Einstieg.

Auf die Frage, warum er sich  
für das Traineeprogramm bei  
der Sparkasse Hannover ent-
schieden hat, antwortet Stefan  
Marienfeld spontan: „Das 
Bauchgefühl stimmte einfach.“ 
Stefan, der nach seinem Master 
in Wirtschafts- und Rechtswis-
senschaften im Dezember 2019 
als Trainee angefangen hat, fühl-
te sich schon im Bewerbungs-
gespräch bestens aufgehoben. 
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Zentralrevision, ob sich das 
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L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Beim Vorspann muss

Thema und Person durch Leerzeile 

getrennt werden. 

Wissenschaftliches Wissen 
und Expertise spielen eine 
zentrale Rolle für Entschei-
dungsprozesse in Politik und 
Verwaltung – das führt auch 
die aktuelle Covid-19-Pande-
mie noch einmal eindrücklich 
vor Augen. Gleichzeitig sehen 
wir in diesem und auch vielen 
anderen Zusammenhängen – 
etwa bei den Diskussionen um 
den Klimawandel oder Pesti-
zide –, dass wissenschaftliches 
Wissen und Expertise häufig 
angezweifelt oder sogar kate-
gorisch zurückgewiesen wer-
den. Lässt sich daraus nun 
eine allgemeine Problemdiag-
nose ableiten, im Sinne eines 
Vertrauensverlusts in die Wis-

senschaft? Und wie können 
Akteure in politisch-administ-
rativen Entscheidungsprozes-
sen damit umgehen, dass sie 
gegebenenfalls auf der Basis 
unsicherer Wissensbestände 
entscheiden müssen? Diesen 
Fragen haben wir uns im Rah-
men des vom Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur 
(MWK) Niedersachsen geför-
derten Projekts „Wissenschaft-
liche Expertise als Basis poli-
tisch administrativer Entschei-
dungen – Herausforderungen 
in Zeiten umstrittener Wis-
sensbestände“ gewidmet. Zen-
trales Ergebnis des Projektes 
ist, dass wir es im Bereich der 
Infragestellung wissenschaft-

lichen Wissens mit sehr unter-
schiedlichen Phänomenen zu 
tun haben, so dass es zentral 
ist, zunächst einmal zu klären, 
was gerade in welchem Refe-
renzrahmen in Frage gestellt 
wird. Wir haben dazu eine 
Heuristik entwickelt, in der 
wir drei Formen unterschei-
den: (1) die Infragestellung der 
Geltung und Verlässlichkeit wis­
senschaftlichen Wissens, (2) die 
Infragestellung der sachlichen 
Angemessenheit wissenschaftli­
cher Expertise für politische und 
administrative Entscheidungen 
und (3) die Infragestellung der 
exponierten Position des wissen­
schaftlichen Feldes für Politik 
und Verwaltung. 

Drei Formen der Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissenschaftlicher Expertise

Eine Heuristik

Gibt es einen Vertrauensverlust 

in die Wissenschaft? Politische 

Entscheidungs prozesse werden 

maßgeblich durch wissen­

schaftliches Wisse n und 

wissenschaftliche Expertise 

bestimmt – doch das ist 

gesellschaftlich nicht immer 

akzeptiert. 

Prof. Dr. Eva Ruffing von 

der Universität Osnabrück 

und Prof. Dr. Eva Barlösius 

vom Institut für Soziologie 

stellen das Projekt „Wissen­

schaftliche Expertise als Basis 

politisch administra tiver Ent­

scheidungen – Herausforde­

rungen in Zeiten um strittener 

Wissensbestände“ vor.

1

Abbildung 1
Ein „Aluhutträger“ während 
eine r Protestkundgebung 
der Initia tive „Querdenken 711“ 
auf dem Cannstatter Wasen 
in Stuttgart
Foto: picture alliance/dpa, 
Sebastian Gollnow

035-141_003471_v05_211110144902_Red.indd   2035-141_003471_v05_211110144902_Red.indd   2 10.11.2021   14:55:4510.11.2021   14:55:45

L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Drei Formen der Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissenschaftlicher Expertise

Infragestellung 
wissenschaftlichen Wissens

Bei der ersten Form der Infra-
gestellung geht es darum, 
dass die Geltung und Verläss­
lichkeit des wissenschaftlichen 
Wissens bezweifelt wird. Auf 
absolute Geltung wird inner-
halb der Wissenschaften aber 
gar kein Anspruch erhoben. 
Wissenschaftliches Wissen 
hebt sich von anderen Wis-
sensformen dadurch ab, dass 
sich seine Geltung und Ver-
lässlichkeit explizit auf den je-
weiligen Stand der Forschung 
bezieht und es deshalb nur 
als „vorläufig richtig“ gilt. 
Gera de weil jedoch seine Gel-
tung und Verlässlichkeit im-
mer wieder neu hinterfragt 
werden, ist es als besonders 
zuverlässige Wissensform an-
zusehen. 

Politik und Verwaltung haben 
einige Verfahren entwickelt, 
mit dieser „Vorläufigkeit“ 
wissenschaftlichen Wissens 
umzugehen, und reflexive 
Elemen te in Gesetze und Ver-
ordnungen aufgenommen, 
inde m sie etwa auf den je 
aktu ellen Stand von Wissen-
schaft und Technik Bezug 
nehmen oder sogenannte 
Sunset Clauses beinhalten, 
durch die die Gültigkeit von 
Gesetzen von vornherein auf 
einen bestim mten Zeitraum 
beschränkt wird, nach deren 
Ab lauf die Regelung über-
prüft werden muss. Hierher 
ge hört auch das Vorsorge-
prinzip, bei dem die begrenz-
te Geltung und Verlässlichkeit 
von wissenschaftlichem Wis-
sen als Risiko gefasst werden 
und politisch so zu entschei-
den ist, als wären mögliche 
Folgen negativ, um für deren 
Auswirkungen gerüstet zu 
sein. Diese Formen der Bear-
beitung können allerdings an 
ihre Grenzen stoßen, wenn 
Probleme komplexer werden, 
widerstreitende Interessen im 
Spiel sind und unterschied-
liche wissenschaftliche Pers-
pektiven zu berücksichtigen 
sind. 

Infragestellung im Kontext von 
Politik und Verwaltung

Bei der zweiten Form der In-
fragestellung wird die sachli­
che Angemessenheit wissen­
schaftlicher Expertisen für poli-
tische und administrative Ent-
scheidungen bezweifelt. Hier 
geht es weniger um das wis-
senschaftliche Wissen, auf 
dem die Expertise basiert, 
sondern darum, ob die „richti-
ge“ Expertise für Entschei-
dungen herangezogen wird, 
was häufig politisch umstrit-
ten ist. Für wissenschaftliche 
Expertisen wird auf der 
Grundlage von Forschungs-
wissen Begründungswissen 
hergleitet; dazu wird das For-
schungswissen daraufhin 
analysiert, welche praktischen 
Folgerungen sich aus ihm er-
geben. Diese Expertisen sind 
jedoch häufig politisch ge-
rahmt und werden von den 
Akteuren bestimmter Politik-
felder oder spezifischen Res-
sorts aufgenommen. Glypho-
sat beispielsweise kann als 
Agrar-, Gesundheits-, Natur-
schutz- oder auch Lebensmit-
telproblem politisch gerahmt 
werden. Folglich könnte ag-
rarwissenschaftliche, medizi-
nische, ökologische oder le-
benswissenschaftliche Exper-
tise eingeholt und demzufolge 
ganz unterschiedliches wis-
senschaftliches Wissen zu-
grunde gelegt werden. 

Daraus ergeben sich im 
Wesent lichen drei Angriffs-
flächen für die Infragestellung 
von wissenschaftlicher Exper-
tise. Erstens wird die Ange-
messenheit des herangezo-
genen wissenschaftlichen 
Wissens für die Expertise be-
mängelt und wissenschaft -
liche Gegenexpertise aufge-
baut, bei Glyphosat etwa wel-
che Auswirkungen es in 
Kombin ation mit anderen 
Pesti ziden hat, die häufig ge-
meinsam mit Glyphosat ange-
wendet werden. Zweitens 
wird die politische Rahmung 
als unangemessen kritisiert, 
indem beispielweise rekla-

miert wird, dass Glyphosat 
nicht primär als Problem der 
Lebensmittelpolitik zu behan-
deln ist, sondern als Natur-
schutzproblem. Drittens wird 
bestritten, dass das Problem 
einzig oder überhaupt auf der 
Grundlage wissenschaftlicher 
Expertise zu lösen ist. So ha-
ben die bei den Gelbwesten 
engagierten französischen 
Landwirte und Landwirtin-
nen nicht vorrangig bezwei-
felt, dass sich Glyphosat nega-
tiv auf die Biodiversität aus-
wirkt, sondern, dass dies die 
alleinige Grundlage politi-
scher Entscheidungen darstel-
len solle, ohne etwa mögliche 
Einkommensverluste in der 
Landwirtschaft zu berücksich-
tigen. 

Diese Infragestellungen wis-
senschaftlicher Expertise las-
sen sich für Politik und Ver-
waltung nach zwei Seiten auf-
lösen: entweder durch eine 
klarere Fassung wissenschaft-
licher Zuständigkeit oder 
durch politische Aushand-
lung. Für die wissenschafts-
seitige Auflösung sind insbe-
sondere die Ressortfor-
schungseinrichtungen wich-
tig, wie beispielsweise das 
Robert Koch-Institut (RKI) 
oder die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prü-
fung (BAM). Ihre Aufgabe ist 
es unter anderem, „gehärtetes 
Wissen“ zu identifizieren und 
für Politik und Verwaltung in 
der Form von Expertisen be-
reitzustellen. Weiterhin könn-
te eine stärkere Trennung in 
wissenschaftliche Expertisen, 
die Forschungswissen in Be-
gründungswissen überfüh-
ren, und dessen Übersetzung 
in Handlungs- und Gestal-
tungswissen, welches konkre-
te Empfehlungen enthält, hilf-
reich sein. 

Für die Auflösung durch poli-
tische Aushandlung existieren 
typische Formate: öffentliche 
Anhörungen, Dialog-Foren, 
Experten-Kommissionen und 
weitere Beteiligungsverfah-
ren. In diese werden in der 

Abbildung 2
Cover des Leviathan Sonder­
bandes „Umstrittene Expertise“, 
herausgegeben von Thomas Laux 
und Sebastian Büttner, der Band 
befindet sich im Druck.
Foto: Nomos Verlag 
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Beim Vorspann muss

Thema und Person durch Leerzeile 

getrennt werden. 

Wissenschaftliches Wissen 
und Expertise spielen eine 
zentrale Rolle für Entschei-
dungsprozesse in Politik und 
Verwaltung – das führt auch 
die aktuelle Covid-19-Pande-
mie noch einmal eindrücklich 
vor Augen. Gleichzeitig sehen 
wir in diesem und auch vielen 
anderen Zusammenhängen – 
etwa bei den Diskussionen um 
den Klimawandel oder Pesti-
zide –, dass wissenschaftliches 
Wissen und Expertise häufig 
angezweifelt oder sogar kate-
gorisch zurückgewiesen wer-
den. Lässt sich daraus nun 
eine allgemeine Problemdiag-
nose ableiten, im Sinne eines 
Vertrauensverlusts in die Wis-

senschaft? Und wie können 
Akteure in politisch-administ-
rativen Entscheidungsprozes-
sen damit umgehen, dass sie 
gegebenenfalls auf der Basis 
unsicherer Wissensbestände 
entscheiden müssen? Diesen 
Fragen haben wir uns im Rah-
men des vom Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur 
(MWK) Niedersachsen geför-
derten Projekts „Wissenschaft-
liche Expertise als Basis poli-
tisch administrativer Entschei-
dungen – Herausforderungen 
in Zeiten umstrittener Wis-
sensbestände“ gewidmet. Zen-
trales Ergebnis des Projektes 
ist, dass wir es im Bereich der 
Infragestellung wissenschaft-

lichen Wissens mit sehr unter-
schiedlichen Phänomenen zu 
tun haben, so dass es zentral 
ist, zunächst einmal zu klären, 
was gerade in welchem Refe-
renzrahmen in Frage gestellt 
wird. Wir haben dazu eine 
Heuristik entwickelt, in der 
wir drei Formen unterschei-
den: (1) die Infragestellung der 
Geltung und Verlässlichkeit wis­
senschaftlichen Wissens, (2) die 
Infragestellung der sachlichen 
Angemessenheit wissenschaftli­
cher Expertise für politische und 
administrative Entscheidungen 
und (3) die Infragestellung der 
exponierten Position des wissen­
schaftlichen Feldes für Politik 
und Verwaltung. 

Drei Formen der Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissenschaftlicher Expertise

Eine Heuristik

Gibt es einen Vertrauensverlust 

in die Wissenschaft? Politische 

Entscheidungs prozesse werden 

maßgeblich durch wissen­

schaftliches Wisse n und 

wissenschaftliche Expertise 

bestimmt – doch das ist 

gesellschaftlich nicht immer 

akzeptiert. 

Prof. Dr. Eva Ruffing von 

der Universität Osnabrück 

und Prof. Dr. Eva Barlösius 

vom Institut für Soziologie 

stellen das Projekt „Wissen­

schaftliche Expertise als Basis 

politisch administra tiver Ent­

scheidungen – Herausforde­

rungen in Zeiten um strittener 

Wissensbestände“ vor.
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Drei Formen der Infragestellung wissenschaft­
lichen Wissens und wissenschaftlicher Expertise

Infragestellung 
wissenschaftlichen Wissens

Bei der ersten Form der Infra-
gestellung geht es darum, 
dass die Geltung und Verläss­
lichkeit des wissenschaftlichen 
Wissens bezweifelt wird. Auf 
absolute Geltung wird inner-
halb der Wissenschaften aber 
gar kein Anspruch erhoben. 
Wissenschaftliches Wissen 
hebt sich von anderen Wis-
sensformen dadurch ab, dass 
sich seine Geltung und Ver-
lässlichkeit explizit auf den je-
weiligen Stand der Forschung 
bezieht und es deshalb nur 
als „vorläufig richtig“ gilt. 
Gera de weil jedoch seine Gel-
tung und Verlässlichkeit im-
mer wieder neu hinterfragt 
werden, ist es als besonders 
zuverlässige Wissensform an-
zusehen. 

Politik und Verwaltung haben 
einige Verfahren entwickelt, 
mit dieser „Vorläufigkeit“ 
wissenschaftlichen Wissens 
umzugehen, und reflexive 
Elemen te in Gesetze und Ver-
ordnungen aufgenommen, 
inde m sie etwa auf den je 
aktu ellen Stand von Wissen-
schaft und Technik Bezug 
nehmen oder sogenannte 
Sunset Clauses beinhalten, 
durch die die Gültigkeit von 
Gesetzen von vornherein auf 
einen bestim mten Zeitraum 
beschränkt wird, nach deren 
Ab lauf die Regelung über-
prüft werden muss. Hierher 
ge hört auch das Vorsorge-
prinzip, bei dem die begrenz-
te Geltung und Verlässlichkeit 
von wissenschaftlichem Wis-
sen als Risiko gefasst werden 
und politisch so zu entschei-
den ist, als wären mögliche 
Folgen negativ, um für deren 
Auswirkungen gerüstet zu 
sein. Diese Formen der Bear-
beitung können allerdings an 
ihre Grenzen stoßen, wenn 
Probleme komplexer werden, 
widerstreitende Interessen im 
Spiel sind und unterschied-
liche wissenschaftliche Pers-
pektiven zu berücksichtigen 
sind. 

Infragestellung im Kontext von 
Politik und Verwaltung

Bei der zweiten Form der In-
fragestellung wird die sachli­
che Angemessenheit wissen­
schaftlicher Expertisen für poli-
tische und administrative Ent-
scheidungen bezweifelt. Hier 
geht es weniger um das wis-
senschaftliche Wissen, auf 
dem die Expertise basiert, 
sondern darum, ob die „richti-
ge“ Expertise für Entschei-
dungen herangezogen wird, 
was häufig politisch umstrit-
ten ist. Für wissenschaftliche 
Expertisen wird auf der 
Grundlage von Forschungs-
wissen Begründungswissen 
hergleitet; dazu wird das For-
schungswissen daraufhin 
analysiert, welche praktischen 
Folgerungen sich aus ihm er-
geben. Diese Expertisen sind 
jedoch häufig politisch ge-
rahmt und werden von den 
Akteuren bestimmter Politik-
felder oder spezifischen Res-
sorts aufgenommen. Glypho-
sat beispielsweise kann als 
Agrar-, Gesundheits-, Natur-
schutz- oder auch Lebensmit-
telproblem politisch gerahmt 
werden. Folglich könnte ag-
rarwissenschaftliche, medizi-
nische, ökologische oder le-
benswissenschaftliche Exper-
tise eingeholt und demzufolge 
ganz unterschiedliches wis-
senschaftliches Wissen zu-
grunde gelegt werden. 

Daraus ergeben sich im 
Wesent lichen drei Angriffs-
flächen für die Infragestellung 
von wissenschaftlicher Exper-
tise. Erstens wird die Ange-
messenheit des herangezo-
genen wissenschaftlichen 
Wissens für die Expertise be-
mängelt und wissenschaft -
liche Gegenexpertise aufge-
baut, bei Glyphosat etwa wel-
che Auswirkungen es in 
Kombin ation mit anderen 
Pesti ziden hat, die häufig ge-
meinsam mit Glyphosat ange-
wendet werden. Zweitens 
wird die politische Rahmung 
als unangemessen kritisiert, 
indem beispielweise rekla-

miert wird, dass Glyphosat 
nicht primär als Problem der 
Lebensmittelpolitik zu behan-
deln ist, sondern als Natur-
schutzproblem. Drittens wird 
bestritten, dass das Problem 
einzig oder überhaupt auf der 
Grundlage wissenschaftlicher 
Expertise zu lösen ist. So ha-
ben die bei den Gelbwesten 
engagierten französischen 
Landwirte und Landwirtin-
nen nicht vorrangig bezwei-
felt, dass sich Glyphosat nega-
tiv auf die Biodiversität aus-
wirkt, sondern, dass dies die 
alleinige Grundlage politi-
scher Entscheidungen darstel-
len solle, ohne etwa mögliche 
Einkommensverluste in der 
Landwirtschaft zu berücksich-
tigen. 

Diese Infragestellungen wis-
senschaftlicher Expertise las-
sen sich für Politik und Ver-
waltung nach zwei Seiten auf-
lösen: entweder durch eine 
klarere Fassung wissenschaft-
licher Zuständigkeit oder 
durch politische Aushand-
lung. Für die wissenschafts-
seitige Auflösung sind insbe-
sondere die Ressortfor-
schungseinrichtungen wich-
tig, wie beispielsweise das 
Robert Koch-Institut (RKI) 
oder die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prü-
fung (BAM). Ihre Aufgabe ist 
es unter anderem, „gehärtetes 
Wissen“ zu identifizieren und 
für Politik und Verwaltung in 
der Form von Expertisen be-
reitzustellen. Weiterhin könn-
te eine stärkere Trennung in 
wissenschaftliche Expertisen, 
die Forschungswissen in Be-
gründungswissen überfüh-
ren, und dessen Übersetzung 
in Handlungs- und Gestal-
tungswissen, welches konkre-
te Empfehlungen enthält, hilf-
reich sein. 

Für die Auflösung durch poli-
tische Aushandlung existieren 
typische Formate: öffentliche 
Anhörungen, Dialog-Foren, 
Experten-Kommissionen und 
weitere Beteiligungsverfah-
ren. In diese werden in der 

Abbildung 2
Cover des Leviathan Sonder­
bandes „Umstrittene Expertise“, 
herausgegeben von Thomas Laux 
und Sebastian Büttner, der Band 
befindet sich im Druck.
Foto: Nomos Verlag 
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Reg el wissenschaftliche Ex-
pertinnen und Experten und 
ebenso – das ist Ausdruck des 
politischen Konflikts – Reprä-
sentantinnen und Repräsen-
tanten verschiedenster gesell-
schaftlicher und politischer 
Gruppen eingebunden. Ein 
weiteres Verfahren ist die Res-
sortabstimmung. Es ist darauf 
ausgerichtet, Einigkeit oder 
einen Kompromiss zwischen 
den Ministerien und damit 
zwischen potenziell divergie-
renden politischen Rahmun-
gen herzustellen, bevor ein 
Gesetzentwurf dem Kabinett 
vorgelegt wird. 

Eskalation der Infragestellung 
im gesamtgesellschaftlichen 
Kontext

Die dritte Form der Infrage-
stellung ist im Zusammen-
hang mit der Transformation 
zu einer Wissensgesellschaft 
und den damit einhergehen-
den gesellschaftlichen, insbe-
sondere sozialstrukturellen 
Verwerfungen zu sehen. We-
sentlich für diese Form der In-
fragestellung ist ein Missfal-
len über die exponierte gesell­
schaftliche Position des wissen­
schaftlichen Feldes und die ihm 
übertragene Autorisierungs-
macht. Für die dritte Form der 
Infragestellung haben sich Ti-
tulierungen etabliert wie 
„Post-truth“, Falschinformati-
on, Verschwörungstheorie. 
Die dritte Form Infragestel-
lung eskaliert den für die an-
deren beiden Formen darge-
stellten Zweifel ins Grund-
sätzliche. 

Bisherige Studien identifizie-
ren im Wesentlichen drei Ur-
sachen für diese Infragestel-
lung. Die erste ist eine Reakti-
on auf die exponierte Position 
der Wissenschaft in der Wis-
sensgesellschaft, aus welcher 
sich eine Vormachtstellung 
derjenigen begründet, die im 
Feld der Wissenschaft tätig 
sind. Die Zurückweisung von 
Wissenschaft und das Miss-
trauen gegenüber wissen-

schaftlichen Expertinnen und 
Experten ist deshalb breiter 
als Unzufriedenheit mit den 
politischen und staatlichen 
Eliten zu interpretieren. Eine 
zweite Ursache scheint darin zu 
bestehen, dass politische Ent-
scheidungen oftmals mit dem 
Verweis auf wissenschaftliche 
Expertise als „alternativlos“ 
dargestellt werden. Die ent-
gegengesetzten „alternativen 
Fakten“ zielen demnach weni-
ger darauf, diesen Geltung zu 
verschaffen, als vielmehr dar-
auf, neue Regeln für öffent-
liche Debatten durchzusetzen. 
Als dritte Ursache werden 
wachsende soziale Fragmen-
tierungen und soziale Exklusi-
onen benannt. Die davon Be-
troffenen würden sich mittels 
der grundsätzlichen Infrage-
stellung von Wissenschaft 
gesell schaftlich Gehör ver-
schaffen wollen und auf die 
aus ihrer persönlichen Sicht 
gefährdete sozialstrukturelle 
Position aufmerksam machen.  

Im politisch-administrativen 
Prozess bringt diese eskalie-
rende Infragestellung eine zu-
sätzliche Herausforderung mit 
sich. Es nehmen vermehrt Ak-
teure am politischen Diskurs 
teil, die selbst „gehärtetes“ 
wissenschaftliches Wissen 
nicht anerkennen und damit 
auch nicht die auf seiner 
Grundlage getroffenen politi-
schen Entscheidungen akzep-
tieren. Stattdessen argumen-
tieren sie oftmals mit beliebi-
gen Tatsachenbehauptungen. 
Bislang verfügen Politik und 
Verwaltung nur über wenige 
etablierte Verfahren, damit 
umzugehen. Einige existieren 
dennoch. Dazu gehören ge-
richtliche Kontrolle, da nicht 
alle bewusst falschen Tatsa-
chenbehauptungen von der 
Meinungsfreiheit gedeckt 
sind, möglichst transparente 
Verfahren, die in bestmögli-
cher Weise die Einhaltung 
wissenschaftlicher Standards 
bei der Beauftragung wissen-
schaftlicher Expertise sichern 
und Angriffsflächen verklei-
nern, sowie öffentliche oder 

private „Faktencheck“-Initiati-
ven, etwa die bei der EU ange-
siedelte Stelle „EU vs disinfo“. 
Insofern die eskalierende In-
fragestellung eine Begleitfolge 
der Transformation zu einer 
Wissensgesellschaft darstellt, 
sind diese politisch-administ-
rativen Lösungen jedoch ver-
mutlich zu schwach, um die 
daraus resultierenden gesell-
schaftlichen und politischen 
Gefährdungen abzuwenden. 
Antworten können sich nicht 
auf bloße Korrekturen oder 
bessere Kommunikation be-
schränken, sie müssen darauf 
reagieren, dass die exponierte 
Position von Wissenschaft in 
der Wissensgesellschaft mit 
sich bringt, dass diese ins 
Zentrum gesellschaftlicher 
und politischer Auseinander-
setzungen katapultiert wurde. 
Für Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler folgt daraus, 
sich stärker als bisher mit der 
Autorisierungsmacht der Wis-
senschaft in der Wissensge-
sellschaft auseinanderzuset-
zen müssen, vor allem, wenn 
sie als Expertinnen und Ex-
perten tätig werden. 

Ziel unseres Beitrags ist es, zu 
zeigen, dass es sich bei den 
drei Formen der Infragestel-
lung um sehr unterschiedliche 
Phänomene handelt, die un-
terschiedliche Ursachen haben 
und auf unterschiedliche Art 
und Weise bearbeitet werden 
können. Die erste Form stellt 
dabei im Grunde den „Nor-
malbetrieb“ der Wissenschaft 
dar, der aber mit zunehmen-
der Expansion der Wissen-
schaften mit immer höherer 
„Schlagzahl“ arbeitet. Die 
zweite Form tritt im Rahmen 
der politischen Nutzung von 
Expertise auf und bewegt sich 
im Spannungsfeld zwischen 
größtmöglicher sachlicher An-
gemessenheit und Ent-Politi-
sierung politischer Entschei-
dungen. Die dritte Form kann 
als Ausfluss gesellschaftlicher 
Wandlungsprozesse gesehen 
werden und birgt die größte 
Sprengkraft. Gerade deshalb 
ist es wichtig offenzulegen, 
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wo wir es mit welcher Form 
der Infragestellung zu tun 
habe n. 

Publikationen

Eva Barlösius und Eva Ruffing (2020): Für 

einen vorausschauenden Umgang mit 

der Infragestellung wissenschaftlicher 

Expertise. https://www.lcss.uni-han-

nover.de/fileadmin/lcss/bilder/Impuls-

papier_Barloesius_Ruffing.pdf

Eva Barlösius und Eva Ruffing (2021):  

Die Infragestellung von wissenschaft-

lichem Wissen und Expertise: Eine  

sozialwissenschaftliche Heuristik, in: 

Thomas Laux und Sebastian Büttner 

(Hg.) Leviathan Sonderband „Umstrit-

tene Expertise“ (im Druck)

Prof. Dr. Eva Barlösius
Jahrgang 1959, ist Professorin 
für Makrosoziologie und Sozial-
strukturanalyse am Institut für 
Soziologie sowie Sprecherin des 
Forums Wissenschaftsreflexion. 
Ihre Forschungsschwerpunkte 
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schaftssoziologie, Ungleich-
heitssoziologie und Soziologie 
der Infrastrukturen. Kontakt: 
e.barloesius@ish.uni-
hannover.de

Prof. Dr. Eva Ruffing
Jahrgang 1981, ist Professorin 
für das Politische System der 
BRD im Kontext europäischer 
Mehrebenenpolitik im Fachbe-
reich Kultur- und Sozialwissen-
schaften an der Universität 
Osna brück. Ihre Forschungs-
schwerpunkte liegen im Bereich 
der Verwaltungs- und Policyfor-
schung. Kontakt: eva.ruffing@
uni-osnabrueck.de
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dargestellt werden. Die ent-
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und Angriffsflächen verklei-
nern, sowie öffentliche oder 
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ven, etwa die bei der EU ange-
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sind diese politisch-administ-
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mutlich zu schwach, um die 
daraus resultierenden gesell-
schaftlichen und politischen 
Gefährdungen abzuwenden. 
Antworten können sich nicht 
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bessere Kommunikation be-
schränken, sie müssen darauf 
reagieren, dass die exponierte 
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sich bringt, dass diese ins 
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sich stärker als bisher mit der 
Autorisierungsmacht der Wis-
senschaft in der Wissensge-
sellschaft auseinanderzuset-
zen müssen, vor allem, wenn 
sie als Expertinnen und Ex-
perten tätig werden. 

Ziel unseres Beitrags ist es, zu 
zeigen, dass es sich bei den 
drei Formen der Infragestel-
lung um sehr unterschiedliche 
Phänomene handelt, die un-
terschiedliche Ursachen haben 
und auf unterschiedliche Art 
und Weise bearbeitet werden 
können. Die erste Form stellt 
dabei im Grunde den „Nor-
malbetrieb“ der Wissenschaft 
dar, der aber mit zunehmen-
der Expansion der Wissen-
schaften mit immer höherer 
„Schlagzahl“ arbeitet. Die 
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Kontrovers diskutiert

Der Zufall spielt in der Wis­
senschaft eine wichtige Rolle. 
Wiederholt haben Forschende 
mit einem hellwachen Geist 
und technischen Neuerungen 
zufällig wissenschaftliche 
Entdeckungen und Erfindun­
gen gemacht. Dazu zählen 
Zufalls entdeckungen wie das 
Penicillin, die Röntgenstrah­
lung, LSD, Haftnotizen und 
vieles andere. Ebenso gehört 
die einfache Zufallsziehung 
zu den Standardprozeduren 
einer Samplebildung im Be­
reich der statistischen Verfah­
ren. Weniger verbreitet ist der 
Einsatz von Losverfahren, um 
freie Studienplätze oder Sti­

pendien unter gleich qualifi­
zierten Bewerberinnen und 
Bewerbern zu vergeben. Auch 
die jüngste Anwendung, 
Dritt mittel für Forschungs­
vorhaben nach dem Zufall­
sprinzip zu verteilen, bleibt 
noch vereinzelt. Zu den Vor­
reiterinnen und Vorreitern ge­
hören der neuseeländische 
Health Research Council 
(HRC) und das Science for 
Technological Innovation 
(SfTI) Programm, die per Los 
entscheiden, wenn mehr för­
derwürdige Anträge vorliegen 
als Fördergelder zur Verfü­
gung stehen. Die Volkswagen­
stiftung wiederum experi­
mentierte in ihrer Förderlinie 
„Experiment! – auf der Suche 

nach gewagten Forschungs­
ideen“ von 2017 bis 2021 mit 
einem Verfahren, welches die 
Auswahl von zu fördernden 
Forschungsanträgen durch ein 
Panel und Losen einschließt. 
Schließlich hat auch der 
Schweizer Nationalfond (SNF) 
und der Fond zur Förderung 
der wissenschaftlichen For­
schung (FWF) in Österreich 
kürzlich ein Losverfahren op­
tional für gleichrangig förder­
würdige Anträge eingeführt.

Die Nutzung von Losverfah­
ren in der Forschungsförde­
rung begleitet eine Debatte 
über die Grenzen des Peer 
Revie w­Verfahrens. Vor dem 
Hintergrund uneinheitlicher 

Lotto in der Wissenschaft

Zur Idee, Drittmittel für Forschungsvorhaben zufällig zu verteilen

Effizient und neutral? 

Das wissenschaftlich etablierte 

Procedere des Peer-Review-

Verfahrens hat seine Grenzen: 

uneinheitliche Gutachten, 

Benachteiligung und Überlas-

tung des Begutachtungssystems 

haben dazu geführt, dass der 

Einsatz von Losverfahren in der 

Forschungsförderung 

debattiert wird. 

PD Dr. Axel Philipps 

vom Institut für Soziologie 

erläutert, welche Argumente 

für und gegen „Lotto in der 

Wissenschaft“ sprechen. 1
Foto: picture alliance / BeckerBredel
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Gutachten, Benachteiligungen 
und Überlastungen des Begut­
achtungssystems wurde das 
Losen als effiziente und neu­
trale Alternative eingeführt. 
Zugleich haben sich in der 
wissenschaftspolitischen De­
batte zwei Seiten herauskris­
tallisiert, die Losverfahren 
grundsätzlich befürworten 
oder ablehnen. Dies wird je­
doch weder den praktizierten 
Varianten des Losens bei ver­
schiedenen Förderorganisa­
tionen gerecht, noch berück­
sichtigt es ausreichend die 
Sichtweisen der Wissenschaft­
le rinnen und Wissenschaftler, 
die auf Forschungsmittel an­
gewiesen sind. Untersucht 
wird daher in einem vom 
Bundesministerium für Bil­
dung und Forschung finan­
zierten Forschungsprojekt in 
der Förderlinie „Qualitätsent­
wicklungen in der Wissen­
schaft“, welche Argumente 
für und gegen Losverfahren 
zur Auswahl von zu finanzie­
renden Forschungsideen im 
wissenschaftlichen Feld vor­
getragen werden. Konkret fra­
gen wir (der Autor und Eva 
Barlösius) nach den Einschät­
zungen und Sichtweisen von 
Forschenden in unterschiedli­
chen wissenschaftlichen Posi­
tionen (Promovierende, Post­
Docs, Professorinnen und Pro­
fessoren) und Fachbereichen. 
Unter welchen Bedingungen 
können sie sich einen Einsatz 
von Losverfahren in der For­
schungsförderung vorstellen? 

Die bisherige Forschung gibt 
dazu nur eingeschränkt aussa­
gekräftige Einblicke. So zeigt 
eine Befragung von 4.436 Wis­
senschaftlerinnen und Wis­
senschaftler in Deutschland, 
dass 69 Prozent eine Auslo­
sung formal korrekter For­
schungsanträge ablehnen [1]. 
Während die Untersuchung 
jedoch keine weiteren Varian­
ten untersucht, wie Losver­
fahren eingebunden werden 
könnten, sprechen sich in klei­
neren Studien befragte An­
tragstellerinnen und Antrag­
steller mehrheitlich für die 

Nutzung der Loselemente in 
ausgewählten Förderprogram­
men des Health Research 
Councils [2] und der Volkswa­
genStiftung [3] aus. Die letzt­
genannten Befragungen las­
sen sich zwar kaum verallge­
meinern, sie legen aber nahe, 
sich in der weiteren Forschung 
mit den Einstellungen zu Los­
verfahren differenziert ausei­
nanderzusetzen.

Genauer hingeschaut

Im Rahmen unseres For­
schungsprojektes haben wir in 
einem ersten Schritt 50 offene 
Interviews mit Wissenschaft­
lerinnen und Wissenschaft­
lern aus verschiedenen Fach­
disziplinen geführt. Auf der 
Grundlage systematisierender 
Analysen wurde in einem 
zweiten Schritt eine Online­
Umfrage vorbereitet und 
durchgeführt. Für das Survey 
haben wir schließlich alle pro­
movierten Wissenschaftlerin­
nen und Wissenschaftler an­
geschrieben, die an den nie­
dersächsischen Universitäten 
und außeruniversitären For­
schungseinrichtungen in den 
Fachbereichen Biologie, Che­
mie, Physik, Informatik, Elekt­
rotechnik, Maschinenbau und 
Geschichtswissenschaft be­
schäftigt sind. Insgesamt nah­
men an der Befragung 283 
Personen teil, wobei das Un­
tersuchungssample nur die 
224 vollständig ausgefüllten 
Fragebögen umfasst. 

Die Ergebnisse der Umfrage 
bestätigen tendenziell die Be­
obachtungen in früheren Un­
tersuchungen, wobei die For­
schung auch zeigt, dass die 
Haltungen zu Losverfahren in 
der Forschungsförderung mit 
den Kontextbedingungen va­
riieren. Die Abbildung 2 macht 
beispielsweise deutlich, dass 
die Befragten es mehrheitlich 
ablehnen, Drittmittel unter 
formal korrekten Forschungs­
anträgen per Los zu verteilen 
(Losvariante A). Der große 
Anteil an Ablehnungen von 

mehr als zwei Drittel kehrt 
sich jedoch ins Gegenteil um, 
wenn Loselemente einer wis­
senschaftlichen Begutachtung 
nachgeschaltet sind. Demnach 
können sich 59,4 Prozent be­
ziehungsweise 61,6 Prozent 
der Befragten vorstellen, 
unter einer Teilmenge der 
Forschungsanträge zu losen, 
wenn die wissenschaftliche 
Qualität der Forschungsideen 
durch Gutachten (Losvariante 
B) beziehungsweise von einer 
wissenschaftlichen Jury (Los-
variante C) geprüft und beur­

Abbildung 2
Zustimmung und Ablehnung 
von Losvarianten (n=224)
Grafik: Axel Philipps

2

035-141_003478_v02_211015085643_Red.indd   3035-141_003478_v02_211015085643_Red.indd   3 08.11.2021   08:59:4708.11.2021   08:59:47

52

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   52035-141_unimagazin_Inhalt.indd   52 24.11.2021   13:02:0424.11.2021   13:02:04



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Kontrovers diskutiert

Der Zufall spielt in der Wis­
senschaft eine wichtige Rolle. 
Wiederholt haben Forschende 
mit einem hellwachen Geist 
und technischen Neuerungen 
zufällig wissenschaftliche 
Entdeckungen und Erfindun­
gen gemacht. Dazu zählen 
Zufalls entdeckungen wie das 
Penicillin, die Röntgenstrah­
lung, LSD, Haftnotizen und 
vieles andere. Ebenso gehört 
die einfache Zufallsziehung 
zu den Standardprozeduren 
einer Samplebildung im Be­
reich der statistischen Verfah­
ren. Weniger verbreitet ist der 
Einsatz von Losverfahren, um 
freie Studienplätze oder Sti­

pendien unter gleich qualifi­
zierten Bewerberinnen und 
Bewerbern zu vergeben. Auch 
die jüngste Anwendung, 
Dritt mittel für Forschungs­
vorhaben nach dem Zufall­
sprinzip zu verteilen, bleibt 
noch vereinzelt. Zu den Vor­
reiterinnen und Vorreitern ge­
hören der neuseeländische 
Health Research Council 
(HRC) und das Science for 
Technological Innovation 
(SfTI) Programm, die per Los 
entscheiden, wenn mehr för­
derwürdige Anträge vorliegen 
als Fördergelder zur Verfü­
gung stehen. Die Volkswagen­
stiftung wiederum experi­
mentierte in ihrer Förderlinie 
„Experiment! – auf der Suche 

nach gewagten Forschungs­
ideen“ von 2017 bis 2021 mit 
einem Verfahren, welches die 
Auswahl von zu fördernden 
Forschungsanträgen durch ein 
Panel und Losen einschließt. 
Schließlich hat auch der 
Schweizer Nationalfond (SNF) 
und der Fond zur Förderung 
der wissenschaftlichen For­
schung (FWF) in Österreich 
kürzlich ein Losverfahren op­
tional für gleichrangig förder­
würdige Anträge eingeführt.

Die Nutzung von Losverfah­
ren in der Forschungsförde­
rung begleitet eine Debatte 
über die Grenzen des Peer 
Revie w­Verfahrens. Vor dem 
Hintergrund uneinheitlicher 

Lotto in der Wissenschaft

Zur Idee, Drittmittel für Forschungsvorhaben zufällig zu verteilen

Effizient und neutral? 

Das wissenschaftlich etablierte 

Procedere des Peer-Review-

Verfahrens hat seine Grenzen: 

uneinheitliche Gutachten, 

Benachteiligung und Überlas-

tung des Begutachtungssystems 

haben dazu geführt, dass der 

Einsatz von Losverfahren in der 

Forschungsförderung 

debattiert wird. 

PD Dr. Axel Philipps 

vom Institut für Soziologie 

erläutert, welche Argumente 

für und gegen „Lotto in der 

Wissenschaft“ sprechen. 1
Foto: picture alliance / BeckerBredel
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schungseinrichtungen in den 
Fachbereichen Biologie, Che­
mie, Physik, Informatik, Elekt­
rotechnik, Maschinenbau und 
Geschichtswissenschaft be­
schäftigt sind. Insgesamt nah­
men an der Befragung 283 
Personen teil, wobei das Un­
tersuchungssample nur die 
224 vollständig ausgefüllten 
Fragebögen umfasst. 

Die Ergebnisse der Umfrage 
bestätigen tendenziell die Be­
obachtungen in früheren Un­
tersuchungen, wobei die For­
schung auch zeigt, dass die 
Haltungen zu Losverfahren in 
der Forschungsförderung mit 
den Kontextbedingungen va­
riieren. Die Abbildung 2 macht 
beispielsweise deutlich, dass 
die Befragten es mehrheitlich 
ablehnen, Drittmittel unter 
formal korrekten Forschungs­
anträgen per Los zu verteilen 
(Losvariante A). Der große 
Anteil an Ablehnungen von 

mehr als zwei Drittel kehrt 
sich jedoch ins Gegenteil um, 
wenn Loselemente einer wis­
senschaftlichen Begutachtung 
nachgeschaltet sind. Demnach 
können sich 59,4 Prozent be­
ziehungsweise 61,6 Prozent 
der Befragten vorstellen, 
unter einer Teilmenge der 
Forschungsanträge zu losen, 
wenn die wissenschaftliche 
Qualität der Forschungsideen 
durch Gutachten (Losvariante 
B) beziehungsweise von einer 
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von Losvarianten (n=224)
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teilt wird. Die Resultate bele­
gen einerseits, dass Losverfah­
ren im wissenschaftlichen 
Feld mehrheitlich Zuspruch 
finden, wenn etablierte Me­
chanismen des ‚organisierten 
Skeptizismus‘ (Merton) unan­
getastet bleiben. Andererseits 
verweisen sie auf die unge­
brochene Geltung des Peer Re­
view­Verfahrens zur wissen­
schaftlichen Selbstregulie­
rung und ­kontrolle.

Mit dem Zuspruch korrespon­
diert ebenfalls, dass selbst die 
Befragten, die der Verwen­
dung von Losverfahren im 
Vergabeprozess von Drittmit­
teln zustimmen, nur wenige 
Einsatzfelder für Lotterien im 
Bereich der Forschungsförde­
rung ausmachen (siehe Abbil-
dung 3). Sie können sich zwar 
mehrheitlich eine Nutzung bei 
gleicher Qualität von For­
schungsanträgen, bei gewag­
ten Forschungsideen, bei einer 
Förderquote von unter 5 Pro­
zent und bei relativ geringen 
Fördersummen vorstellen. 
Andere Einsatzfelder finden 
hingegen nur wenig Zustim­
mung. 

Bei genauerer Betrachtung 
zeigt sich, dass die Wissen­
schaftlerinnen und Wissen­

schaftler dem Losen Bedeu­
tung zuschreiben, wenn die 
Eigenheit des etablierten Peer 
Review­Verfahrens nicht­in­
tendierte Folgen in Auswahl­
prozessen bedingt. Grund­
sätzlich braucht jede Evalua­
tion eine Grundlage, um 
Bewer tungskriterien zu for­
mu lieren. So ist auch die Beur­
teilung einer Forschungsidee 
an den Stand der Forschung, 
den bewährten Theorien und 

Methoden gebunden. Kriteri­
en wie Originalität, Machbar­
keit oder Finanzierbarkeit von 
Forschungsvorhaben lassen 
sich vor dem Hintergrund 
früherer Forschungen und ge­
sichertem Wissen beurteilen. 
Gutachtende können daher 
die Erfolgsaussichten einer 
geplan ten Untersuchung zu­
meist nur nachvollziehbar 
und gut begründet prognosti­
zieren, wenn Forschung klein­
schrittig angelegt ist oder An­
tragstellende frühere For­
schungen erfolgreich abge­
schlossen haben. Dadurch 
sinken wiederum häufig die 
Chancen von gewagten Ideen 
oder für Antragstellende ohne 
vorzeigbare Vorarbeiten For­
schungsgelder (insbesondere 
bei geringen Förderquoten) zu 
erhalten. Es verwundert daher 

kaum, dass die Befragten der 
Anwendung von Losverfah­
ren vor allem bei gleich guten 
Forschungsvorhaben, für ge­
wagte Forschungsideen und 
bei sehr niedrigen Förderquo­
ten mehrheitlich zustimmen.

Und nun?

Wissenschaftspolitisch geben 
die Forschungsergebnisse kei­

nen Anlass, Losverfahren in 
der Forschungsförderung pau­
schal als Alternative zum Peer 
Review­Verfahren einzufüh­
ren. Das wissenschaftliche 
Feld hat die gegenseitige Be­
gutachtung unter Forschen­
den zur Qualitätssicherung 
hervorgebracht und wir kön­
nen davon ausgehen, dass der 
Anspruch und die Fähigkeit 
zur Selbstregulierung und 
­kontrolle für die Mehrheit der 
Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler weiterhin ver­
bindlich sind. Zugleich wird 
mit der Umfrage deutlich, 
dass die Befragten sich Losele­
mente in Selektionsprozessen 
vorstellen können, wenn ers­
tens unkonventionelle und 
riskante Vorhaben im etablier­
ten Begutachtungsverfahren 
nur schwer beurteilbar sind 

Abbildung 3
Einsatzfelder für 
Losverfahren (Auswahl)
Grafik: Axel Philipps
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und ihre Chance einer Förde­
rung dadurch sinkt. Zweitens 
scheint die Zustimmung zum 
Auslosen einer Teilmenge von 
Forschungsanträgen zu stei­
gen, wenn die Förderquote all­
gemein abnimmt. Es ist daher 
zu erwarten, dass ein dosier­
ter Einsatz von Losverfahren 
kaum auf Gegenwehr im wis­
senschaftlichen Feld stößt. 
Grundsätzlich werden aber 
auch Loselemente zur Aus­
wahl von Forschungsanträgen 
das Problem des Wettbewerbs 
um knappe Drittmittel nicht 
lösen. Solange Forschende 
kaum finanzielle und thema­
tische Spielräume haben, 
bleibt die Überlastung durch 
Begutachtungen fortbestehen 
ebenso wie die verstärkte 
Ausrichtung der Forschungs­
themen am Zugang zu For­
schungsgeldern. Ein Wettbe­
werb mag Anreize setzen das 

jeweils Beste zu geben, aber 
Forschung braucht auch zufäl­
lige Begegnungen und Hin­
weise auf bisher verborgene 
Pfade. Diese Art von Zufall 
bietet keine Drittmittellotterie. 

Literatur

[1] Ambrasat, Jens, & Heger, Christophe  

(2020). Barometer für die Wissen-

schaft. Ergebnisse der Wissenschafts-

befragung 2019/20. Berlin: DZHW.  

https://www.wb.dzhw.eu/downloads/

wibef_barometer2020.pdf

[2] Liu, Mengyao, Choy, Vernot, Clarke, 

Philipp et al. (2020). “The Acceptability 

of Using a Lottery to allocate Research 

Funding: a Survey of Applicants.” Re-

search Integrity and Peer Review 5, 3. 

https://doi.org/10.1186/s41073-019-

0089-z.

[3] Röbbecke, Martina, and Dagmar  

Simon. (2020) „Die Macht des Zufalls.“ 

Forschung 1+2, 9-14.

035-141_003478_v02_211015085643_Red.indd   5035-141_003478_v02_211015085643_Red.indd   5 08.11.2021   08:59:5008.11.2021   08:59:50

54

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   54035-141_unimagazin_Inhalt.indd   54 24.11.2021   13:02:0624.11.2021   13:02:06



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

teilt wird. Die Resultate bele­
gen einerseits, dass Losverfah­
ren im wissenschaftlichen 
Feld mehrheitlich Zuspruch 
finden, wenn etablierte Me­
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und ihre Chance einer Förde­
rung dadurch sinkt. Zweitens 
scheint die Zustimmung zum 
Auslosen einer Teilmenge von 
Forschungsanträgen zu stei­
gen, wenn die Förderquote all­
gemein abnimmt. Es ist daher 
zu erwarten, dass ein dosier­
ter Einsatz von Losverfahren 
kaum auf Gegenwehr im wis­
senschaftlichen Feld stößt. 
Grundsätzlich werden aber 
auch Loselemente zur Aus­
wahl von Forschungsanträgen 
das Problem des Wettbewerbs 
um knappe Drittmittel nicht 
lösen. Solange Forschende 
kaum finanzielle und thema­
tische Spielräume haben, 
bleibt die Überlastung durch 
Begutachtungen fortbestehen 
ebenso wie die verstärkte 
Ausrichtung der Forschungs­
themen am Zugang zu For­
schungsgeldern. Ein Wettbe­
werb mag Anreize setzen das 

jeweils Beste zu geben, aber 
Forschung braucht auch zufäl­
lige Begegnungen und Hin­
weise auf bisher verborgene 
Pfade. Diese Art von Zufall 
bietet keine Drittmittellotterie. 
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Beobachtungen 
und Entwicklungen

In den vergangenen andert-
halb Jahrzehnten hat sich im 
deutschen Wissenschaftssys-
tem eine Vielzahl neuer Pro-
fessur-Varianten herausgebil-
det. Das interdisziplinäre Brü-
ckenprojekt des Leibniz Cen-
ter for Science and Society 
(LCSS) untersuchte von April 
2018 bis Mai 2020 diese Ent-
wicklung unter dem Topos 
der Binnendifferenzierung 
den Stellentypus der Profes-
sur. Denn nicht zuletzt durch 
den gestiegenen Wettbewerb 
zwischen Ländern und Hoch-
schulen haben sich neue Pro-
fessur-Varianten entwickelt. 
Aufbauend auf rechtshistori-
schen und ländervergleichen-
den Analysen der hochschul-

rechtlichen Rahmenbedin-
gungen konnte das Ausmaß 
der Binnendifferenzierung 
der Professur in den vergan-
genen Jahrzehnten dargelegt 
werden. Ein besonderer Fokus 
lag dabei unter anderem auf 
Qualifizierungsstellen – pro-
minentestes Beispiel dürfte 
die Juniorprofessur sein.

In Hinblick auf die Qualifizie-
rungsstellen sind vor allem in 
den vergangenen 20 Jahren 
neue Professur-Varianten auf-
getreten, die zu einer Lebens-
zeitprofessur führen und eine 
strukturierte Alternative zur 
Habilitation eröffnen sollen. 
Mit Einführung der Junior-
professur im Jahr 2002 sowie 
weiterer (landesspezifischer) 
Qualifizierungsstellen für 
eine Lebenszeitprofessur – 

aktu ell sichtbar am Ausbau 
der sogenannten Tenure‐Track-
Professuren – wird aus hoch-
schulpolitischer Perspektive 
ein strukturierter Karriereweg 
in der Wissenschaft eröffnet 
(siehe Tabelle 1).

Historischer Abriss des 
deutschen Hochschulrechts

Wie sich die Binnendifferen-
zierung im Allgemeinen im 
Hochschulrecht vollzogen hat, 
lässt sich anhand drei Phasen 
skizzieren:

Die erste Phase der Landes-
gesetzgebung vor der Verab-
schiedung des Hochschulrah-
mengesetzes (HRG) des Bun-
des (ab Ende der 1950er Jahre 
bis 1976), welche sich zunächst 

Binnendifferenzierung der Professur

Interdisziplinäre Analysen zum Hochschulrecht und hochschulischer Praxis

In den vergangenen 15 Jahren 

sind einige Varianten 

der klassischen Professur 
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durch selbstständige Hoch-
schulsatzungen auszeichnete. 
Charakteristisch für diese 
Phase ist, dass die Länder und 
Hochschulen weitgehend un-
beeinflusst von bundesrechtli-
chen Vorgaben agieren konn-
ten und dass die landesrecht-
liche Hochschullehrerschaft 
aus einem bunten „Personal-
Potpourri“ bestand.

Die zweite Phase der Gesetz-
gebung unter dem Regime des 
HRG (ab 1976 bis ca. 2002) ist 
gekennzeichnet durch die Ge-
genentwicklung auf Bundes-
ebene, um dem zunehmend 
unübersichtlichen Personalge-
füge Herr zu werden. Hierzu 
erließ der Bund 1976 das HRG, 
welches für die Länder ab-
schließend und ohne Abwei-
chungsmöglichkeiten das 
hauptberufliche Hochschul-
personal vorgab. Somit kam 
es zu einer weitgehenden 
Rechtsangleichung in den 
Ländern, die eine Binnendiffe-
renzierung auf Landesebene 
nahezu ausschloss. Verstärkt 
wurde dieser Prozess durch 
die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, wo-
nach nicht jede beliebige Per-
son vom Gesetzgeber der 
Hochschullehrerschaft zuge-
ordnet werden kann, sondern 
dass für die Verleihung dieses 
Status bestimmte materielle 
Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen. Insofern verblieb 
hauptsächlich auf Bundes-
ebene ein Raum für Diffe-
renzierungsprozesse, die 
aller dings wenig ausgeprägt 
waren.

Die dritte Phase des Wieder-
erstarkens der Landesgesetz-
gebung begann ab den 2000er 
Jahren mit einsetzendem Be-
deutungsverlust des HRG in-
folge von Deregulierung. Den 
Versuch einer Gegenbewe-
gung startete der Bund mit 
dem HRG-Änderungsgesetz 
von 2002, welches detaillierte 
Regelungen vorsah und die 
Juniorprofessur einführte  
(siehe Tabelle 1). Paral lel hierzu 
etablierte der Bund die Besol-

dungsgruppe W. Während die 
letztere Reform bekannterma-
ßen in Kraft blieb, erklärte das 
Bundesverfassungsgericht die 
HRG-Reform von 2002 für 
nichtig. Mit der sogenannten 
„Reparatur-Novelle“ von 2004 
versuchte der Bundesgesetz-
geber insbesondere das Kon-
zept der Juniorprofessur zu 
retten und reduzierte die Vor-
gaben für die Länder auf ein 
Minimum. Dabei wurde das 
bis dahin rigide HRG zu 
einem bloßen Leitbild degra-
diert und den Ländern fortan 
größere Freiheiten bei der 
personellen Ausgestaltung 
zugebilligt. Letztlich erlang-
ten die Länder durch die Fö-
deralismusreform von 2006 
ihre legislative Autonomie im 
Hochschulrecht zurück, so-
dass sie in der Lage sind, 
selbstständig Personalkon-
zepte zu implementieren und 
sich damit im Wettbewerb zu 
positionieren.

Die interdisziplinäre Ansatz: 
Rechtliche Normierung 
von Qualifizierungsstellen und 
Kapitalakkumulation

Betrachtet man nunmehr ex-
emplarisch die Landeshoch-
schulgesetze (LHG) einiger 
Länder (siehe Tabelle 2), so un-
terscheiden sich die einzelnen 
LHG zum Teil deutlich dahin-
gehend, welche Qualifizie-
rungsstellen in welcher Art 
und Weise normiert sind (sieh e 
Tabelle 1). 

So finden sich zwar in allen 
untersuchten Ländern die Ju-
niorprofessur beziehungswei-
se in Hessen dessen funktio-
nales Äquivalent der Qualifi-
kationsprofessur. Zusätzlich 
gibt es noch in Hessen die 
Professur mit Entwicklungs-
zusage sowie in Baden-Würt-
temberg den Hochschuldo-
zen ten sowie den Juniordo-
zenten.

Beispielhaft genannte Unter-
schiede zwischen diesen Qua-
lifizierungsstellen existieren 

in Bezug auf die akademische 
Bezeichnung, welche die Stel-
leninhaber tragen dürfen. So 
dürfen sich Juniorprofessoren 
in Berlin und Niedersachsen 
sowie Qualifikationsprofes-
soren in Hessen „Professor“ 
nennen, wodurch sie hinsicht-
lich ihres äußeren Status in 
der Hochschullehrergruppe 
den vollwertigen Professuren 
gleichgestellt werden. Für 
ande re ist die Bezeichnung 
„Juniorprofessor“ – oder 
„Tenure-Track-Professor“ – 
vorgesehen. Weitere Spezifika 
ergeben sich für die baden-
württembergische (Junior-)
Dozentur.

Hinsichtlich der Besoldung 
werden die Qualifizierungs-
stellen in der Regel mit W1 be-
soldet, bei bestimmten Stellen 
in Hessen und Baden-Würt-
temberg ist aber auch eine Be-
soldung nach W2 möglich. 
Insbesondere Hessen hat die 
Möglichkeit eröffnet, im Rah-
men von Tenure-Track-Verfah-
ren bereits W2-Professuren zu 
besetzen. 

Generell gilt für Tenure-Track-
Regelungen, dass diese für die 
untersuchten Varianten mit 
Ausnahme der Hochschuldo-
zentur bestehen, wobei im De-
tail zwischen einem „echten“ 
Tenure-Track mit oder einem 
„unechten“ Tenure-Track zu 
differenzieren ist. Während 
im ersteren Verfahren ein 
Übernahmeanspruch bei po-
sitiver Evaluation besteht, hat 
sich der Kandidat bei der letz-
teren Ausgestaltung einem 
offe nen Berufungsverfahren 
zu stellen oder die angestrebte 
Stelle steht unter einem Finan-
zierungsvorbehalt. 

Insofern sahen zum Zeitpunkt 
der Untersuchung Niedersa-
chen, Sachsen und Nordrhein-
Westfalen keinen „echten“ 
Tenure Track, sondern ledig-
lich eine „Tenure-Track-Opti-
on“ vor, wobei sich jedenfalls 
mit der jüngsten Novelle in 
Nordrhein-Westfalen dies ge-
wandelt hat. Ebenso sehen Ba-
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Beobachtungen 
und Entwicklungen

In den vergangenen andert-
halb Jahrzehnten hat sich im 
deutschen Wissenschaftssys-
tem eine Vielzahl neuer Pro-
fessur-Varianten herausgebil-
det. Das interdisziplinäre Brü-
ckenprojekt des Leibniz Cen-
ter for Science and Society 
(LCSS) untersuchte von April 
2018 bis Mai 2020 diese Ent-
wicklung unter dem Topos 
der Binnendifferenzierung 
den Stellentypus der Profes-
sur. Denn nicht zuletzt durch 
den gestiegenen Wettbewerb 
zwischen Ländern und Hoch-
schulen haben sich neue Pro-
fessur-Varianten entwickelt. 
Aufbauend auf rechtshistori-
schen und ländervergleichen-
den Analysen der hochschul-

rechtlichen Rahmenbedin-
gungen konnte das Ausmaß 
der Binnendifferenzierung 
der Professur in den vergan-
genen Jahrzehnten dargelegt 
werden. Ein besonderer Fokus 
lag dabei unter anderem auf 
Qualifizierungsstellen – pro-
minentestes Beispiel dürfte 
die Juniorprofessur sein.

In Hinblick auf die Qualifizie-
rungsstellen sind vor allem in 
den vergangenen 20 Jahren 
neue Professur-Varianten auf-
getreten, die zu einer Lebens-
zeitprofessur führen und eine 
strukturierte Alternative zur 
Habilitation eröffnen sollen. 
Mit Einführung der Junior-
professur im Jahr 2002 sowie 
weiterer (landesspezifischer) 
Qualifizierungsstellen für 
eine Lebenszeitprofessur – 

aktu ell sichtbar am Ausbau 
der sogenannten Tenure‐Track-
Professuren – wird aus hoch-
schulpolitischer Perspektive 
ein strukturierter Karriereweg 
in der Wissenschaft eröffnet 
(siehe Tabelle 1).

Historischer Abriss des 
deutschen Hochschulrechts

Wie sich die Binnendifferen-
zierung im Allgemeinen im 
Hochschulrecht vollzogen hat, 
lässt sich anhand drei Phasen 
skizzieren:

Die erste Phase der Landes-
gesetzgebung vor der Verab-
schiedung des Hochschulrah-
mengesetzes (HRG) des Bun-
des (ab Ende der 1950er Jahre 
bis 1976), welche sich zunächst 
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durch selbstständige Hoch-
schulsatzungen auszeichnete. 
Charakteristisch für diese 
Phase ist, dass die Länder und 
Hochschulen weitgehend un-
beeinflusst von bundesrechtli-
chen Vorgaben agieren konn-
ten und dass die landesrecht-
liche Hochschullehrerschaft 
aus einem bunten „Personal-
Potpourri“ bestand.

Die zweite Phase der Gesetz-
gebung unter dem Regime des 
HRG (ab 1976 bis ca. 2002) ist 
gekennzeichnet durch die Ge-
genentwicklung auf Bundes-
ebene, um dem zunehmend 
unübersichtlichen Personalge-
füge Herr zu werden. Hierzu 
erließ der Bund 1976 das HRG, 
welches für die Länder ab-
schließend und ohne Abwei-
chungsmöglichkeiten das 
hauptberufliche Hochschul-
personal vorgab. Somit kam 
es zu einer weitgehenden 
Rechtsangleichung in den 
Ländern, die eine Binnendiffe-
renzierung auf Landesebene 
nahezu ausschloss. Verstärkt 
wurde dieser Prozess durch 
die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, wo-
nach nicht jede beliebige Per-
son vom Gesetzgeber der 
Hochschullehrerschaft zuge-
ordnet werden kann, sondern 
dass für die Verleihung dieses 
Status bestimmte materielle 
Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen. Insofern verblieb 
hauptsächlich auf Bundes-
ebene ein Raum für Diffe-
renzierungsprozesse, die 
aller dings wenig ausgeprägt 
waren.

Die dritte Phase des Wieder-
erstarkens der Landesgesetz-
gebung begann ab den 2000er 
Jahren mit einsetzendem Be-
deutungsverlust des HRG in-
folge von Deregulierung. Den 
Versuch einer Gegenbewe-
gung startete der Bund mit 
dem HRG-Änderungsgesetz 
von 2002, welches detaillierte 
Regelungen vorsah und die 
Juniorprofessur einführte  
(siehe Tabelle 1). Paral lel hierzu 
etablierte der Bund die Besol-

dungsgruppe W. Während die 
letztere Reform bekannterma-
ßen in Kraft blieb, erklärte das 
Bundesverfassungsgericht die 
HRG-Reform von 2002 für 
nichtig. Mit der sogenannten 
„Reparatur-Novelle“ von 2004 
versuchte der Bundesgesetz-
geber insbesondere das Kon-
zept der Juniorprofessur zu 
retten und reduzierte die Vor-
gaben für die Länder auf ein 
Minimum. Dabei wurde das 
bis dahin rigide HRG zu 
einem bloßen Leitbild degra-
diert und den Ländern fortan 
größere Freiheiten bei der 
personellen Ausgestaltung 
zugebilligt. Letztlich erlang-
ten die Länder durch die Fö-
deralismusreform von 2006 
ihre legislative Autonomie im 
Hochschulrecht zurück, so-
dass sie in der Lage sind, 
selbstständig Personalkon-
zepte zu implementieren und 
sich damit im Wettbewerb zu 
positionieren.

Die interdisziplinäre Ansatz: 
Rechtliche Normierung 
von Qualifizierungsstellen und 
Kapitalakkumulation

Betrachtet man nunmehr ex-
emplarisch die Landeshoch-
schulgesetze (LHG) einiger 
Länder (siehe Tabelle 2), so un-
terscheiden sich die einzelnen 
LHG zum Teil deutlich dahin-
gehend, welche Qualifizie-
rungsstellen in welcher Art 
und Weise normiert sind (sieh e 
Tabelle 1). 

So finden sich zwar in allen 
untersuchten Ländern die Ju-
niorprofessur beziehungswei-
se in Hessen dessen funktio-
nales Äquivalent der Qualifi-
kationsprofessur. Zusätzlich 
gibt es noch in Hessen die 
Professur mit Entwicklungs-
zusage sowie in Baden-Würt-
temberg den Hochschuldo-
zen ten sowie den Juniordo-
zenten.

Beispielhaft genannte Unter-
schiede zwischen diesen Qua-
lifizierungsstellen existieren 

in Bezug auf die akademische 
Bezeichnung, welche die Stel-
leninhaber tragen dürfen. So 
dürfen sich Juniorprofessoren 
in Berlin und Niedersachsen 
sowie Qualifikationsprofes-
soren in Hessen „Professor“ 
nennen, wodurch sie hinsicht-
lich ihres äußeren Status in 
der Hochschullehrergruppe 
den vollwertigen Professuren 
gleichgestellt werden. Für 
ande re ist die Bezeichnung 
„Juniorprofessor“ – oder 
„Tenure-Track-Professor“ – 
vorgesehen. Weitere Spezifika 
ergeben sich für die baden-
württembergische (Junior-)
Dozentur.

Hinsichtlich der Besoldung 
werden die Qualifizierungs-
stellen in der Regel mit W1 be-
soldet, bei bestimmten Stellen 
in Hessen und Baden-Würt-
temberg ist aber auch eine Be-
soldung nach W2 möglich. 
Insbesondere Hessen hat die 
Möglichkeit eröffnet, im Rah-
men von Tenure-Track-Verfah-
ren bereits W2-Professuren zu 
besetzen. 

Generell gilt für Tenure-Track-
Regelungen, dass diese für die 
untersuchten Varianten mit 
Ausnahme der Hochschuldo-
zentur bestehen, wobei im De-
tail zwischen einem „echten“ 
Tenure-Track mit oder einem 
„unechten“ Tenure-Track zu 
differenzieren ist. Während 
im ersteren Verfahren ein 
Übernahmeanspruch bei po-
sitiver Evaluation besteht, hat 
sich der Kandidat bei der letz-
teren Ausgestaltung einem 
offe nen Berufungsverfahren 
zu stellen oder die angestrebte 
Stelle steht unter einem Finan-
zierungsvorbehalt. 

Insofern sahen zum Zeitpunkt 
der Untersuchung Niedersa-
chen, Sachsen und Nordrhein-
Westfalen keinen „echten“ 
Tenure Track, sondern ledig-
lich eine „Tenure-Track-Opti-
on“ vor, wobei sich jedenfalls 
mit der jüngsten Novelle in 
Nordrhein-Westfalen dies ge-
wandelt hat. Ebenso sehen Ba-

035-141_003477_v05_211105110007_Red.indd   3035-141_003477_v05_211105110007_Red.indd   3 10.11.2021   11:02:0910.11.2021   11:02:09

57

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   57035-141_unimagazin_Inhalt.indd   57 24.11.2021   13:02:0924.11.2021   13:02:09



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

den-Württemberg, Berlin und 
Hessen einen echten Tenure 
Track vor.

Verbindet man diese rechtli-
chen Erkenntnisse über die 
verschiedenen landesrechtli-
chen Vorgaben mit den sozio-
logischen Untersuchungen 
Bourdieus zum wissenschaft-
lichen Feld und den dort wirk-
mächtigen Kapitalformen, so 
lässt sich den jeweiligen Stel-
lenvarianten unterschiedliche 
Beschäftigungs- beziehungs-
weise Karrierebedingungen 
für das Erreichen einer Le-
benszeitprofessur zu ordnen.

Insofern lassen sich einzelne 
Dimensionen rechtlicher Re-
gulierung unterschiedlichen 
Kapitalformen zuordnen, also 

vor allem dem kulturellen, 
ökonomischen und sozialen 
Kapital. 

So können bestimmte Quali-
fizierungsstellen unterschied-
liche Voraussetzungen zum 
Erwerb der einzelnen Kapital-
sorten bieten, und dass deren 
Erwerb jeweils weitergehend 
den Erwerb von wissenschaft-
lichem Kapital bedingen kann. 
Dabei ist eine hohe Ausstat-
tung mit wissenschaftlichem 
Kapital gerade entscheidend, 
um im Anschluss an die Qua-
lifizierungsphase eine Lebens-
zeitprofessur zu erreichen.

Exemplarisch erhalten solche 
Qualifizierungsstellen, die ge-
mäß Lehrdeputat ein stärkeres 
Engagement in der Forschung 

erlauben, nicht nur bessere 
Konditionen zum Erwerb öko-
nomischen Kapitals, sondern 
auch zum weitergehenden Er-
werb wissenschaftlichen Ka-
pitals, indem sie durch For-
schung wertvolle Beiträge zur 
Wissenschaft generieren und 
sich als Forscher in ihrem Feld 
etablieren können. 

Kulturelles Kapital im Feld 
der Wissenschaft manifestiert 
sich in der mit der Stelle ver-
bundenen akademischen Be-
zeichnung. Denn mit einem 
bestimmten Titel sind soziale 
Anerkennung verbunden und 
somit auch direkt der Erwerb 
wissenschaftlichen Kapitals. 
Für Nachwuchswissenschaft-
ler kann daher zum Beispiel 
die Bezeichnung als „Profes-

2
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sor“ oder mit Blick auf die In-
ternationalität „Tenure-Track-
Professor“ ansprechender sein 
als „Juniorprofessor“.

Mit welcher persönlichen 
Konsequenz Stelleninhaber 
den Kapitalerwerb vorantrei-
ben können, hängt schluss-
endlich davon ab, inwiefern 
durch eine verlässliche Be-
schäftigungsperspektive – 
gege benenfalls durch einen 
„echten“ Tenure Track – ent-
sprechende Strategien gefes-
tigt werden können.

Fazit

Mit der Einführung der Juni-
orprofessur im Jahr 2002 und 
dem Wiedererstarken der Lan-
deskompetenzen auf dem Fel-
de des Hochschulrechts im 
Jahr 2006 kam es zur Kreie-
rung – von teils landespezifi-
schen – Hochschullehrervari-
anten zur Qualifizierung auf 
eine Lebenszeitstelle. Vorder-
gründig zeichnet sich dies 
durch sogenannte Tenure-
Track-Professuren aus. Die 
Länder und ihre Hochschule 
stehen dabei im Wettbewerb 
um die „klügsten Köpfe“, was 
durch Bund-Länder-Förder-
programme weiter forciert 
wird. Der Beitrag zeigt einer-
seits hierzu die rechtsge-
schichtlichen Rahmenbe-
dingungen sowie einen Teil-
ausschnitt der aktuellen Bin-
nendifferenzierung anhand 
ausgewählter Qualifizie-
rungsstellen auf. Andererseits 
konnte auf Grundlage von 
Bourdieus Untersuchungen 
zum wissenschaftlichen Feld 
aufgezeigt werden, dass die 
teils übereinstimmenden, teils 
verschie denen rechtlichen 
Bestim mungen zu einer Ver-
schiedenartigkeit der Kapital-
akkumulation, sei dies kul-
tureller, ökonomischer oder 
sozialer Art, führen und da-
her den Weg zur Lebenszeit-
professur beeinflussen kön-
nen. Insofern eröffnen diese 
Faktoren im verschiedenen 
Maß auch die Akkumulation 

wissenschaftlichen Kapitals. 
Daher kann es für junge Wis-
senschaftler entscheidend 
sein, in welchem Bundesland 
sie welche Qualifizierungs-
stelle inne haben. 
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den-Württemberg, Berlin und
Hessen einen echten Tenure 
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Tabelle 2
Grafik: Deger/Sembritzki
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Die COVID-19-Pandemie hat 
einmal mehr deutlich ge-
macht, dass der Stimme von 
Wissenschaftler*innen eine 
entscheidende Rolle im öffent-
lichen Diskurs zukommt. An-
gesichts der zunehmenden 
Komplexität gesellschaftlicher 
Herausforderungen sind die 
öffentliche Meinungsbildung 
sowie die politischen Ent-
scheidungsprozesse vermehrt 
auf eine fundierte wissen-
schaftliche Expertise angewie-
sen. Nicht immer sind hierfür 
etablierte Kanäle wie Gutach-
ten, Expertengremien und die 
Rezeption von Forschungser-
gebnissen durch die Medien 
ausreichend. Gerade sehr 
kurzfristig erforderliche Ent-

scheidungen bedürfen einer 
direkten Beteiligung von wis-
senschaftlichen Akteuren an 
der Debatte.

Dies spiegelt sich gleicherma-
ßen in den Erwartungen wi-
der, die Öffentlichkeit und Po-
litik an die Wissenschaft ha-
ben: Ein Großteil der Bevölke-
rung bringt der Wissenschaft 
nicht nur Vertrauen entgegen, 
sondern befürwortet auch de-
ren Beteiligung an öffentli-
chen Debatten. Auf Seiten der 
Politik hat unter anderem das 
Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) 
seine Bemühungen verstärkt, 
der Wissenschaftskommuni-
kation größeres Gewicht zu 

verleihen. Unterstützung hier-
für kommt von einer Reihe 
von Wissenschaftsorganisati-
onen und Stiftungen. Derarti-
ge Bemühungen legen aber 
zugleich nahe, dass Wissen-
schaftskommunikation bis-
lang (eben) noch kein genui-
ner Bestandteil wissenschaft-
licher Arbeit in der Breite ist – 
ganz unabhängig von der 
Frage, ob dies überhaupt er-
strebenswert wäre.

Neben der Bedeutung von  
und der Nachfrage nach wis-
senschaftlicher Expertise hat 
die COVID-19-Pandemie ver-
deutlicht, dass sich mit dem 
öffentlichen Engagement von 
Wissenschaftler*innen Risi-

Zwischen externen Erwartungen und Risiken

Die Beteiligung von Wissenschaftler*innen am öffentlichen Diskurs

Beiträge und Positionierungen 

von Wissenschaftler*innen 

sind in der jüngsten 

Vergangenheit intensiv in der 

Öffentlichkeit diskutiert 

worden. Dies hatte nicht nur 

positive Reaktionen zur Folge. 

Vitus Püttmann und 

Professor Stephan Thomsen 

vom Institut für Wirtschafts­

politik haben untersucht, 

inwieweit das Risiko, negative 

Erfahrungen mit öffentlichen 

Debatten zu machen, die 

Diskursbeteiligung von 

Wissenschaftler*innen 

beeinflusst.

Abbildung 1
Impression von der Anti-Corona 
Großdemo aus dem Augu st 2020, 
die von der Bewegung „Quer-
denken 711“ aus Stuttgart 
angemeldet wurde.
Foto: picture alliance/sulupress.de

1
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1 Die hier gezeigten Ergebnisse sind  
ein Auszug aus Püttmann, V., Ruhose, 
J. und S. Thomsen (2021). Academics’ 
Attitudes toward Engaging in Public 
Discussions – Experimental Evidence 
on the Impact of Engagement Condi-
tions. IZA Discussion Paper Nr. 14668, 
Bonn. https://ftp.iza.org/dp14668.pdf. 
Dort finden sich die ausführliche Be-
schreibung der Analyse, Ergebnisse 
und Interpretation.

ken ver binden. Ein besonders 
ein drück liches Beispiel hier-
für stellt Professor Christian 
Drosten (Direktor des Insti-
tuts für Virologie an der Cha-
rité – Universitätsmedizin 
Berli n) dar. Er berichtete von 
Morddrohungen im Zusam-
menhang mit seinem öffentli-
chen Engagement während 
der Pandemie. Eine ähnlich 
harsche Reso nanz erlebte 
Profes sor Hendrik Streeck 
(Direktor des Instituts für 
Viro logie am Universitätskli-
nikum Bonn), gegen den im 
Zusammenhang mit einer 

seine r Studien Strafanzeige 
gestellt wurde. Auch jenseits 
derartig drastischer Beispiele 
können negative Auswirkun-
gen der öffentlichen Sichtbar-
keit von Wissenschaftle-
r*innen für deren beruf liches 
und mitunter auch priva  tes 
Leben nicht ausgeschlossen 
werden. Dies betrifft insbe-
sondere kontrovers geführte 
Debatten und wird durch die 
Vielfalt möglicher Kommuni-
kationskanäle noch verstärkt. 
Gerade die von Onlinemedi-
en, und hierbei ins besondere 
von den sozialen Netz werken, 
geschaffenen Möglichkeiten 
des niedrigschwelligen Aus-
tausches zwi sch en Wissen-
schaft und Öf fent  lichkeit bie-

ten breiten Raum für persön-
liche An griffe.

Aus Sicht der Wissenschaft le-
r*innen selbst kommt der 
Kommunikation in Richtung 
Öffentlichkeit eine ganz eige-
ne Stellung innerhalb der Ge-
samtheit ihrer Aktivitäten zu. 
Einerseits findet sich häufig 
die Auffassung, dass derarti-
gen Aktivitäten nur eine nach-
geordnete Bedeutung zuge-
schrieben wird, insbesondere 
innerhalb der wissenschaftli-
chen Gemeinschaft. Entspre-
chend finden sich unter den 

Gründen für eine Beteiligung 
allem vora n Motive, die sich 
darauf richten, die Öffentlich-
keit zu informieren und das 
Ansehen der Wissenschaft zu 
verbessern. Der Nutzen für die 
eigene wissenschaftliche Ar-
beit und Karriere scheint hin-
gegen weniger relevant zu 
sein. Anderseits zeichnet sich 
in den vergangenen Jahren 
eine Veränderung ab. Neben 
den benannten Entwicklungen 
im Umfeld der Wissenschaft, 
die eine Verschiebung von 
Prio ritäten anzeigen, finden 
sich mittlerweile durchaus 
Wissenschaftler*innen, die ein 
derartiges Engagement als 
karriereförderlich ansehen.  
In Einklang mit diesem ambi-

valenten Charakter hat sich bei 
mehreren empirischen Unter-
suchungen die persönliche 
Einstellung gegenüber der 
Kommunikation in Richtung 
Öffentlichkeit als ein zentraler 
Prädiktor für die individuelle 
Bereitschaft zum Engagement 
herausgestellt.

Inwiefern beeinflussen aber 
die mit einem öffentlichen 
Enga gement verbundenen Ri-
siken die Einstellungen von 
Wissenschaftler*innen gegen-
über diesem Engagement und 
damit letztlich auch das Aus-

maß des Engagements tat-
sächlich? In einem durch das 
Niedersächsische Ministerium 
für Wissenschaft und Kultur 
(MWK) geförderten Projekt 
beantworten wir diese Frage 
durch eine randomisiert kont-
rollierte Studie, ausgestaltet 
als sogenanntes Survey Expe-
riment.1 Das Experiment war 
Teil einer Ende des Jahres 2020 
durchgeführten Befragung 
von Professor*innen aller 
deutschen Hochschulen in 
öffent lich-rechtlicher und 
kirchlicher Trägerschaft mit 
Ausnahme der Verwaltungs-
hochschulen. Bei einem Netto-
rücklauf von 11,2 Prozent 
konnten 4.726 gültige Antwor-
ten erhoben werden; 4.091 da-

2

Abbildung 2
Von den Befragten der Kon-
trollgruppe bevorzugte Verände-
rung der Beteiligung von Wissen-
schaftler*innen an öffentlichen 
Dis kussionen (N = 836; Frage 
„Wenn Sie die Wissenschaft-
ler*innen Ihrer Fachdisziplin 
betra chten: Sollten sich diese 
in Zukunft weniger oder mehr 
in den öffentlichen Diskurs 
ein bringen?“).
Quelle: Eigene Darstellung
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im Umfeld der Wissenschaft, 
die eine Verschiebung von 
Prio ritäten anzeigen, finden 
sich mittlerweile durchaus 
Wissenschaftler*innen, die ein 
derartiges Engagement als 
karriereförderlich ansehen.  
In Einklang mit diesem ambi-

valenten Charakter hat sich bei 
mehreren empirischen Unter-
suchungen die persönliche 
Einstellung gegenüber der 
Kommunikation in Richtung 
Öffentlichkeit als ein zentraler 
Prädiktor für die individuelle 
Bereitschaft zum Engagement 
herausgestellt.

Inwiefern beeinflussen aber 
die mit einem öffentlichen 
Enga gement verbundenen Ri-
siken die Einstellungen von 
Wissenschaftler*innen gegen-
über diesem Engagement und 
damit letztlich auch das Aus-

maß des Engagements tat-
sächlich? In einem durch das 
Niedersächsische Ministerium 
für Wissenschaft und Kultur 
(MWK) geförderten Projekt 
beantworten wir diese Frage 
durch eine randomisiert kont-
rollierte Studie, ausgestaltet 
als sogenanntes Survey Expe-
riment.1 Das Experiment war 
Teil einer Ende des Jahres 2020 
durchgeführten Befragung 
von Professor*innen aller 
deutschen Hochschulen in 
öffent lich-rechtlicher und 
kirchlicher Trägerschaft mit 
Ausnahme der Verwaltungs-
hochschulen. Bei einem Netto-
rücklauf von 11,2 Prozent 
konnten 4.726 gültige Antwor-
ten erhoben werden; 4.091 da-

2

Abbildung 2
Von den Befragten der Kon-
trollgruppe bevorzugte Verände-
rung der Beteiligung von Wissen-
schaftler*innen an öffentlichen 
Dis kussionen (N = 836; Frage 
„Wenn Sie die Wissenschaft-
ler*innen Ihrer Fachdisziplin 
betra chten: Sollten sich diese 
in Zukunft weniger oder mehr 
in den öffentlichen Diskurs 
ein bringen?“).
Quelle: Eigene Darstellung
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Abbildung 3
Durch den Hinweis auf Risiken 
bedingte Veränderung der Wahr-
scheinlichkeit, zu den (starken) 
Befürworterinnen einer Aus-
weitung des Engagements von 
Wissenschaftlerinnen in der 
Öffent lichkeit zu gehören (Punkt-
schätzer und 95 %-Konfidenz-
intervalle; N Gesamt = 4.091).
Quelle: Eigene Darstellung

von fließen in diese Analyse 
ein. Für das Experiment wur-
den alle Befragten um eine 
Einschätzung dazu gebeten, 
inwiefern sie eine Verringe-
rung beziehungsweise Aus-
weitung der Beteiligung von 
Wissenschaftler*innen an öf-
fentlichen Debatten befürwor-
ten. Ein zufällig ausgewählter 
Teil der Befragten wurde vor 
der Beantwortung der Frage 
explizit darauf hingewiesen, 
dass sich mit einem solchen 

Engagement durchaus Risiken 
verbinden (Treatmentgruppe). 
Um dies zu unterstreichen, 
wurden die benannten Bei-
spiele von Chris tian Drosten 
und Hendrik Streeck ange-
führt. Ein anderer Teil der Be-
fragten erhielt keinen entspre-
chenden Hinweis und dient in 
der Analyse als Kontrollgrup-
pe. Da sich die Gruppen sonst 
nicht unterschieden, isoliert 
die Differenz der Verteilungen 
der Antworten zwischen bei-
den Gruppen den Einfluss der 
Hervorhebung von Risiken 
auf die Einstellung der Befrag-
ten zum öffentlichen Engage-
ment.

Grundsätzlich befürwortet ein 
Großteil der Befragten eine 
Ausweitung der Beteiligung 
von Wissenschaftler*innen an 
öffentlichen Debatten (Ergeb-
nisse der Kontrollgruppe, siehe 
Abbildung 2): Rund drei Viertel 
wollen eine Ausweitung des 
Engagements, nahezu ein 
Viertel sogar eine starke Aus-
weitung. Lediglich 3,1 Prozent 
der Befragten plädieren hin-
gegen für eine Reduktion des 
Engagements und nur 21,5 
Prozent sprechen sich für die 

Beibehaltung des gegenwär-
tigen Niveaus aus. Bei der 
Auswertung des Experiments 
betrachten wir deshalb, inwie-
fern sich der Hinweis auf Risi-
ken auf die Wahrschein lich-
keit auswirkt, dass eine bezie-
hungsweise ein Befragte/r zur 
der Gruppe der Befürworten-
den einer Ausweitung (das 
heißt Befürwortung von 
„mehr“ oder „viel mehr“ En-
gagement) sowie zu der Grup-
pe der stark Befürwortenden 
(das heißt ausschließlich Be-
fürwortung von „viel mehr“ 
Engagement) gehört. 

Das Hervorheben möglicher 
Risiken lässt die insgesamt 
positiven Einstellungen sicht-
bar negativer ausfallen. Abbil-
dung 3 zeigt den entsprechen-
den Effekt des Hinweises, aus-
gedrückt als Änderung der 
Wahrscheinlichkeit zur Grup-
pe der (stark) Befürwortenden 
zu gehören. Im Vergleich mit 
der Kontrollgruppe (markiert 
durch die gestrichelte Mittelli-
nie) sinkt die Wahrscheinlich-
keit, zu den Befürwortenden 
zu gehören, durch den Hin-
weis auf Risiken um 6,7 Pro-
zentpunkte (markiert durch 
den schwarzen Punkt). Bei 
rund 75 Prozent Befürworten-
den in der Kontrollgruppe 
kommt dies einer Verringe-
rung der Gruppe der Befür-
wortenden um knapp 9 Pro-
zent gleich. Auch bei Berück-
sichtigung der statistischen 
Unsicherheit (markiert durch 
die schwarze Linie) bleibt die-
ser Unterschied zwischen bei-
den Gruppen eindeutig, das 
heißt, der Effekt ist statistisch 
signifikant. Die Wahrschein-
lichkeit, zur Gruppe der stark 
Befürwortenden zu gehören, 
sinkt aufgrund des Hinweises 
ebenfalls; der Effekt ist jedoch 
vergleichsweise schwach und 
lediglich marginal statistisch 
signifikant.

Die durchschnittliche Verän-
derung in den Einstellungen 
trifft allerdings nicht in glei-
chem Maße auf alle Gruppen 
von Professor*innen zu (siehe 

Abbildung 3). So reagieren un-
ter anderem jüngere Befragte 
deutlich stärker auf den Risi-
kohinweis. Ein Erklärungsan-
satz hierfür ergibt sich aus ei-
ner Betrachtung des jeweili-
gen Verhältnisses von Kosten 
und Nutzen. Prinzipiell kann 
das öffentliche Auftreten zum 
Aufbau von Reputation beitra-
gen. Im Vergleich mit anderen 
Formen des Reputationser-
werbs kommt dem jedoch al-
lenfalls eine nachgeordnete 
Bedeutung zu. Demgegenüber 
stehen Kosten in Form der Be-
lastung durch persönliche An-
griffe, einseitiger Wahrneh-
mung und/oder möglicher Re-
putationsschäden. So sind in-
nerhalb der Wissenschaft 
übliche Diskurs- und Reflexi-
onsprozesse im Rahmen öf-
fentlicher Debatten nur einge-
schränkt möglich. Auch kön-
nen die Dringlichkeit und die 
Notwendigkeit von Vereinfa-
chungen zu (unzulässigen) 
Verkürzungen oder Pointie-
rungen von spezifischen Posi-
tionen und Argumenten füh-
ren, die den Beteiligten als 
mangelnde Wissenschaftlich-
keit angelastet werden kön-
nen. Für Jüngere, die am An-
fang ihrer Karriere stehen und 
auf den Ausbau wissenschaft-
licher Reputation angewiesen 
sind, dürften die potenziellen 
Kosten den Nutzen allzu 
schnell überwiegen. Bei Älte-
ren mit bereits hoher Reputati-
on kann öffentliches Engage-
ment hingegen eine Form des 
Erwerbs zusätzlicher Reputa-
tion darstellen. Zudem besteht 
die Möglichkeit, dass diese im 
Laufe ihrer Karriere bereits 
eine gewisse Resilienz gegen-
über einer öffentlichen Expo-
sition aufgebaut haben. Noch 
ausgeprägter sind die Ge-
schlechterunterschiede. Wäh-
rend die Risiken bei den Pro-
fessoren nur geringe Auswir-
kungen haben, verringern die-
se die insgesamt positivere 
Einstellung unter den Profes-
sorinnen überproportional. 
Auch hier ließe sich vermuten, 
dass die Risiken eine unter-
schiedliche Qualität haben. 

3
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Jahrgang 1977, ist Professor für 
Volkswirtschaftslehre sowie Di-
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kreformen. Kontakt: thomsen@
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Unterschiede in dem Ausmaß 
und der Form persönlicher 
Angriffe, wie sie gerade im di-
gitalen Raum plausibel er-
scheinen, stellen eine mögli-
che Erklärung dafür dar, wie-
so Professorinnen stärker auf 
die Betonung von Risiken re-
agieren.

Aus den Ergebnissen ergeben 
sich einige Anknüpfungs-
punkte für die gegenwärtig 
vermehrt anzutreffenden Be-
mühungen, die direkte Kom-
munikation von Wissenschaft-
ler*innen in Richtung einer 
breiten Öffentlichkeit zu be-
fördern. So ließe sich fragen, 
ob derartige Bemühungen 
nicht einer stärkeren Berück-
sichtigung möglicher Risiken 

bedürfen. Ein öffentliches En-
gagement stellt letztlich keine 
Kernaufgabe von Wissen-
schaft ler*innen dar und ist 
som it in besonderem Maße 
von deren individueller Be-
reitschaft abhängig. Strategien 
zum Schutz vor möglichen 
Folgewirkungen könnten des-
halb eine Möglichkeit darstel-
len, das öffentliche Engage-
ment zu fördern. Dies wäre 
gerade auch im Hinblick auf 
die ermittelten Unterschiede 
in der Abschreckungswir-
kung von Risiken bei ver-
schiedenen Gruppen von 
Wissenschaftler*innen rele-
vant, damit eine adäquate Re-
präsentation der Vielfalt der 
Wissenschaft in der Öffent-
lichkeit gewährleistet wird.

035-141_003472_v02_211015121339_Red.indd   5035-141_003472_v02_211015121339_Red.indd   5 04.11.2021   11:22:5804.11.2021   11:22:58

62

035-141_unimagazin_Inhalt.indd   62035-141_unimagazin_Inhalt.indd   62 24.11.2021   13:02:2024.11.2021   13:02:20



L e i b n i z  U n i v e r s i t ä t  H a n n o v e rW i s s e n s c h a f t s r e f l e x i o n

Abbildung 3
Durch den Hinweis auf Risiken 
bedingte Veränderung der Wahr-
scheinlichkeit, zu den (starken) 
Befürworterinnen einer Aus-
weitung des Engagements von 
Wissenschaftlerinnen in der 
Öffent lichkeit zu gehören (Punkt-
schätzer und 95 %-Konfidenz-
intervalle; N Gesamt = 4.091).
Quelle: Eigene Darstellung

von fließen in diese Analyse 
ein. Für das Experiment wur-
den alle Befragten um eine 
Einschätzung dazu gebeten, 
inwiefern sie eine Verringe-
rung beziehungsweise Aus-
weitung der Beteiligung von 
Wissenschaftler*innen an öf-
fentlichen Debatten befürwor-
ten. Ein zufällig ausgewählter 
Teil der Befragten wurde vor 
der Beantwortung der Frage 
explizit darauf hingewiesen, 
dass sich mit einem solchen 

Engagement durchaus Risiken 
verbinden (Treatmentgruppe). 
Um dies zu unterstreichen, 
wurden die benannten Bei-
spiele von Chris tian Drosten 
und Hendrik Streeck ange-
führt. Ein anderer Teil der Be-
fragten erhielt keinen entspre-
chenden Hinweis und dient in 
der Analyse als Kontrollgrup-
pe. Da sich die Gruppen sonst 
nicht unterschieden, isoliert 
die Differenz der Verteilungen 
der Antworten zwischen bei-
den Gruppen den Einfluss der 
Hervorhebung von Risiken 
auf die Einstellung der Befrag-
ten zum öffentlichen Engage-
ment.

Grundsätzlich befürwortet ein 
Großteil der Befragten eine 
Ausweitung der Beteiligung 
von Wissenschaftler*innen an 
öffentlichen Debatten (Ergeb-
nisse der Kontrollgruppe, siehe 
Abbildung 2): Rund drei Viertel 
wollen eine Ausweitung des 
Engagements, nahezu ein 
Viertel sogar eine starke Aus-
weitung. Lediglich 3,1 Prozent 
der Befragten plädieren hin-
gegen für eine Reduktion des 
Engagements und nur 21,5 
Prozent sprechen sich für die 

Beibehaltung des gegenwär-
tigen Niveaus aus. Bei der 
Auswertung des Experiments 
betrachten wir deshalb, inwie-
fern sich der Hinweis auf Risi-
ken auf die Wahrschein lich-
keit auswirkt, dass eine bezie-
hungsweise ein Befragte/r zur 
der Gruppe der Befürworten-
den einer Ausweitung (das 
heißt Befürwortung von 
„mehr“ oder „viel mehr“ En-
gagement) sowie zu der Grup-
pe der stark Befürwortenden 
(das heißt ausschließlich Be-
fürwortung von „viel mehr“ 
Engagement) gehört. 

Das Hervorheben möglicher 
Risiken lässt die insgesamt 
positiven Einstellungen sicht-
bar negativer ausfallen. Abbil-
dung 3 zeigt den entsprechen-
den Effekt des Hinweises, aus-
gedrückt als Änderung der 
Wahrscheinlichkeit zur Grup-
pe der (stark) Befürwortenden 
zu gehören. Im Vergleich mit 
der Kontrollgruppe (markiert 
durch die gestrichelte Mittelli-
nie) sinkt die Wahrscheinlich-
keit, zu den Befürwortenden 
zu gehören, durch den Hin-
weis auf Risiken um 6,7 Pro-
zentpunkte (markiert durch 
den schwarzen Punkt). Bei 
rund 75 Prozent Befürworten-
den in der Kontrollgruppe 
kommt dies einer Verringe-
rung der Gruppe der Befür-
wortenden um knapp 9 Pro-
zent gleich. Auch bei Berück-
sichtigung der statistischen 
Unsicherheit (markiert durch 
die schwarze Linie) bleibt die-
ser Unterschied zwischen bei-
den Gruppen eindeutig, das 
heißt, der Effekt ist statistisch 
signifikant. Die Wahrschein-
lichkeit, zur Gruppe der stark 
Befürwortenden zu gehören, 
sinkt aufgrund des Hinweises 
ebenfalls; der Effekt ist jedoch 
vergleichsweise schwach und 
lediglich marginal statistisch 
signifikant.

Die durchschnittliche Verän-
derung in den Einstellungen 
trifft allerdings nicht in glei-
chem Maße auf alle Gruppen 
von Professor*innen zu (siehe 

Abbildung 3). So reagieren un-
ter anderem jüngere Befragte 
deutlich stärker auf den Risi-
kohinweis. Ein Erklärungsan-
satz hierfür ergibt sich aus ei-
ner Betrachtung des jeweili-
gen Verhältnisses von Kosten 
und Nutzen. Prinzipiell kann 
das öffentliche Auftreten zum 
Aufbau von Reputation beitra-
gen. Im Vergleich mit anderen 
Formen des Reputationser-
werbs kommt dem jedoch al-
lenfalls eine nachgeordnete 
Bedeutung zu. Demgegenüber 
stehen Kosten in Form der Be-
lastung durch persönliche An-
griffe, einseitiger Wahrneh-
mung und/oder möglicher Re-
putationsschäden. So sind in-
nerhalb der Wissenschaft 
übliche Diskurs- und Reflexi-
onsprozesse im Rahmen öf-
fentlicher Debatten nur einge-
schränkt möglich. Auch kön-
nen die Dringlichkeit und die 
Notwendigkeit von Vereinfa-
chungen zu (unzulässigen) 
Verkürzungen oder Pointie-
rungen von spezifischen Posi-
tionen und Argumenten füh-
ren, die den Beteiligten als 
mangelnde Wissenschaftlich-
keit angelastet werden kön-
nen. Für Jüngere, die am An-
fang ihrer Karriere stehen und 
auf den Ausbau wissenschaft-
licher Reputation angewiesen 
sind, dürften die potenziellen 
Kosten den Nutzen allzu 
schnell überwiegen. Bei Älte-
ren mit bereits hoher Reputati-
on kann öffentliches Engage-
ment hingegen eine Form des 
Erwerbs zusätzlicher Reputa-
tion darstellen. Zudem besteht 
die Möglichkeit, dass diese im 
Laufe ihrer Karriere bereits 
eine gewisse Resilienz gegen-
über einer öffentlichen Expo-
sition aufgebaut haben. Noch 
ausgeprägter sind die Ge-
schlechterunterschiede. Wäh-
rend die Risiken bei den Pro-
fessoren nur geringe Auswir-
kungen haben, verringern die-
se die insgesamt positivere 
Einstellung unter den Profes-
sorinnen überproportional. 
Auch hier ließe sich vermuten, 
dass die Risiken eine unter-
schiedliche Qualität haben. 
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Wissenschaft und Gesellschaft. 
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punkte liegen u.a. im Bereich der 
Angewandten Wirtschaftspolitik 
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kreformen. Kontakt: thomsen@
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Unterschiede in dem Ausmaß 
und der Form persönlicher 
Angriffe, wie sie gerade im di-
gitalen Raum plausibel er-
scheinen, stellen eine mögli-
che Erklärung dafür dar, wie-
so Professorinnen stärker auf 
die Betonung von Risiken re-
agieren.

Aus den Ergebnissen ergeben 
sich einige Anknüpfungs-
punkte für die gegenwärtig 
vermehrt anzutreffenden Be-
mühungen, die direkte Kom-
munikation von Wissenschaft-
ler*innen in Richtung einer 
breiten Öffentlichkeit zu be-
fördern. So ließe sich fragen, 
ob derartige Bemühungen 
nicht einer stärkeren Berück-
sichtigung möglicher Risiken 

bedürfen. Ein öffentliches En-
gagement stellt letztlich keine 
Kernaufgabe von Wissen-
schaft ler*innen dar und ist 
som it in besonderem Maße 
von deren individueller Be-
reitschaft abhängig. Strategien 
zum Schutz vor möglichen 
Folgewirkungen könnten des-
halb eine Möglichkeit darstel-
len, das öffentliche Engage-
ment zu fördern. Dies wäre 
gerade auch im Hinblick auf 
die ermittelten Unterschiede 
in der Abschreckungswir-
kung von Risiken bei ver-
schiedenen Gruppen von 
Wissenschaftler*innen rele-
vant, damit eine adäquate Re-
präsentation der Vielfalt der 
Wissenschaft in der Öffent-
lichkeit gewährleistet wird.
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„Künstliche Intelligenz“ er-
halten.

Dipl-Ing. ETH Dr. Jan S. Rel-
lermeyer hat den Ruf auf die 
W3 Professur „Verlässliche 
und skalierbare Softwaresys-
teme“ angenommen. 

Prof. Dr.-lng. Markus Dür-
muth hat den Ruf auf die W2-
Professur mit Tenure-Track 
nach W3 „IT-Sicherheit“ erhal-
ten. 

Dr. Martin Pfeiffer hat den 
Ruf auf die W3-Professur 
„Germanistische Linguistik“ 
erhalten. 

Dr. Philippe Bouyer hat den 
Ruf auf die W3-Professur 
„Quantensensorik und Ouan-
tenmetrologie“ erhalten.

Prof. Dr. Annegreth Dietze-
Schirdewahn hat den Ruf auf 
die W2-Professur für „Ge-
schichte der Landschaftsar-
chitektur und Gartendenk-
malpflege“ erhalten.

Dr. Philipp Marius Heretsch 
hat den Ruf auf die W3-Pro-
fessur für „Naturstoffchemie – 
Synthese & Konvergente Tech-
nologien“ angenommen.

Dr. Christian Hundt hat den 
Ruf auf die Professur für 
„Wirtschaft in ländlichen Räu-
men“ erhalten.

Dr. Nadja Kabisch hat den 
Ruf auf die W2-Professur für 
„Digitale Landschaftsökolo-
gie“ erhalten.

 Rufe nach außerhalb

Apl. Prof. Dr. Christiane Mi-
osga hat den Ruf auf die W3-
Professur „Inklusion mit dem 

Förderschwerpunkt Sprache 
und Kommunikation“ der 
Universität Paderborn erhal-
ten. 

Prof. Dr. Matthias Schütt hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Mathematik, insbesondere 
komplex-analytische Geomet-
rie“ der Universität Hamburg 
erhalten.

Prof. Dr.-lng. Daniel Loh-
mann hat den Ruf auf die W3-
Professur „Informatik (Soft-
waresysteme)“ der Friedrich-
Alexander Universität 
Erlangen-Nürnberg abgelehnt. 

Prof. Dr. Thomas Wick hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Numerische Mathematik für 
Höchstleistungsrechner“ der 
Universität Stuttgart abge-
lehnt.

Dr. Johannes Krugel hat den 
Ruf auf die W2-Professur 
„Forschungsmethoden und 
Soziale Kognition“ der Uni-
versität Würzburg abgelehnt.

ernennung zur  
universitätsprofessorin / 
zum universitätsprofessor

Prof. Dr. Gianfranco Walsh; 
Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät, mit Wirkung vom 
01.10.2021 

Juniorprofessor Dr. Moritz 
Börnert-Ringleb; Philosophi-
sche Fakultät, mit Wirkung 
vom 01.10.2021 

Apl. Prof Dr. Margrit Seckel-
mann; Juristische Fakultät, 
mit Wirkung vom 15.10.2021 
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Prof. Dr. Tim W. Dornis; 
Juris tische Fakultät, mit Wir-
kung vom 01.11.2021

Prof. Dr. Johannes Arno Kru-
gel, Fakultät für Elektrotech-
nik und Informatik, mit Wir-
kung vom 01.11.2021

Prof. Dr. Ziyang Gao, Fakultät 
für Mathematik und Physik, 
mit Wirkung vom 01.10.2021

Prof. Dr. Selin Kara, Natur-
wissenschaftliche Fakultät, 
mit Wirkung vom 01.10.2021

bestellung  
als honorarprofessorin / 
honorarprofessor

Dr. Georg Houben; Fakultät 
für Bauingenieurwesen und 
Geodäsie, mit Wirkung vom 
15.09.2021

eintritt in den ruhestand 
wegen erreichens der  
altersgrenze

Prof. Dr. Hildegard Léon-
Wohlhage; Fakultät für Archi-
tektur und Landschaft, mit 
Ablauf des Monats September 
2021 

Prof. Dr. Joachim Wolschke-
Bulmahn; Fakultät für Archi-
tektur und Landschaft, mit 
Ablauf des Monats September 
2021

versetzung in den ruhestand 
vor erreichen der alters­
grenze

Prof. Dipl.-Ing. Gilbert Lös-
ken, Fakultät für Architektur 
und Landschaft, mit Ablauf 
des Monats September 2021

beendigung des beamten­
verhältnisses zum land  
niedersachsen kraft gesetz

Prof. Dr. Anne Böckler-Raet-
tig; Philosophische Fakultät, 

mit Ablauf des 30. September 
2021

Prof. Dr. Maximilian Becker, 
Juristische Fakultät, mit Ab-
lauf des 30. September 2021

Prof. Dr. Kerstin Kremer, Na-
turwissenschaftliche Fakultät, 
mit Ablauf des 30. September 
2021

versetzung  
an eine andere universität 

Prof. Dr.-Ing. Dominik Schil-
linger, Fakultät für Bauinge-
nieurwesen und Geodäsie, mit 
Wirkung vom 1. Oktober 2021

Prof. Dr. Frauke Brosius-
Gers dorf, Juristische Fakultät, 
mit Wirkung vom 1. Oktober 
2021  

beendigung des  
dienstverhältnisses als  
professorin / professor

Prof. Dr. Teresa Carlomagno; 
Naturwissenschaftliche Fa-
kultät, mit Ablauf des 30. Sep-
tember 2021

verstorben

Prof. Dr. Andreas Trebels; 
ehemals Institut für Sport-
wissenschaften, verstarb am 
27.07.2021 im Alter von 84 Jah-
ren.

Ulrich Hering; Institut für 
Gartenbauliche Produktions-
systeme (Abteilung System-
modellierung Gemüsebau), 
verstarb am 09.09.2021 im Al-
ter von 55 Jahren.

Prof. Dr.-Ing. Dr. h. c. Horst 
Kruse; ehemals Institut für 
Kältetechnik und Angewand-
te Wärmetechnik, verstarb am 
01.10.2021 im Alter von 89 Jah-
ren. 

Prof. Dr.-Ing. Manfred Giet-
zelt; Institut für Energietech-
nik, verstarb am 17.07.2021 im 
Alter von 85 Jahren.

preise und auszeichnungen

Prof. Dr. Thomas Scheper, In-
stitut für Technische Chemie, 
hat die DECHEMA-Medaille 
erhalten, die die Gesellschaft 
für Chemische Technik und 
Biotechnologie für hervorra-
gende Leistungen auf dem 
Gebiet des Chemischen Appa-
ratewesens und für besonde-
res Engagement auf dem Ge-
biet der chemischen Technik 
vergibt.

Dr. Yvonne Spychala, Institut 
für Geologie, ist mit dem 
Hans-Cloos-Preis der Deut-
schen Geologischen Gesell-
schaft - Geologische Vereini-
gung (DGGV) ausgezeichnet 
worden. Mit dem Preis wür-
digt die DGGV junge Wissen-
schaftlerinnen und Wissen-
schaftler für ihre herausragen-
den wissenschaftlichen 
Leistungen auf dem Gebiet 
der Geowissenschaften.

Der Beratungsservice For-
schungsdatenmanagement 
und Repositorium der LUH 
ist vom Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr in die Rei-
he der „Digitalen Orte Nieder-
sachsen 2021“ aufgenommen 
worden. Mit der Auszeich-
nung werden Initiativen, 
Projek te und Einrichtungen 
geehrt, die sich mit ihrem  
Engagement im Kontext der 
Digi talisierung besonders ver-
dient machen und den digita-
len Wandel in Niedersachsen 
aktiv mitgestalten.

Prof. Dr. Anatoly V. Zayats 
vom King ś College London  
ist mit einem Humboldt-For-
schungspreis ausgezeichnet 
worden. Der Experimental-
physiker wird als Gast an der 
Fakultät für Mathematik und 
Physik an der Leibniz Univer-
sität Hannover (LUH) for-
schen. Sein Gastgeber, der den 
Forschungsaufenthalt initiiert 
hat, ist Prof. Dr. Boris Chich-
kov, Institut für Quantenop-
tik. Professor Zayats gilt als 
einer der weltweit führenden 
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Personalia und Preise

berufungen

 Rufe an die  
Leibniz Universität Hannover

Prof. Dr. Jochen Hack hat den 
Ruf auf die W2-Professur „Di-
gitale Umweltplanung“ ange-
nommen.

Dr. Eric Stöhr hat den Ruf auf 
die W2-Professur „Sport und 
Gesundheit“ angenommen.

Assoc. Prof. Annika Meike 
Wille hat den Ruf auf die W2-
Professur „Didaktik der Ma-
thematik“ angenommen.
Prof. Dr.-Ing. Philipp Geyer 
hat den Ruf auf die W3-Pro-
fessur „Nachhaltige Gebäude-
technologie“ angenommen.

Dr. Ann-Kathrin Kößler hat 
den Ruf auf die W2-Professur 
mit Tenure Track nach W 2 
„Behavioural Aspects of Envi-
ronmental Planning“ ange-
nommen.

Apl. Prof. Dr. Margrit Seckel-
mann hat den Ruf auf die W2-
Professur „Recht der Digitalen 
Gesellschaft“ angenommen. 

Prof. Dr. Tim W. Dornis hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Bürgerliches Recht und Ge-
werblichen Rechtsschutz“ an-
genommen. 

Prof. Dr. Vera Demberg hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Künstliche Intelligenz“ abge-
lehnt. 

Assistant Professor Dipl.-Inf. 
(FH) Dr. Carsten Eickhoff hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Künstliche Intelligenz“ er-
halten.

Dipl-Ing. ETH Dr. Jan S. Rel-
lermeyer hat den Ruf auf die 
W3 Professur „Verlässliche 
und skalierbare Softwaresys-
teme“ angenommen. 

Prof. Dr.-lng. Markus Dür-
muth hat den Ruf auf die W2-
Professur mit Tenure-Track 
nach W3 „IT-Sicherheit“ erhal-
ten. 

Dr. Martin Pfeiffer hat den 
Ruf auf die W3-Professur 
„Germanistische Linguistik“ 
erhalten. 

Dr. Philippe Bouyer hat den 
Ruf auf die W3-Professur 
„Quantensensorik und Ouan-
tenmetrologie“ erhalten.

Prof. Dr. Annegreth Dietze-
Schirdewahn hat den Ruf auf 
die W2-Professur für „Ge-
schichte der Landschaftsar-
chitektur und Gartendenk-
malpflege“ erhalten.

Dr. Philipp Marius Heretsch 
hat den Ruf auf die W3-Pro-
fessur für „Naturstoffchemie – 
Synthese & Konvergente Tech-
nologien“ angenommen.

Dr. Christian Hundt hat den 
Ruf auf die Professur für 
„Wirtschaft in ländlichen Räu-
men“ erhalten.

Dr. Nadja Kabisch hat den 
Ruf auf die W2-Professur für 
„Digitale Landschaftsökolo-
gie“ erhalten.

 Rufe nach außerhalb

Apl. Prof. Dr. Christiane Mi-
osga hat den Ruf auf die W3-
Professur „Inklusion mit dem 

Förderschwerpunkt Sprache 
und Kommunikation“ der 
Universität Paderborn erhal-
ten. 

Prof. Dr. Matthias Schütt hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Mathematik, insbesondere 
komplex-analytische Geomet-
rie“ der Universität Hamburg 
erhalten.

Prof. Dr.-lng. Daniel Loh-
mann hat den Ruf auf die W3-
Professur „Informatik (Soft-
waresysteme)“ der Friedrich-
Alexander Universität 
Erlangen-Nürnberg abgelehnt. 

Prof. Dr. Thomas Wick hat 
den Ruf auf die W3-Professur 
„Numerische Mathematik für 
Höchstleistungsrechner“ der 
Universität Stuttgart abge-
lehnt.

Dr. Johannes Krugel hat den 
Ruf auf die W2-Professur 
„Forschungsmethoden und 
Soziale Kognition“ der Uni-
versität Würzburg abgelehnt.

ernennung zur  
universitätsprofessorin / 
zum universitätsprofessor

Prof. Dr. Gianfranco Walsh; 
Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät, mit Wirkung vom 
01.10.2021 

Juniorprofessor Dr. Moritz 
Börnert-Ringleb; Philosophi-
sche Fakultät, mit Wirkung 
vom 01.10.2021 

Apl. Prof Dr. Margrit Seckel-
mann; Juristische Fakultät, 
mit Wirkung vom 15.10.2021 
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Prof. Dr. Tim W. Dornis; 
Juris tische Fakultät, mit Wir-
kung vom 01.11.2021

Prof. Dr. Johannes Arno Kru-
gel, Fakultät für Elektrotech-
nik und Informatik, mit Wir-
kung vom 01.11.2021

Prof. Dr. Ziyang Gao, Fakultät 
für Mathematik und Physik, 
mit Wirkung vom 01.10.2021

Prof. Dr. Selin Kara, Natur-
wissenschaftliche Fakultät, 
mit Wirkung vom 01.10.2021

bestellung  
als honorarprofessorin / 
honorarprofessor

Dr. Georg Houben; Fakultät 
für Bauingenieurwesen und 
Geodäsie, mit Wirkung vom 
15.09.2021

eintritt in den ruhestand 
wegen erreichens der  
altersgrenze

Prof. Dr. Hildegard Léon-
Wohlhage; Fakultät für Archi-
tektur und Landschaft, mit 
Ablauf des Monats September 
2021 

Prof. Dr. Joachim Wolschke-
Bulmahn; Fakultät für Archi-
tektur und Landschaft, mit 
Ablauf des Monats September 
2021

versetzung in den ruhestand 
vor erreichen der alters­
grenze

Prof. Dipl.-Ing. Gilbert Lös-
ken, Fakultät für Architektur 
und Landschaft, mit Ablauf 
des Monats September 2021

beendigung des beamten­
verhältnisses zum land  
niedersachsen kraft gesetz

Prof. Dr. Anne Böckler-Raet-
tig; Philosophische Fakultät, 

mit Ablauf des 30. September 
2021

Prof. Dr. Maximilian Becker, 
Juristische Fakultät, mit Ab-
lauf des 30. September 2021

Prof. Dr. Kerstin Kremer, Na-
turwissenschaftliche Fakultät, 
mit Ablauf des 30. September 
2021

versetzung  
an eine andere universität 

Prof. Dr.-Ing. Dominik Schil-
linger, Fakultät für Bauinge-
nieurwesen und Geodäsie, mit 
Wirkung vom 1. Oktober 2021

Prof. Dr. Frauke Brosius-
Gers dorf, Juristische Fakultät, 
mit Wirkung vom 1. Oktober 
2021  

beendigung des  
dienstverhältnisses als  
professorin / professor

Prof. Dr. Teresa Carlomagno; 
Naturwissenschaftliche Fa-
kultät, mit Ablauf des 30. Sep-
tember 2021

verstorben

Prof. Dr. Andreas Trebels; 
ehemals Institut für Sport-
wissenschaften, verstarb am 
27.07.2021 im Alter von 84 Jah-
ren.

Ulrich Hering; Institut für 
Gartenbauliche Produktions-
systeme (Abteilung System-
modellierung Gemüsebau), 
verstarb am 09.09.2021 im Al-
ter von 55 Jahren.

Prof. Dr.-Ing. Dr. h. c. Horst 
Kruse; ehemals Institut für 
Kältetechnik und Angewand-
te Wärmetechnik, verstarb am 
01.10.2021 im Alter von 89 Jah-
ren. 

Prof. Dr.-Ing. Manfred Giet-
zelt; Institut für Energietech-
nik, verstarb am 17.07.2021 im 
Alter von 85 Jahren.

preise und auszeichnungen

Prof. Dr. Thomas Scheper, In-
stitut für Technische Chemie, 
hat die DECHEMA-Medaille 
erhalten, die die Gesellschaft 
für Chemische Technik und 
Biotechnologie für hervorra-
gende Leistungen auf dem 
Gebiet des Chemischen Appa-
ratewesens und für besonde-
res Engagement auf dem Ge-
biet der chemischen Technik 
vergibt.

Dr. Yvonne Spychala, Institut 
für Geologie, ist mit dem 
Hans-Cloos-Preis der Deut-
schen Geologischen Gesell-
schaft - Geologische Vereini-
gung (DGGV) ausgezeichnet 
worden. Mit dem Preis wür-
digt die DGGV junge Wissen-
schaftlerinnen und Wissen-
schaftler für ihre herausragen-
den wissenschaftlichen 
Leistungen auf dem Gebiet 
der Geowissenschaften.

Der Beratungsservice For-
schungsdatenmanagement 
und Repositorium der LUH 
ist vom Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr in die Rei-
he der „Digitalen Orte Nieder-
sachsen 2021“ aufgenommen 
worden. Mit der Auszeich-
nung werden Initiativen, 
Projek te und Einrichtungen 
geehrt, die sich mit ihrem  
Engagement im Kontext der 
Digi talisierung besonders ver-
dient machen und den digita-
len Wandel in Niedersachsen 
aktiv mitgestalten.

Prof. Dr. Anatoly V. Zayats 
vom King ś College London  
ist mit einem Humboldt-For-
schungspreis ausgezeichnet 
worden. Der Experimental-
physiker wird als Gast an der 
Fakultät für Mathematik und 
Physik an der Leibniz Univer-
sität Hannover (LUH) for-
schen. Sein Gastgeber, der den 
Forschungsaufenthalt initiiert 
hat, ist Prof. Dr. Boris Chich-
kov, Institut für Quantenop-
tik. Professor Zayats gilt als 
einer der weltweit führenden 
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Experten auf dem Gebiet der 
Licht-Materie-Wechselwirkun-
gen in plasmonischen und di-
elektrischen Nanostrukturen 
und Metamaterialien. Mit sei-
ner Forschung hat er wichtige 
Beiträge zur nichtlinearen und 
funktionellen Nanophotonik 
geleistet.

gastwissenschaftlerinnen 
und gastwissenschaftler

Prof. Dr. Marceli Aquino, 
Universidade Federal de São 
Carlos (Brasilien), Deutsches 
Seminar, 20.11.2021 bis 
20.02.2022 

Dr. Tong Hou, China Univer-
sity of Geosciences (China), 
Institut für Mineralogie, 
01.08.2021 bis 31.01.2022

Dr. Akila Ahouli, Université 
de Lomé (Togo), Deutsches Se-
minar, 01.08.2021 bis 31.10.2021

Dr.-Ing. Matthias Faes, KU 
Leuven (Belgien), Institut für 
Risiko und Zuverlässigkeit, 
01.07.2021 bis 31.12.2021

Dr. Amr Mohamed Abdelmo-
neim Hassan, Cairo Universi-
ty (Ägypten), Institut für Or-
ganische Chemie 01.07.2021 
bis 31.12.2021

Dr. Herve Tchakoute, Univer-
sité de Yaoundé (Kamerun), 
Institut für Mineralogie, 
01.10.2021 bis 31.12.2021

Dr. Chris Bowman-Scargill, 
The University of Kent (Verei-
nigtes Königreich), Institut für 
Alg., Zahlenth. u. Diskrete 
Math., 01.09.2021 bis 30.11.2021

Dr. Reshalaiti Hailili, Chine-
se Academy of Sciences (Chi-
na), Institut für Technische 
Chemie, 01.07.2021 bis 
30.11.2021

Dr. Sara Torelli, Universita 
degli Studi di Pavia (Italien), 
Fakultät für Mathematik und 
Physik, 01.10.2021 bis 
30.09.2023

Dr. Brice Bantegnie, Czech 
Academy of Sciences (Tsche-
chien), Institut für Philoso-
phie, 28.10.2021 bis 28.11.2021

Dr. Stine Marie Berge, Nor-
ges Teknisk-Naturvitenskape-
lige Universitet (Norwegen), 
Institut für Analysis, 
01.10.2021 bis 30.09.2024

Prof. Dr. Dante Augusto Cou-
to Barone, FundaCão Univer-
sidade Federal do Rio Grande 
(FURG) (Brasilien), Fakultät 
für Elektrotechnik und Infor-
matik, 29.09.2021 bis 06.01.2022

Dr. Suzan El Anwar, Tsche-
chien, Institut für Anorgani-
sche Chemie, 15.06.2021 bis 
31.10.2023

Dr. Bin Feng, Fudan Universi-
ty (China), Institut für Radio-
ökologie und Strahlenschutz, 
21.11.2021 bis 31.01.2024

Dr. Orlando Araújo Fontalvo, 
Universidad del Norte (Ko-
lumbien), Historisches Semi-
nar, 28.11.2021 bis 28.12.2021

Dr. Guy Fowler, University  
of Oxford (Vereinigtes König-
reich), Institut für Alg., Zah-
lenth. u. Diskrete Math., 
01.10.2021 bis 30.09.2024

Dr. Nelson Gonzalez, Univer-
sidad del Norte (Kolumbien), 
Historisches Seminar, 
09.11.2021 bis 10.12.2021

Dr. Hamed Saberi, Institut  
für Theoretische Physik, 
01.06.2021 bis 31.05.2023

Dr. Lee Hyun Ho, Republik 
Pusan National University 
(Korea), Institut für Mikrobio-
logie, 23.09.2021 bis 21.12.2021

Frau Ningjing Jiang, Univer-
sità degli Studi di Bologna 
‚Alma Mater Studiorum‘ (Ita-
lien), Institut für Physik, 
Chemi e und Elektrochemie, 
01.10.2021 bis 31.12.2021

Dr. Grace Kamotho, Karatina 
University (Kenia), Institut für 

Gartenbauliche Produktions-
systeme, 01.12.2021 bis 
28.02.2022

Prof. Dr. Sergey Ketov, Tokyo 
Metropolitan University (Ja-
pan), Institut für Theoretische 
Physik, 20.09.2021 bis 
31.03.2022

Dr. rer. nat. Sebastian Kom-
mescher, Ruhr-Universität Bo-
chum (Deutschland), Institut 
für Mineralogie, 01.09.2021 bis 
01.09.2022

Prof. Emmanouil Koumpara-
kis, National and Kapodistri-
an University of Athens (Grie-
chenland), Forschungszent-
rum L3S, 01.07.2021 bis 
30.10.2021

Dr. Qixiao Ma, Fudan Univer-
sity (China), Institut für Alge-
braische Geometrie, 01.09.2021 
bis 03.09.2023

Dr. Alexi Morin-Duchesne, 
KU Leuven, Institut für Theo-
retische Physik, 01.09.2021 bis 
31.12.2021

Dr. Dmitry Muromtsev, 
ITMO University (Russland), 
Fakultät für Elektrotechnik 
und Informatik, 15.09.2021 bis 
15.12.2021

Herr Abhilash Nandy, Indian 
Institute of Technology Kha-
ragpur (Indien), Fakultät für 
Elektrotechnik und Informa-
tik, 25.07.2021 bis 11.01.2022

Dr. Cameron Naylor, Wa-
shington State University 
(USA), Institut für Grundla-
gen der E-Technik und Mess-
technik, 01.08.2021 bis 
31.07.2023

Dr. Fredrick Oluoch Nyam-
wala, Moi University (Kenia), 
Institut für Analysis, 
02.09.2021 bis 30.10.2021

Dr. Carlos Orozco, Universi-
dad de San Carlos de Guate-
mala (Guatemala), Institut für 
Botanik, 04.10.2021 bis 
15.10.2021
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Experten auf dem Gebiet der 
Licht-Materie-Wechselwirkun-
gen in plasmonischen und di-
elektrischen Nanostrukturen 
und Metamaterialien. Mit sei-
ner Forschung hat er wichtige 
Beiträge zur nichtlinearen und 
funktionellen Nanophotonik 
geleistet.

gastwissenschaftlerinnen 
und gastwissenschaftler

Prof. Dr. Marceli Aquino, 
Universidade Federal de São 
Carlos (Brasilien), Deutsches 
Seminar, 20.11.2021 bis 
20.02.2022 

Dr. Tong Hou, China Univer-
sity of Geosciences (China), 
Institut für Mineralogie, 
01.08.2021 bis 31.01.2022

Dr. Akila Ahouli, Université 
de Lomé (Togo), Deutsches Se-
minar, 01.08.2021 bis 31.10.2021

Dr.-Ing. Matthias Faes, KU 
Leuven (Belgien), Institut für 
Risiko und Zuverlässigkeit, 
01.07.2021 bis 31.12.2021

Dr. Amr Mohamed Abdelmo-
neim Hassan, Cairo Universi-
ty (Ägypten), Institut für Or-
ganische Chemie 01.07.2021 
bis 31.12.2021

Dr. Herve Tchakoute, Univer-
sité de Yaoundé (Kamerun), 
Institut für Mineralogie, 
01.10.2021 bis 31.12.2021

Dr. Chris Bowman-Scargill, 
The University of Kent (Verei-
nigtes Königreich), Institut für 
Alg., Zahlenth. u. Diskrete 
Math., 01.09.2021 bis 30.11.2021

Dr. Reshalaiti Hailili, Chine-
se Academy of Sciences (Chi-
na), Institut für Technische 
Chemie, 01.07.2021 bis 
30.11.2021

Dr. Sara Torelli, Universita 
degli Studi di Pavia (Italien), 
Fakultät für Mathematik und 
Physik, 01.10.2021 bis 
30.09.2023

Dr. Brice Bantegnie, Czech 
Academy of Sciences (Tsche-
chien), Institut für Philoso-
phie, 28.10.2021 bis 28.11.2021

Dr. Stine Marie Berge, Nor-
ges Teknisk-Naturvitenskape-
lige Universitet (Norwegen), 
Institut für Analysis, 
01.10.2021 bis 30.09.2024

Prof. Dr. Dante Augusto Cou-
to Barone, FundaCão Univer-
sidade Federal do Rio Grande 
(FURG) (Brasilien), Fakultät 
für Elektrotechnik und Infor-
matik, 29.09.2021 bis 06.01.2022

Dr. Suzan El Anwar, Tsche-
chien, Institut für Anorgani-
sche Chemie, 15.06.2021 bis 
31.10.2023

Dr. Bin Feng, Fudan Universi-
ty (China), Institut für Radio-
ökologie und Strahlenschutz, 
21.11.2021 bis 31.01.2024

Dr. Orlando Araújo Fontalvo, 
Universidad del Norte (Ko-
lumbien), Historisches Semi-
nar, 28.11.2021 bis 28.12.2021

Dr. Guy Fowler, University  
of Oxford (Vereinigtes König-
reich), Institut für Alg., Zah-
lenth. u. Diskrete Math., 
01.10.2021 bis 30.09.2024

Dr. Nelson Gonzalez, Univer-
sidad del Norte (Kolumbien), 
Historisches Seminar, 
09.11.2021 bis 10.12.2021

Dr. Hamed Saberi, Institut  
für Theoretische Physik, 
01.06.2021 bis 31.05.2023

Dr. Lee Hyun Ho, Republik 
Pusan National University 
(Korea), Institut für Mikrobio-
logie, 23.09.2021 bis 21.12.2021

Frau Ningjing Jiang, Univer-
sità degli Studi di Bologna 
‚Alma Mater Studiorum‘ (Ita-
lien), Institut für Physik, 
Chemi e und Elektrochemie, 
01.10.2021 bis 31.12.2021

Dr. Grace Kamotho, Karatina 
University (Kenia), Institut für 

Gartenbauliche Produktions-
systeme, 01.12.2021 bis 
28.02.2022

Prof. Dr. Sergey Ketov, Tokyo 
Metropolitan University (Ja-
pan), Institut für Theoretische 
Physik, 20.09.2021 bis 
31.03.2022

Dr. rer. nat. Sebastian Kom-
mescher, Ruhr-Universität Bo-
chum (Deutschland), Institut 
für Mineralogie, 01.09.2021 bis 
01.09.2022

Prof. Emmanouil Koumpara-
kis, National and Kapodistri-
an University of Athens (Grie-
chenland), Forschungszent-
rum L3S, 01.07.2021 bis 
30.10.2021

Dr. Qixiao Ma, Fudan Univer-
sity (China), Institut für Alge-
braische Geometrie, 01.09.2021 
bis 03.09.2023

Dr. Alexi Morin-Duchesne, 
KU Leuven, Institut für Theo-
retische Physik, 01.09.2021 bis 
31.12.2021

Dr. Dmitry Muromtsev, 
ITMO University (Russland), 
Fakultät für Elektrotechnik 
und Informatik, 15.09.2021 bis 
15.12.2021

Herr Abhilash Nandy, Indian 
Institute of Technology Kha-
ragpur (Indien), Fakultät für 
Elektrotechnik und Informa-
tik, 25.07.2021 bis 11.01.2022

Dr. Cameron Naylor, Wa-
shington State University 
(USA), Institut für Grundla-
gen der E-Technik und Mess-
technik, 01.08.2021 bis 
31.07.2023

Dr. Fredrick Oluoch Nyam-
wala, Moi University (Kenia), 
Institut für Analysis, 
02.09.2021 bis 30.10.2021

Dr. Carlos Orozco, Universi-
dad de San Carlos de Guate-
mala (Guatemala), Institut für 
Botanik, 04.10.2021 bis 
15.10.2021
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Prof. Salama Ouf, Cairo Uni-
versity (Ägypten), Institut für 
Botanik, 18.10.2021 bis 
14.01.2022

Dr. Jinzhao Pan, (Frankreich), 
Fakultät für Mathematik und 
Physik, 01.10.2021 bis 
30.09.2023

Prof. Yuliya Pleshivtseva, Sa-
mara State University (Russ-
land), Institut für Elektropro-
zesstechnik, 10.10.2021 bis 
23.10.2021

Dr. José Pablo Prado Córdova, 
Universidad de San Carlos de 
Guatemala (Guatemala), Insti-
tut für Botanik, 04.10.2021 bis 
15.10.2021

Dr. Huilong Ren, Institut für 
Photonik, 01.09.2021 bis 
31.08.2023

Dr. Arko Roy, Università degli 
Studi di Trento (Italien), Insti-

tut für Theoretische Physik, 
01.12.2021 bis 30.11.2023

Dr. Cogan Shimizu, Kansas 
State University (USA), Fakul-
tät für Elektrotechnik und In-
formatik, 01.11.2021 bis 
15.01.2022

Dr. Alexander Straumal, Rus-
sian Academy of Science 
(Russland), Institut für Werk-
stoffkunde, 15.10.2021 bis 
30.10.2021

Prof. Abdullah Ulas, Erciyes 
Üniversitesi (Türkei), Institut 
für Pflanzenernährung, 
01.10.2021 bis 31.12.2021

Dr.-lng. Martin Diekmann, 
Fakultät für Architektur und 
Landschaft, 01.10.2021 bis zum 
30.09.2022 

Assoc. Prof. Dmitry Muromt-
sev, Forschungszentrum L3S, 
15.09.2021 bis zum 14.12.2021 

Sie möchten gemeinsam mit uns Ressourcen schonen und Ihre Printausgabe abbestellen? Schreiben Sie uns eine Mail: alumni@zuv.uni-hannover.de

Im angepassten Format für Android und Apple für Smartphone und 
Tablet. Oder auch im Browser für die Nutzung am PC-Bildschirm. 
Einfach herunterladen und auch unterwegs lesen! 
https://online-magazine.uni-hannover.de/

Lesen Sie 
lieber online?

Das 
Ehemaligenmagazin

LeibnizCampus gibt
es jetzt auch in der neuen
App für Publikationen
der Leibniz Universität 

Hannover. 

Assoc. Prof. Vinay Jayarama 
Setty, Forschungszentrum 
L3S, 01.10.2021 bis zum 
31.12.2021 

Frau Maria Antonia Kums, 
Fakultät für Architektur und 
Landschaft, 01.10.2021 bis zum 
30.09.2022

sonstiges

Das Präsidium hat am 
1.09.2021 den Besetzungsvor-
schlag der Fakultät für Mathe-
matik und Physik für die W7-
Professur „Ultraschnelle Pho-
toelektronenforschung“ (mit 
DESY, Jülicher Modell)“ be-
schlossen und Dr. Andrea 
Trabattoni hat das Bestel-
lungsangebot auf diese Junior-
professur angenommen.

Zeitraum der Personalia-Informationen:

11. August 2021 bis 12.11.2021
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Der 360° Blick auf die Werkstatt
Prozesse digital beherrschen

Ein Unternehmen mit Perspektiven

www.heidenhain.de/karriere

Antriebstechnik sowie Längen- und Winkelmessgeräte 
von HEIDENHAIN sind weltweit maßgeblich für die  
Genauigkeit und Performance von Werkzeugmaschinen. 
HEIDENHAIN-Steuerungen für Fräs- und Drehmaschinen 
zeichnen sich durch ihre einfache, anwenderorientierte 
Bedienung und ihre genaue Bewegungsführung aus. 

Auf Basis dieses Erfahrungsschatzes entwickeln wir zu-
kunftsfähige Lösungen für die Digitale Werkstatt. Dazu 
gehören Hardware und Software im maschinennahen 

Umfeld, Beratung, Online-Services und vieles mehr. Sie 
bilden die komplette Prozesskette von der Angebots-
erstellung bis zur Auslieferung vollständig ab, schaffen 
Transparenz und optimieren Abläufe.

Das fundierte Know-how des HEIDENHAIN-Teams rund 
um die Werkzeugmaschine und den Arbeitsalltag in der 
Werkstatt, kombiniert mit frischen, kreativen Ideen, ver-
schafft die entscheidenden Vorteile bei der Entwicklung 
von praxisnahen Angeboten für die Digitalisierung. 

DR. JOHANNES HEIDENHAIN GmbH
www.heidenhain.de
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Karriere bei Wienerberger. 
Schon immer Ton angebend.

Starte Deine Karriere jetzt bei Wienerberger und 
setze Dich mit uns für unsere Umwelt ein, der wir 
uns alle verp� ichtet fühlen. 

Wir stehen für nachhaltiges Bauen und für Lebens-
räume, die Generationen überdauern. 

Unser Headquarter Deutschland in Hannover bietet 
vielfältige Jobangebote mit individuellen Weiter-
entwicklungsmöglichkeiten und Perspektiven.

Jetzt bewerben!
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www.wienerberger.de/ueber-uns/karriere

Übrigens: Wir freuen uns auch über Initiativbewerbungen. 
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